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Editorial

‌Im Herbst 2019 wird in Berlin das FUTURIUM eröffnet – ein Ort, an dem sich 
Menschen kreativ und auf sehr unterschiedliche Weise mit wichtigen Herausforde­
rungen der Gegenwart und nahen Zukunft auseinandersetzen können. Hier werden 
Chancen und Risiken für die Gesellschaft sowie Möglichkeiten der Zukunftsge­

staltung aufgezeigt – etwa in den Bereichen Ernährung, Gesundheit, Energie, Wohnen 
und Städte.

Zweifellos stellt die Erderwärmung, bzw. der Klimawandel eines der größten Risi­
ken für die Zukunft der Menschheit dar. Vor kurzem hat der Weltklimarat IPCC in 
seinen Sonderbericht die notwendige Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C (bis 
maximal 2 °C) nochmals unterstrichen. Bis 1,5 °C werden die vielfältigen Folgen der 
Klimaerwärmung, wie z. B. die Zunahme von Extremwetterereignissen oder der Verlust 
von Biodiversität, als eher beherrschbar, oberhalb der Marke als weniger beherrschbar 
angesehen. Der Bericht zeigt aber auch, dass die 1,5-Grad-Marke bereits 2030 erreicht 
werden könnte, wenn nicht zeitnah massive Anstrengungen unternommen werden, dies 
zu verhindern. Unterblieben diese, so betonte jüngst UN‑Generalsekretär António Gu­
terres, dann ist die Menschheit existenziell bedroht.

Solche und ähnliche Apelle sind alles anderes als neu, sie gehen jedoch meist nach 
kurzen Nachrichten-Blitzlichtern im medialen Informationsrauschen unter. Tatsächlich 
haben wir in den vergangenen Jahren weltweit – trotz des scheinbar wachsenden Um­
weltbewusstseins – anstatt weniger immer mehr klimaschädliche Gase in die Atmo­
sphäre des Planeten emittiert.

Es zeichnet sich deutlich ab, dass zur Erreichung der vereinbarten Klimaschutz­
ziele von Paris (COP21) der alleinige Einsatz neuer und (wirklich) nachhaltiger Tech­
nologien nicht ausreichend ist. Vielmehr braucht es tiefgreifende Anstrengungen in 
allen Bereichen, die von Bevölkerung, Industrie und Staat mitgetragen werden müssen. 

Einrichtungen wie das FUTURIUM können helfen, dass wichtige Themen wie der 
Klimawandel dauerhaft präsent sind und verhandelt werden.

Mögliche Fragen in diesem Rahmen lauten: Wer ist bereit, das hohe Risiko zu tra­
gen, durch unser Verhalten das Klima soweit zu verändern, dass bereits in wenigen Jah­
ren mit deutlichen und unumkehrbaren Folgen zu rechnen ist? Wer ist bereit, wichtige 
Veränderungen mit zu tragen, ja, aktiv zu unterstützen, auch wenn damit sogar Ver­
zicht verbunden ist?

Dies ist ein wichtiger und notwendiger Aushandlungsprozess in der Gesellschaft. 
Hoffen wir, dass dieser nun an einer breiteren „Front“ und kontinuierlich geführt wird. 
Wir wünschen dem FUTURIUM hierfür und auch sonst alles Gute – und dem Gedan­
ken, für das es steht.

Marcel Weil

MARCEL WEIL
Institut für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS), Karlsruhe
(marcel.weil@kit.edu)
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Meldungen

CALL FOR SESSIONS

Bratislava empfängt 
TA‑Community

Mit der „4th European Technology As-
sessment Conference“ soll vom 4. bis 
6.  Oktober 2019 ein weiterer Meilen-
stein hin zur internationalen Vernetzung 
der Technikfolgenabschätzung erreicht 
werden. Zu der Konferenz in Bratislava 
unter dem Titel „Value-driven Technolo-
gies: Methods, Limits, and Prospects for 
Governing Innovations“ lädt die Slowa-
kische Akademie der Wissenschaften ge-
meinsam mit europäischen Partnerins-
titutionen ein. Im Fokus der Konferenz 
steht die Frage nach der aktuellen und 
der künftig möglichen Rolle von Gesell-
schaft bei der Gestaltung neuer Techno-
logien. Diskutiert wird insbesondere der 
Beitrag der TA und der mit ihr verwand-
ten Felder zu wissenschaftlich fundierten 
Entscheidungen und einer besseren Go-
vernance von Innovationen  – in Europa 
und weltweit. Bis zum 15. Januar 2019 
können Interessierte Vorschläge für Ses-
sions einreichen, die den wissenschaftli-
chen Diskurs für einen Austausch mit Zi-
vilgesellschaft und Politik öffnen.
bratislava2019.technology-assessment.
info

INITIATIVE

Technikpolitik von unten

Wie kann es gelingen, den technologi-
schen Wandel so zu gestalten, dass alle 
von ihm profitieren? Und welchen Bei-
trag kann die Wissenschaft zu so einer Ge-
staltung liefern? Diese Fragen standen im 
Mittelpunkt der Konferenz „Technikpoli-
tik von unten – Gewerkschaft, Digitalisie-
rung, Emanzipation“, mit der am 7. und 

8. September 2018 in München das Zen-
trum für emanzipatorische Technikfor-
schung (ZET) gegründet wurde. Rund 100 
Interessierte aus Österreich, der Schweiz 
und Deutschland diskutierten über Mög-
lichkeiten einer emanzipatorischen Tech-
nikpolitik, die vielfältige Akteure betei-
ligt. So waren auf den Panels neben For-
schenden von Universitäten und Think 
Tanks unter anderem auch Hackerinnen 
und Hacker sowie Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter vertreten. Im Zuge 
der Tagung sei ein großes Interesse an Al-
ternativen zu der ökonomisch bestimmten 
Technikentwicklung und -nutzung deut-
lich geworden, so die Initiatorinnen und 
Initiatoren. Die Diskussion über mögliche 
soziotechnische Alternativen wolle man 
nun mit Hilfe der engeren Vernetzung im 
ZET vorantreiben.
emancipatory.technology

BÜRGERDIALOG

Autonome Technologien 
in Europa

Rund 50 Bürgerinnen und Bürger haben 
am 20. Oktober 2018 in Karlsruhe einen 
Tag lang über autonomes Fahren, die Zu-

��Beherbergt im November 2019 Europas TA‑Community: Die über der slowakischen Hauptstadt 
thronende Burg Bratislava. � Quelle: pixabay

TA-Grafik Drohnen Assoziationen mit dem Begriff „Drohne“ 
in Deutschland im Jahr 2017

26,1 %

19,9 %

10,9 %

5,8 %

3,5 %

2,1 %

9,4 %

9,3 %

5,9 %
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Technikfolgenabschätzung, der NTA8. 
Auf Einladung des Fraunhofer-Instituts 
für System- und Innovationsforschung 
(ISI) diskutierten die Teilnehmenden über 
die Rolle der Technikfolgenabschätzung 
im Hinblick auf gesellschaftliche Trans-
formationen. Das Feld eröffnete mit Oli-
ver Parodi vom Karlsruher Reallabor 
„Quartier Zukunft  – Labor Stadt“ einer 
der erfahrensten deutschsprachigen Wis-
senschaftler auf dem Gebiet transforma-
tiver Forschung. TA‑typisch war die Ein-
bindung der „Nachfrageseite“: Auf dem 
Podium diskutierte u. a. der Vorsitzende 

kunft der Arbeit und über Robotik in der 
Pflege diskutiert. Ergebnis der Veranstal-
tung des Instituts für Technikfolgenabschät- 
zung und Systemanalyse (ITAS) waren 
zahlreiche konkrete Forderungen an die 
Politik: etwa, den Fortschritt bei techni-
schen Assistenzsystemen in Europa künf-
tig dafür zu nutzen, dass Menschen ihre 
Angehörigen länger zu Hause pflegen kön-
nen. Oder die Förderung einer demokra-
tischen Technikentwicklung im Bereich 
Automatisierung, die, statt Arbeitsplätze 
in Gefahr zu bringen, nachhaltiges Wirt-
schaften und flexible Arbeitszeitmodelle 
ermöglicht. Um mit den Bürgerinnen 
und Bürgern zu diskutieren und ihre Vor-
schläge entgegenzunehmen war Staats-
sekretär Christian Luft vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
(BMBF) angereist. „Veranstaltungen wie 
diese sollte es viel öfter geben“, stellte der 
Vertreter des BMBF fest. „Politische Ent-
scheidungen werden besser, wenn Sie uns 
weiter auf den Füßen stehen. Gute Politik 
ist auf Ihre Rückmeldungen angewiesen“, 
so sein Appell an die Teilnehmenden.
www.buergerdialog.kit.edu

KONFERENZ

Transformationen und TA

Am 7. und 8. November 2018 versammel-
ten sind rund 150 Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler im Karlsruher Süd-
werk zur achten Tagung des Netzwerks 

des Bundestagsausschusses für Bildung, 
Forschung und TA, Ernst Dieter Ross-
mann, mit Philipp Ellett, zuständig für 
Klimaschutzpolitik beim Verband der 
Automobilindustrie (VDA), über unter-
schiedliche Erwartungen an eine in die 
Gesellschaft wirkende Wissenschaft. 
Zum Abschluss der Konferenz appellierte 
Erik Fisher von der Arizona State Univer-
sity an die Community, gerade in Zeiten 
von alternativen Fakten und Populismus 
mit ihren Kritikern im Gespräch zu blei-
ben. Die nächste NTA-Konferenz findet 
im Frühsommer 2020 in Wien statt.
www.openta.net/blog/NTA8-Splitter.102

PUBLIKATION

Grundlagen und 
Perspektiven

„Developing technology assessment fur-
ther […] is essential in the interests of 
supporting a good future on planet earth.“ 
Dieser Überzeugung folgend liefert Ar-
min Grunwald in seiner neuen Monogra-
fie eine umfassende Betrachtung von TA 
auf internationaler Ebene. Der Leiter des 
Instituts für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) und des Bü-

��Gespräche auf Augenhöhe: Staatssekretär Christian Luft (rechts) diskutiert mit Bürgerinnen 
und Bürgern über Zukunftstechnologien. � Quelle: Patrick Langer

��Organisierte mit seinem Team die 8. Ausgabe der NTA-Konferenz: Ralf Lindner vom Fraunhofer ISI in Karlsruhe. 
� Quelle: Fraunhofer ISI/Benedikt Bernhardt
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ßes Herz“ hat das nicht zugelassen. Wir 
vermissen ihn sehr!
Arnim von Gleich und die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Fachgebiets 

„Resiliente Energiesysteme“ am 
Fachbereich Produktionstechnik der 
Universität Bremen.

Personalia

JUDITH SIMON ist Mit‑
glied der im Juli 2018 von 
der deutschen Bundesre‑
gierung eingesetzten Da- 
tenethikkommission. Das 
Gremium soll Regierung 

und Parlament in Fragen digitaler Schlüssel‑
technologien beraten und einen ethisch- 
rechtlichen Rahmen für den Umgang mit Da- 
ten, Algorithmen und Künstlicher Intelligenz 
erarbeiten. Die Philosophin, die sich mit Digi‑
talisierung als gesellschaftlichem Phänomen 
auseinandersetzt, wurde außerdem für die 
Dauer von vier Jahren in den Deutschen 
Ethikrat berufen. Judith Simon ist seit 2017 
Professorin für Ethik in der Informationstech‑
nologie an der Universität Hamburg. Zuvor 
hat sie im In- und Ausland zu Themen aus der 
Philosophie, Wissenschaftstheorie und Tech‑
nikfolgenabschätzung geforscht. �  
� [Bildquelle: UHH/Nicolai]

DAGMAR OERTEL ist 
seit dem 15.  September 
2018 neue Generalsekre‑
tärin der Union der deut‑
schen Akademien der Wis- 
senschaften. Schwerpunk- 

te ihrer Tätigkeit sind die strategische Pla‑
nung und Weiterentwicklung des gemeinsa‑
men Forschungsprogramms der deutschen 
Wissenschaftsakademien und die Vertretung 
der Mitgliedsakademien gegenüber Bund und 
Ländern. Dagmar Oertel war über zehn Jah- 
re beim Büro für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag tätig. Als Mitglied 
des Präsidialstabs begleitete sie den Grün‑
dungsprozess des Karlsruher Instituts für 
Technologie (KIT). 2012 übernahm sie die ad‑
ministrative Leitung des neu gegründeten 
Helmholtz-Instituts Ulm. �  
� [Bildquelle: Akademienunion/Ausserhofer]

ros für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB) zeichnet die 
Entwicklung des Forschungsfelds in den 
vergangenen 50  Jahren nach und analy-
siert seine heute etablierten vielfältigen 
Spielarten  – von der parlamentarischen 
TA in vielen europäischen Staaten und auf 
internationaler Ebene über partizipative 
TA in lokalen und regionalen Kontexten 
bis hin zu einer Folgenabschätzung als 
Teil der Technikentwicklung selbst. Ba-
sierend auf seiner langjährigen Erfahrung 
reflektiert Armin Grunwald die theoreti-
schen Grundlagen des Forschungsfelds 
und skizziert Wege hin zu einer künfti-
gen globalen Ausrichtung der Technikfol-
genabschätzung.

NACHRUF

Stefan Gößling- 
Reisemann

Eine große Begeisterung für die sozio-
technische Perspektive auf die Energie
wende war charakteristisch für die Arbeit 
von Stefan Gößling-Reisemann. Der Pro-
fessor für Resiliente Energiesysteme ist 
im Sommer 2018 völlig überraschend 
verstorben. Als ausgebildeter Physiker be-
schäftigte er sich zunächst unter anderem 
mit „Entropie als Maß für Ressourcenver-
brauch“, Kreislaufwirtschaft und Indust-
rieller Ökologie. Im KLIMZUG-Projekt 

„nordwest 2050“ zur regionalen Anpas-
sung an den Klimawandel leitete er das 
Cluster Energie. Als Assistenzprofes-
sor im Fachgebiet Technikgestaltung und 
Technologieentwicklung nahm er das 
Leitkonzept der Resilienten Systeme in 
den Fokus und begeisterte sich für Sek-
torkopplung und „low exergy solutions“. 
Im Jahre 2015 wurde er auf die aus Mit-
teln der Exzellenzinitiative finanzierte 
Professur berufen. Vor dem Hintergrund 
seines immensen Engagements in der 
Lehre, seiner zahlreichen Veröffentli-
chungen und enormen Drittmittelerfolge 
stand ihre positive Evaluation unmittelbar 
bevor. Sein, wie er selbst sagte, „zu gro-

Aus dem openTA-Kalender

16.–17. 02. 2019, DARMSTADT – 
1. Darmstädter Tage der Transformation. 
www.schader-stiftung.de/themen/
gemeinwohl-und-verantwortung/fokus/
tage-der-transformation

13. 02. 2019, BOCHUM –  
The Method of Constructive Technology 
Assessment (CTA). Bochumer Winter 
School 2019: Empirische Sozialforschung. 
www.bochumer-summer-winter-
school.de

21.–23. 03. 2019, MÜNCHEN – 
Konferenz Governance of Big Trans
formations. 
www.bigtransformations.hfp.tum.de

06.–07. 05. 2019, GRAZ –  
18th Annual STS Conference Graz 2019: 
Critical Issues in Science, Technology and 
Society Studies 
sts-conference.isds.tugraz.at/event/2/

04.–06. 11. 2019, BRATISLAVA –  
4th European Technology Assessment 
Conference. Value-driven Technologies: 
Methods, Limits, and Prospects for 
Governing Innovations. (Call for Sessions 
bis 15. 01. 2019) 
bratislava2019.technology-
assessment.info

Weitere Termine unter www.openta.net/
kalender

��Grunwald, Armin (2018):  
Technology Assessment in Practice and Theory. 
Oxford: Routledge, 253 S., ISBN 9781138337077
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THEMA

Die Drohnennutzung breitet sich aus und wird zum Gegenstand der 

Technikfolgenabschätzung. Welches sind voraussichtliche Pfade der weiteren 

Technikentwicklung? Wer sind ihre Akteure und was ist die Interessenslage?  

Wo liegen zukünftige Einsatzfelder und wie entwickelt sich der rechtliche 

Rahmen? Ein TATuP-Thema herausgegeben von Karsten Weber,  

Bernhard Rinke und Christian Alwardt.

DROHNEN IN 
ZIVILER UND 

MILITÄRISCHER 
NUTZUNG

This work is distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.27.3.10
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Drohnen werden inzwischen in vielen und sehr unterschiedlichen Kon-
texten verwendet. Aus dem Blickwinkel der Technikfolgenabschätzung 
(TA) scheint es daher sinnvoll, den Umfang der momentanen und zu-
künftigen Nutzung von Drohnen und daraus resultierende Implikatio-
nen näher zu beleuchten und eine Bestandsaufnahme durchzuführen. 
Darüber hinaus sollen die voraussichtlichen Pfade der weiteren Tech-
nikentwicklung, relevante Akteure und deren Interessenslage sowie zu-
künftige Anwendungspotenziale und Einsatzfelder analysiert werden.

Dr. Strangelove, or how I learned to stop worrying and love the drone
A review of current debates on drone applications

Drones are nowadays used in many and very different contexts. From 
the technology assessment perspective, it therefore seems reasonable 
to shed more light on the extent of the current and future use of drones 
and the resulting consequences. In addition, the expected paths of fur-
ther technological development, relevant actors and their interests as 
well as potential future applications and fields of use should be ana-
lyzed.

Keywords: drones, civil use, military use, technology assessment

Militärische und zivile Nutzung 
von Drohnen

Die Entwicklung von Drohnen begann bereits während des Ers-
ten Weltkriegs; mindestens seit den 1960er-Jahren sind sie fester 
Bestandteil militärischer Operationen und spielen seit Anfang 
der 2000er-Jahre eine immer größere Rolle (Rogers und Hill 
2014). Die Verwendung des Drohnenbegriffes ist dabei nicht auf 
unbemannte Luftfahrzeuge beschränkt, für spezielle Einsätze 
am Boden (bspw. Kampfmittelbeseitigung) oder im bzw. unter 

Wasser (z. B. Seeminenabwehr) kommen ebenfalls unbemannte 
Systeme zum Einsatz. Die Handlungsautonomie dieser in Auf-
bau und Zielsetzung teils sehr unterschiedlichen Systeme ist der-
zeit noch limitiert und ihre Steuerung befindet sich regelmäßig 
unter menschlicher Kontrolle. Angesichts der intensiven For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten ist jedoch zu erwarten, 
dass der Grad an Autonomie militärischer Systeme, die mit Ro-
botik- und KI‑Funktionen ausgestattet sein werden, ansteigt und 
ihre militärische Nutzung deutlich zunehmen wird.

Einerseits räumen Schlüsselstaaten wie die USA, China und 
Russland autonomen militärischen (Waffen-)Systemen in ihren 
politisch-strategischen Überlegungen sowie Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen eine zunehmend hohe Priorität ein. 
Andererseits wird vor den „potenziell katastrophalen Konsequen-
zen“ (UN‑Abrüstungschefin Izumi Nakamitsu) zukünftiger auto-
nomer Waffensysteme gewarnt. Menschenrechtsorganisationen 
fordern ein Verbot autonomer Waffensysteme, da sie im Wider-
spruch zum humanitären Völkerrecht stünden, sich mit ihrer Ein-
führung die Gefahr von Rüstungswettläufen ergeben und die Wahr- 
scheinlichkeit militärischer Auseinandersetzungen steigen werde.

Ethische, politische, juristische, soziale und technische Fra-
gen, die sich in Bezug auf den Einsatz militärischer Drohnen 
ergeben (Boyle 2015), betreffen z. B. die Proliferation bzw. de-
ren Vermeidung, die Dual-Use-Problematik, die Nutzung durch 
substaatliche Akteure, das Problem der Krisenstabilität oder die 
Diskussion darüber, ob Drohnen militärische Konflikte wahr-
scheinlicher werden lassen. Darüber hinaus sind in Hinblick auf 
den Einsatz militärischer Drohnen Überlegungen zu ihrer tech-
nologischen Verlässlichkeit, Beherrschbarkeit oder Nachhaltig-
keit (z. B. bei „Wegwerf“-Drohnen) anzustellen.

Derzeit eingesetzte Drohnen sind in aller Regel ferngesteu-
ert, die Autonomie beschränkt sich auf das selbständige Navi-
gieren zu einem Zielort oder die Fluglagesteuerung. Zukünfti-
gen Drohnen werden vielleicht nur noch spezifische Einsatz-
ziele vorgegeben, die diese dann selbständig verfolgen. Letztlich 
steht zur Debatte, ob Menschen die Entscheidung des Einsatzes 
von Gewalt treffen (humans in the loop) oder diese Entschei-

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License 
CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.27.3.11
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mobilienmarkt, wenn Privatgrundstücke überflogen und foto-
grafiert werden. Nicht zuletzt sind Drohnen ein beliebtes Spiel-
zeug – hier sind Fragen der Luftsicherheit, der Privatsphäre oder 
auch des Missbrauchs von Bedeutung.

Die Beiträge dieses TATuP-Themas

In den Beiträgen des vorliegenden TATuP-Themas können 
selbstverständlich nicht alle angesprochenen Aspekte behandelt 
werden. Dessen unbenommen erlauben die hier versammelten 
Texte gleichwohl einen Einblick in einige relevante Anwendungs- 
und Problemfelder.

Susanne Benöhr-Laqueur behandelt ein aktuell umstrittenes 
Thema, das insbesondere in Bayern hohe Wellen geschlagen hat. 
Mit dem neuen bayerischen Polizeiaufgabengesetz (PAG) wer-
den die Befugnisse der bayerischen Polizei neu geregelt, u. a. in 
Bezug auf den Einsatz von Drohnen. Die Autorin macht deut-
lich, dass die unklaren Formulierungen im PAG zu weitreichen-
den Konsequenzen für die Bürgerinnen und Bürger führen kön-
nen; dabei wird sichtbar, dass Technikfolgenabschätzung sehr 
oft durch eine Rechtsfolgenabschätzung ergänzt werden sollte.

Markus Christen, Michel Guillaume, Maximilian Jablonow-
ski, Peter Lenhart und Kurt Moll legen dar, dass in internatio-
nalen Debatten kein Konsens über die rechtliche Definition des 
Begriffes „Drohne“ besteht und dass eine Definition über tech-
nische Eigenschaften ungeeignet ist. Für das europäische Luft-
fahrtrecht schlagen sie daher eine alternative Beschreibung vor. 
Weiterhin gehen die Autoren auf technische Aspekte ein, die es 
erschweren, Drohnen in das Luftraumsystem einzubinden sowie 
auf die daraus erwachsenden ethischen, rechtlichen und sozia-
len Herausforderungen.

Jens Crueger beschreibt Chancen der Drohnennutzung für 
die archäologische Forschung. In Kombination mit diversen 
Nutzlasten könnten sie u. a. wertvolle Beiträge zur Dokumen-
tation und bei der Erkundung von schwierigem Gelände leis-
ten. Außerdem besitzen Drohnen das Potenzial, die Archäolo-
gie in Richtung eines minimalinvasiven Ansatzes zu verändern. 
Der Autor verschweigt dabei nicht die möglicherweise negati-
ven Gefahren des Drohneneinsatzes insbesondere im Hinblick 
auf die unsachgemäße Nutzung durch SondengängerInnen so-
wie RaubgräberInnen.

Jessica Heesen, Susanne Schuster und Clemens Arzt wiede-
rum untersuchen ethische und rechtliche Aspekte der gezielten 
Abwehr von Drohnen durch die Polizei. Da Drohnen nicht-inten-
diert abstürzen oder bewusst zum Absturz gebracht werden kön-
nen, stellen sie eine Gefährdung für Menschen und Güter dar; 
Maßnahmen zur Abwehr müssen einer Risikoabschätzung und 
Güterabwägung unterzogen werden, bspw. um Verhältnismäßig-
keit zu wahren. Die Autorinnen und der Autor untersuchen das 
Spannungsfeld unterschiedlicher moralischer und rechtlicher 
Ansprüche.

Bernhard Koch und Bernhard Rinke fragen in ihrem Bei-
trag, ob der militärische Einsatz von Kampfdrohnen gerecht-

dung autonom vom Waffensystem getroffen wird (humans out 
of the loop). Vor- und Zwischenstufen sind denkbar (humans on 
the loop), so dass diese ebenfalls zu identifizieren sind, da sich 
daraus unterschiedliche ethische und rechtliche Implikationen 
ergeben (Sharkey 2010). Hierauf aufbauend ist zu diskutieren, 
ob eine Regulierung oder Rüstungskontrolle autonomer bewaff-
neter Drohnen notwendig ist und wie diese umzusetzen wäre 
(Dickow et al. 2015).

In der Landwirtschaft finden Drohnen vor allem Anwen-
dung bei der Kartierung landwirtschaftlicher Flächen (Broschart 

2016) und bei Datenerhebungen zum Bodenzustand sowie zum 
Zustand von Pflanzenbeständen (Primicerio et al. 2012); dazu 
kommt die Überwachung von Herden (Favier et al. 2013). TA‑re-
levante Fragen betreffen etwa aktuelle und zu erwartende An-
wendungsmöglichkeiten in konkreten landwirtschaftlichen Pro-
duktionsverfahren, Akteure und deren Interessenlage, den Um-
fang der derzeitigen und zukünftigen Nutzung von Drohnen in 
der Landwirtschaft, voraussichtliche Pfade der weiteren Tech-
nikentwicklung, zukünftige Anwendungsfelder, Analyse und 
Bewertung von Anwendungspotenzialen, Forschungsbedarfe 
im Hinblick auf Technikentwicklung, Nutzung und Auswirkun-
gen. Dabei sollte in den Blick genommen werden, ob Drohnen 
kleinräumige oder industrielle Landwirtschaftsformen unterstüt-
zen und welche Folgen die vorgenannten Anwendungen auf den 
Agrarsektor zeitigen. Von herausragendem Interesse sind über-
dies Fragen des Umweltschutzes und der Nachhaltigkeit (Dani-
lov et al. 2015).

Als Transportmittel kommen Drohnen insbesondere bei der 
Auslieferung kleinerer Lasten infrage (Wrycza et al. 2017; Nent-
wich 2018). Allerdings wirft diese Nutzungsform zahlreiche 
rechtliche Fragen auf: Da existierende Versicherungsformen für 
Drohnen wohl nicht genutzt werden können, steht insbesondere 
die Versicherungswirtschaft vor erheblichen Herausforderungen 
(Großmann 2017).

Schließlich werden in der Literatur weitere zivile Einsatz-
zwecke, Technikfolgen jenseits des militärischen Einsatzfel-
des sowie die juristische Gestaltung ziviler Nutzungen disku-
tiert (ein Beispiel unter vielen ist Rao et al. 2016). So erlauben 
Drohnen günstige Luftbildaufnahmen hoher Qualität, die für 
polizeiliche Zwecke genutzt werden können, aber Datenschutz-
fragen aufwerfen; vergleichbare Fragen stellen sich u. a. im Im-

Angesichts der Herausforderungen 
und Probleme ihres zukünftigen 

Einsatzes wäre zu wünschen, 
dass eine umfangreiche öffentliche 
Debatte bezüglich Drohnen beginnt.
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fertigt werden kann. Im Vordergrund steht dabei die Spannung 
zwischen dem Schutz der jeweils eigenen und der gezielten Tö-
tung der gegnerischen Soldatinnen und Soldaten. Die Autoren 
argumentieren, dass der Einsatz von bewaffneten Drohnen mo-
ralisch bedenklich sei, da der Schutz, der auf der einen Seite für 
die eigenen Soldatinnen und Soldaten durch den Einsatz dieser 
Technologie verbessert werden mag, auf der anderen Seite mit 
einer erhöhten Gefahr für Leib und Leben einhergeht.

Simon Schneider, Bodo Bookhagen und Paul Eschbach lie-
fern einen Übersichtsartikel, der auf das Potenzial der Drohnen-
nutzung in verschiedenen Forschungsfeldern eingeht. Die Au-
toren betonen dabei, dass die Drohnennutzung im Forschungs-
kontext nicht in einem rechtlichen oder regulatorischen Vakuum 
stattfindet, sondern bspw. Luftraumbeschränkungen oder Ge-
nehmigungsgefahren ausgesetzt ist. Damit wird erneut verdeut-
licht, was bereits in Susanne Benöhr-Laqueurs Beitrag sicht-
bar wurde: Technikfolgen können ohne Berücksichtigung des 
regulatorischen Rahmens nur unzureichend abgeschätzt werden.

Fazit

Vollautonome Fahrzeuge befördern zwar Insassen, aber werden 
nicht mehr von Menschen gesteuert – insofern teilen sie viele 
Charakteristika mit Drohnen. Solche Fahrzeuge und die mit ih-
nen potenziell einhergehenden Folgen für Individuen und Ge-
sellschaften werden in diesem TATuP-Thema intensiv disku-
tiert. Angesichts der ebenso weitreichenden Konsequenzen des 
Drohneneinsatzes und der damit einhergehenden Herausfor-
derungen und Probleme wäre zu wünschen, dass eine ähnlich 
umfangreiche öffentliche Debatte auch bezüglich Drohnen be-
ginnt. Ansonsten könnten wir uns irgendwann in einer Situation 
wiederfinden, die jener ähnelt, die Stanley Kubrick in seinem 
Film beschreibt, auf den der Titel dieses Einführungskapitels 
anspielt.
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Das neue bayerische Polizeigesetz betritt im Hinblick auf den Einsatz 
von Polizeidrohnen juristisches Neuland. Hochkomplexe juristische Tat-
bestände ermöglichen es der bayerischen Polizei in Zukunft, nicht nur 
öffentliche Veranstaltungen oder Ansammlungen auf großen bzw. un-
übersichtlichen Örtlichkeiten zu überwachen, sondern auch ganz ge-
zielt potenzielle Gefährder zu identifizieren. Hinzu kommt, dass der 
Drohneneinsatz über polizeirelevanten „Hotspots“ wie Rotlichtbezirken, 
Hauptbahnhöfen aber auch Asylbewerbertreffpunkten unter dem As-
pekt der Abwehr des neu konzipierten Tatbestandes der „drohenden 
Gefahr“ ermöglicht wird.

2018 – the year in which German police first used drones against 
potential perpetrators
Comments on Art. 47, Bavarian Police Law (PAG)

The new Bavarian police law breaks new legal ground regarding the use 
of police drones. Highly complex legal offenses will allow the Bavarian 
police in the future not only to monitor public events or gatherings at 
large or complex sites but also to specifically identify potential perpe-
trators. In addition, the use of drones over relevant “hot spots” such as 
red-light districts, railway stations, or meeting places for asylum seek-
ers will be possible in defense against the newly outlined offense of 

“ impending danger”.

Keywords: unmanned aerial vehicle (UAV), police drone, chilling 
effect, Bavarian Police Law (PAG)

Einführung

Die deutsche Polizei nutzt seit circa einem Jahrzehnt Drohnen. 
Aufgrund der unausgereiften Technik war die Akzeptanz, ein 
Unmanned Aerial Vehicle (UAV) einzusetzen, zunächst gering. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt haben lediglich die Bundeslän-
der Thüringen, Hamburg und Bremen noch keine Polizeidrohne 
erworben. Im Bedarfsfall werden sie offenbar kurzerhand von 
den anderen Bundesländern ausgeliehen (Bremische Bürger-
schaft 2014, S. 4565–4566). Dabei sind die Vorteile des Poli-
zeidrohneneinsatzes in bestimmten Bereichen evident. Drohnen 
können Tatorte millimetergenau vermessen, Fluchtwege von Tä-
tern nachvollziehen, den Verkehr überwachen und lenken so-
wie vermisste Personen suchen (Schulz 2017, S. 17). Angesichts 
der Tatsache, dass sie extrem leise sind, ihr Radius je nach Mo-
dell bis zu 2 km beträgt und sie immerhin – ohne dass die Leis-
tungsfähigkeit der Hightechkamera beeinträchtigt wird – bis zu 
1.000 Meter aufsteigen können, ist ihre Effektivität im Bereich 
der Beweissicherung und Überwachung unbestritten. Lediglich 
der Anschaffungspreis von bis zu 40.000 Euro und die kurze 
Flugdauer von circa 20  Minuten pro Akkuladung trüben das 
Bild (Diehl 2010). Dies sind jedoch Marginalien, denn ange-
sichts der Terroranschläge in den vergangenen Jahren, der Es-
kalationen während des G20-Gipfels 2017 in Hamburg oder ge-
waltbereiter Fußballfans genießt die Sicherheitspolitik absolute 
Priorität. So war die Verschärfung des bayerischen Polizeige-
setzes sowie die Ad-hoc-Anschaffung mehrerer Polizeidrohnen 
zur Jahreswende 2017/2018 keine wirkliche politische Überra-
schung (Truscheit 2017). Bemerkenswert ist hingegen die Sig-
nalwirkung, die vom neuen Bayerischen Polizeiaufgabengesetz 
im Allgemeinen und bezüglich des Einsatzes von Drohnen im 
Besonderen ausgeht (Kornmeier 2018).

Die Verwendung von Polizeidrohnen ist durchaus keine No-
vität. Bereits im Jahre 2010 wurde im Zuge der Demonstratio-
nen gegen den Castor-Transport in Gorleben eine Aufklärungs-
drohne von der Polizei eingesetzt (Hertwig und Kuvvet 2011). 

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License 
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https://doi.org/10.14512/tatup.27.3.14
Submitted: 20. 07. 2018. Peer reviewed. Accepted: 11. 10. 2018

2018 – das Jahr, in dem die 
deutsche Polizei erstmals Drohnen 

gegen Gefährder einsetzte
Anmerkungen zu Art. 47 Bayerisches Gefahrenabwehrgesetz (PAG)

Susanne Benöhr-Laqueur, Abteilung Polizei, Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW/Standort Münster, Nevinghoff 8–10, 48147 Münster 
(susanne.benoehr-laqueur@fhoev.nrw.de),  orcid.org/0000-0002-5490-113

14

THEMA · Drohnen in ziviler und militärischer Nutzung

Susanne Benöhr-Laqueur   27/3 (2018)

mailto:susanne.benoehr-laqueur%40fhoev.nrw.de?subject=
http://orcid.org/0000-0002-5490-113


gen, auf allgemeine Ermächtigungsgrundlagen zurückzugreifen. 
In der juristischen Fachwelt ist dies umstritten. Einerseits wird 
die Meinung vertreten, dass zwar ein Drohneneinsatz nicht ge-
nerell unzulässig sei, er jedoch angesichts des Mangels einer  
Ermächtigungsgrundlage nicht zum Standardinstrument im Poli-
zeidienst avancieren sollte (Gusy 2014). Anderer Ansicht zu-
folge ist die Drohne durchaus ein sinnvolles Instrumentarium 
und der Einsatz durch die jeweilige Ermächtigungsgrundlage 
gedeckt (Zöller und Ihwas 2014). Gerichtsurteile zum Polizei-
drohneneinsatz sind in der Bundesrepublik Deutschland – so-
weit ersichtlich – (noch) nicht existent. Zur rechtlichen Bewer-
tung eines Drohneneinsatzes muss folglich ein Rückgriff auf 
Gerichtsentscheidungen erfolgen, in denen über den Einsatz mo-
biler polizeilicher Überwachungseinheiten mit herkömmlichen 
Technologien geurteilt wurde.

Für diese Sachverhalte hat die Rechtsprechung klare Regelun-
gen entwickelt. Demzufolge sind z. B. verdeckte Einsätze – und 
damit Aufnahmen von Personen auf Demonstrationen verboten. 
Erst wenn Straftaten unmittelbar bevorstehen, können die Kame-
ras ausgefahren und kann gefilmt werden.2 Fraglich ist jedoch, 
ob dieser Rückgriff auf die herrschende Rechtsprechung im Hin-
blick auf Polizeidrohnen überhaupt sinnvoll ist. Denn mobile 
Überwachungsfahrzeuge und mehr noch Polizisten mit High

2   OVG Rheinland-Pfalz, in: NVwZ-RR 2015, S. 570 ff. und OVG Lüneburg, 
in: NVwZ-RR 2015, S. 98 ff.

Die  – nicht genehmigte  – polizeiliche Nutzung hatte weitrei-
chende politische Konsequenzen: Hinfort verzichteten die Poli-
zeiführungen der Länder ausdrücklich auf den Drohneneinsatz 
über Menschenansammlungen. Besonders eindrücklich äußerte 
sich im Jahre 2016 der Polizeipräsident von Berlin: „[…] unsere 
Drohnen fliegen nicht über Menschen und deswegen werden sie 
niemals für die Überwachung eingesetzt werden“ (Abgeordne-
tenhaus Berlin 2016, S. 37). Diese Ansicht wird von der bayeri-
schen Landesregierung nicht geteilt. Der neugeschaffene Art. 47 
im Bayerischen Polizeiaufgabengesetz1 (PAG) mit der Über-
schrift „Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen“ (Abb. 1) 
gestattet es der Polizei, Drohnen in einer Fülle von Fällen, wie 
etwa bei Demonstrationen oder Fußballspielen, aufsteigen zu 
lassen. Hinzu kommen Einsätze zur Identifizierung von Perso-
nen, von denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausge-
hen könnte – sogenannte Gefährder. Aber auch Straftäter kön-
nen zukünftig durch Polizeidrohnen observiert und belauscht 
werden. Schlussendlich können Polizeidrohnen auch über poli-
zeilichen Hotspots erscheinen. Dies sind Orte, an denen sich 
z. B. potenzielle Gefährder aufhalten, wie etwa Rotlichtbezirke, 
Ausländerämter, Asylbewerberheime oder Hauptbahnhöfe.

Angesichts der Komplexität des Art. 47 PAG beschränkt sich 
die folgende Untersuchung auf zwei Themenbereiche. Zum einen 
soll untersucht werden, ob und wann die bayerische Polizei Ge-
fährder, Demonstrationen, Fußballspiele und Asylbewerber-
heime mit Drohnen überwachen kann. Zum zweiten wird analy-
siert, über welche technische Ausrüstung eine Drohne verfügen 
darf. Diese Betrachtungen werden ergänzt um die Fragestel-
lung, ob die Möglichkeiten des Drohneneinsatzes nicht den ers-
ten Schritt in den „Orwellschen Überwachungsstaat“ darstellen.

Außerordentlich komplex

Art. 47 PAG
Bereits in der parlamentarischen Anhörung zum PAG erklärte 
ein Abgeordneter, dass er den Gesetzentwurf als „außerordent-
lich komplex“ empfände (Bayerischer Landtag 2018 a, S. 23). 
Dieser Einschätzung ist vorbehaltlos zuzustimmen und insbe-
sondere Art. 47 PAG ist hierfür ein prägnantes Beispiel. Der bay-
erische Gesetzgeber stand nämlich erstens vor der Aufgabe, das 
Polizeiaufgabengesetz einer EU‑Richtlinie anzupassen, zwei-
tens die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umzusetzen 
und drittens dem Stand der Technik entsprechende Ergänzungen 
vorzunehmen (Bayerischer Landtag 2018 b, Anlage 2).

Im Hinblick auf den Einsatz von Polizeidrohnen wagt Bayern 
in mehrfacher Hinsicht ab sofort einen Alleingang. In den Poli-
zeigesetzen derjenigen Länder, die Drohnen einsetzen, finden 
sich keine spezialgesetzlichen Normen, die den Einsatz legiti-
mieren (Weiner 2018). Die Polizeiführungen sind somit gezwun-

1   Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Staatlichen 
Polizei (Polizeiaufgabengesetz – PAG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1990 (GVBl. S. 397), BayRS 2012-1-1-I.

Art. 47 Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen

(1) Bei den nachfolgenden Maßnahmen dürfen Daten unter den dort 
 genannten Voraussetzungen auch durch den Einsatz unbemannter 
Luftfahrtsysteme erhoben werden:

1. offene Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen nach 
Art. 33 Abs. 1 bis 3,

2. Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung nach Art. 36 Abs. 1,

3. Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach Art. 41 Abs. 1,

4. Eingriffe in den Telekommunikationsbereich nach Art. 42 Abs. 1 bis 5 
und

5. verdeckter Zugriff auf informationstechnische Systeme nach Art. 45 
Abs. 1 und 2.

(2) 1 In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 dürfen unbemannte Luftfahrtsysteme 
nur dann eingesetzt werden, wenn die Offenheit der Maßnahme ge-
wahrt bleibt. 2 In diesen Fällen soll auf die Verwendung unbemannter 
Luftfahrtsysteme durch die Polizei gesondert hingewiesen werden.

(3) Soweit in den Fällen des Abs. 1 eine richterliche Anordnung erforderlich 
ist, muss diese auch den Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen 
umfassen.

(4) Diese unbemannten Luftfahrtsysteme dürfen nicht bewaffnet werden.

Abb. 1: Art. 47 Bayerisches Polizeiaufgabengesetz.  
� Quelle: http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayPAG-47
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Das neue bayerische Polizeiaufgabengesetz umgeht diese ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben, indem es zwei Normen geschickt 
kombiniert. Gemäß Art. 33 Absatz 1 Nr. 1 PAG (Abb. 2), der auf 
den Art. 47 Abs. 1 Nr. 1 PAG verweist, können von Personen, 
die von der Polizei als Gefährder eingestuft werden und sich auf 
einer bzw. im Zusammenhang mit einer öffentlichen Veranstal-
tung oder Ansammlung, d. h. in deren Umfeld bzw. auf der An-
reise, aufhalten oder befinden, und von denen zu befürchten ist, 
dass sie erhebliche Ordnungswidrigkeiten bzw. Straftaten be-
gehen, sowohl Bild- und Tonaufnahmen als auch (Video-)Auf-
zeichnungen gefertigt werden, um deren Identität festzustellen. 
Das bedeutet, dass eine Drohnenüberwachung von Demonstra-
tionen als auch von Veranstaltungen – wie etwa Fußballspielen – 
mit Gefährderpotenzial problemlos möglich ist.

Darüber hinaus erfasst Art. 33 Absatz 1 Nr. 2 PAG aber auch 
öffentliche Veranstaltungen und Ansammlungen, die wegen der 
Größe oder Unübersichtlichkeit der Örtlichkeit überwacht wer-
den müssen. Die Entscheidung, ob eine Örtlichkeit diesen Vor-
aussetzungen entspricht, trifft die Polizeiführung. Dies bedeutet 
de facto, dass sich eigentlich jeder Einsatz von Polizeidrohnen 
im Zuge von Art. 33 Abs. 1 PAG begründen lässt. Mehr noch: 
Bei einer unübersichtlichen Örtlichkeit – etwa einem Innenstadt-
bereich – oder einer großen Örtlichkeit – z. B. einer Festwiese 

oder dem Innenraum bzw. Umfeld eines Stadions – kann der 
Einsatz zunächst durch Art. 33 Abs. 1 Nr. 2 PAG legitimiert wer-
den; sollten sich sodann Gefährder zeigen, kann problemlos auf 
Art. 33 Abs. 1 Nr. 1 PAG zurückgegriffen werden. Es ist somit 
absehbar, dass der Drohneneinsatz zur polizeilichen Standard-
maßnahme avancieren wird.

Der Drohneneinsatz: Art. 47 Abs. 2 PAG
Gleichwohl ist auch der bayerische Gesetzgeber an die Recht-
sprechung gebunden, die im Hinblick auf die Überwachungs-
maßnahmen urteilt, dass diese nur „offen“ erfolgen dürfen. Frag-
lich ist somit, wann ein Drohneneinsatz als „offen“ zu qualifizie-
ren ist. Art. 47 Absatz 2 PAG normiert, dass Drohnen nur offen 
aufsteigen dürfen. „Offen“ bedeutet gemäß des Gesetzentwur-
fes, dass entweder im Eingangsbereich der Veranstaltung auf 
den Drohneneinsatz hingewiesen wird bzw. der Polizist, der die 
Drohne steuert, mit einem gut sichtbaren Hinweis auf der Klei-
dung versehen ist (Bayerischer Landtag 2018 c, S. 68).

techkameras am Stativ bzw. Helm sind den Regeln der Schwer-
kraft unterworfen. Für sie gilt, dass der Einsatz entweder nur 

„offen“ oder „verdeckt“ erfolgen kann – für Drohnen hingegen 
gelten andere physikalische Voraussetzungen.

Das war dem bayerischen Gesetzgeber durchaus bewusst, da-
her wählte er eine gewandte Gesetzeskombination, mit der er 
den „offen-verdeckten“ Einsatz von Polizeidrohnen gesetzlich 
zu legitimieren versucht.

Von Gefährdern sowie unübersichtlichen 
und großen Örtlichkeiten

Art. 47 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Art. 33 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 2 PAG
In der Bundesrepublik Deutschland sind die Versammlungs-
freiheit (Art. 8 GG) und die Meinungsfreiheit (Art. 5 GG) ein 
bedeutsames demokratisches Grundprinzip. So entfaltet der 

„Brokdorf-Beschluss“ des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahre 1985 bis zum heutigen Tage seine Geltung.3 Er besagt, 
dass es zu den unentbehrlichen Funktionselementen eines de-
mokratischen Gemeinwesens gehört, dass der Bürger durch 
Ausübung der Versammlungsfreiheit aktiv am politischen Mei-
nungsbildungs- und Willensbildungsprozess teilnehmen kann. 
Der Schutz der Versammlungsfreiheit sei auch dann zu erhal-
ten, wenn mit Ausschreitungen durch Einzelne oder Minderhei-
ten zu rechnen ist. Angesichts dessen müssen sich einschrän-
kende behördliche Maßnahmen am Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit messen lassen.4 Dies gilt insbesondere auch für die 
bild- und tongebende Überwachung von öffentlichen Versamm-
lungen – also etwa Demonstrationen oder Kundgebungen. Vor 
diesem Hintergrund dürfen Video- und Tonaufzeichnungen erst 
dann durchgeführt werden, wenn von der Polizei gewalttätige 
Ausschreitungen beobachtet werden.5

Damit soll der sogenannte Chilling Effect vermieden wer-
den. Unter diesem Begriff versteht man die Selbstbeschränkung 
des Bürgers an einer öffentlichen Versammlung nicht teilzuneh-
men, weil die Befürchtung überhandnimmt gefilmt zu werden 
und infolgedessen soziale und berufliche Repressalien zu erlei-
den. Dies hätte im Extremfall zur Folge, dass sich Bürger nicht 
mehr aktiv am politischen Willensbildungs- und Meinungsbil-
dungsprozess beteiligen (Assion 2014). Diese Konfliktsituation – 
in der die Bürger aus Angst vor dem allmächtigen „Orwellschen 
Überwachungsstaat“ von ihrem Grundrecht nicht mehr Ge-
brauch machen – ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts unbedingt zu vermeiden.6 Folglich haben zahlrei-
che Gerichte das polizeiliche Filmen von (friedlichen) Demons-
tranten nur unter sehr engen Voraussetzungen und auch nur als 

„Übersichtsaufnahmen“ gestattet.

3   BVerfGE 69, 315 (Brokdorf ).
4   ebd.
5   OVG Rheinland-Pfalz, in: NVwZ-RR 2015, S. 570 ff. und OVG Lüneburg, 
in: NvwZ-RR 2015, S. 98 ff.
6   BVerfGE 69, 315 (Brokdorf ).
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wirken. Unter einer Gefahr versteht die Rechtsprechung einen 
Lebenssachverhalt, in dessen ungehindertem Ablauf in abseh-
barer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden an 
polizeilichen bzw. ordnungsrechtlichen Gütern eintreten wird 
(Schmidt 2017, S. 245). Entscheidend ist somit der Zeitfaktor. In 
der juristischen Kasuistik wird folglich zwischen der „konkreten 
Gefahr“ und der „abstrakten Gefahr“ getrennt. So verlangt die 

„konkrete Gefahr“ eine besondere zeitliche Nähe des vorhande-
nen Schadensereignisses, dass bereits in Teilaspekten eingetre-
ten ist oder in seiner Realisierung unmittelbar bevorsteht (ebd., 
S. 245). Hingegen ist eine „abstrakte Gefahr“ in der Regel gege-
ben, wenn ein Sachverhalt bei generell typischer Betrachtungs-

Diese Regelung ist ausgesprochen interpretationsbedürftig. 
Denn Art. 33 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 PAG erlauben den Einsatz 
von Drohnen auch „im Zusammenhang“ mit einer öffentlichen 
Veranstaltung oder Ansammlung. Das bedeutet, dass die Drohne 
nicht unbedingt direkt am Versammlungs- oder Veranstaltungs-
ort „offen“ eingesetzt werden muss. Wenn dies der Fall ist, dann 
sind die folgenden Effekte zu bedenken. Sollte ein „Drohnen-
polizist“ gesichtet werden, wird diese Nachricht in Sekunden-
schnelle verbreitet. In dieser Situation werden Gefährder eine 
Identifizierung aus der Luft zu vermeiden wissen, indem sie un-
verzüglich zur Vermummung greifen. Zum zweiten könnte der 
Drohneneinsatz bei friedlichen Demonstranten den Chilling Ef­
fect und Ängste vor Gewalttätigkeiten auslösen. Der Demonst-
rant hat nämlich keine Kenntnis darüber, warum die Polizei die 
Drohne aufsteigen lässt. In Betracht käme ein konfliktreiches 
Worst-Case-Szenario aber gegebenenfalls auch nur eine einfa-
che Überwachungsmaßnahme aufgrund der Örtlichkeit.

Dieser Argumentation ist entgegenzuhalten, dass die Poli-
zei sich bei weitem nicht nur der Drohnenüberwachung bedient. 
Überwachungswagen und Beamte am Rande des Demonstra-
tionszuges und von Veranstaltungen generieren gleichfalls Film- 
und Tonaufnahmen, sobald Erkenntnisse vorliegen, dass auf der 
Versammlung gewalttätige Ausschreitungen begangen werden. 
Die Drohne ist somit lediglich ein mögliches Einsatzmittel.

Gleichwohl wäre der bayerische Gesetzgeber gut beraten ge-
wesen, Art. 47 PAG um einen weiteren Passus zu ergänzen. Näm-
lich, dass sobald ein Drohneneinsatz beabsichtigt ist, der Demon-
strations- bzw. Veranstaltungsleiter informiert wird und dieser 
den Aufstieg der Drohne unverzüglich bekanntzugeben hat.7 So 
hätte man auch dem Argument begegnen können, dass der of-
fene Einsatz der Drohne de facto gar nicht beabsichtigt ist bzw. 
leicht unterlaufen werden kann. Denn niemand hindert die Poli-
zei daran, die Drohne in einem Hinterhof, auf einem Dach oder 
in einer unbelebten Straße zwar offen aufsteigen zu lassen, um 
sodann unentdeckt in 1 km Entfernung und 700 Meter Höhe Ge-
fährder in einer Demonstration ausfindig zu machen bzw. An-
sammlungen aufgrund ihrer Größe zu überwachen. Es besteht 
folglich die berechtigte Sorge, dass sich der Drohneneinsatz ver-
selbstständigt und weder die Gefährder – was gegebenenfalls zu 
rechtfertigen wäre – noch die friedlichen Demonstranten über-
haupt eine Kenntnis vom Einsatz erlangen.

„Gefährder-Hotspots“ im Visier

Art. 33 Abs. 2 i. V. m. Art. 13 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 3 PAG
Die bayerische Polizei beabsichtigt zudem gemäß Art. 13 Abs. 1 
Nr. 2 (Abb. 3) Drohnen im Zuge der Gefahrenabwehr über be-
stimmten Örtlichkeiten einzusetzen, um einer Gefahr oder einer 
drohenden Gefahr für ein bedeutendes Rechtsgut entgegenzu-

7   Entsprechend § 1 Abs. 3 Gesetz über Aufnahmen und Aufzeichnungen 
von Bild und Ton bei Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzügen vom 
23. April 2013 (Berlin).

Art. 33 Offene Bild- und Tonaufnahmen

(1) Die Polizei kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Ver-
anstaltungen oder Ansammlungen personenbezogene Daten offen

1. auch durch den Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von   
 Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen über die für eine 
Gefahr Verantwortlichen erheben, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen, dass dabei Ordnungswidrig-
keiten von erheblicher Bedeutung oder Straftaten begangen 
 werden, oder

2. mittels
a) Bildaufnahmen oder Übersichtsaufnahmen oder
b) Übersichtsaufzeichnungen

erheben, wenn dies wegen der Größe oder Unübersichtlichkeit der 
 Örtlichkeit erforderlich ist; die gezielte Feststellung der Identität einer 
auf der Übersichtsaufzeichnung abgebildeten Person ist nur unter 
den Voraussetzungen der Nr. 1 zulässig.

(2) Die Polizei kann

1. zur Abwehr
a) einer Gefahr oder
b) einer drohenden Gefahr für ein bedeutendes Rechtsgut,

2. an den in Art. 13 Abs. 1 Nr. 2 genannten Orten, wenn sie öffentlich 
zugänglich sind, oder

3. an Orten, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dort Ordnungswidrigkeiten von erheblicher 
 Bedeutung oder Straftaten begangen werden, wenn diese Orte 
 öffentlich zugänglich sind,

offen Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen von Personen 
anfertigen.

(3) Die Polizei kann an oder in den in Art. 13 Abs. 1 Nr. 3 genannten 
 Objekten offen Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen von 
Personen anfertigen, soweit tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, daß an oder in Objekten dieser Art Straftaten began-
gen werden sollen, durch die Personen, diese Objekte oder andere 
 darin befindliche Sachen gefährdet sind.

(…)

Abb. 2: Art. 33 Abs. 1–3 Bayerisches Polizeiaufgabengesetz.  
� Quelle: http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayPAG-47
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tane Verwendung von Quadro-, Hexa- und Oktakoptern durch 
die Länderpolizeien – die nur eine Nutzlast von maximal ca. 3 kg 
tragen können – würde zwar ohnehin nur eine leichte Bewaff-
nung wie etwa mit Pfefferspray oder Tränengas erlauben. Dass 
diese Ausrüstung jedoch äußerst zielgerichtet eingesetzt werden 
kann demonstriert die israelische Grenzpolizei am Zaun des Ga-
za-Streifens. Dort kommen bereits relativ kleine Drohnensys-
teme zum Einsatz und versprühen Tränengas (Times of Israel 
2018).

Völlig andere Möglichkeiten würden sich aber ergeben, 
wenn die Polizei in Zukunft großen Systemen den Vorzug ge-
ben würde. Drohnen der Klasse „Predator“ oder „Pegasus“ ver-
fügen über eine Traglast von 2.000 kg und über die Kapazität, 
in 5,5 km Flughöhe mithilfe von 368 Chips Aufnahmen zu fer-
tigen, die mit einer Bildqualität von 1,8 Billionen Pixel ein über 
40 Quadratkilometer großes Untersuchungsgebiet abdecken und 
dabei jeden Tag rund 1 Million Terrabyte an Daten produzieren 
(Tuck 2016, S. 76; Jaeger 2017, S. 15). Angesichts dieser tech-
nischen Dimensionen muten die fragilen deutschen Polizeidroh-
nen wie Spielzeug an. Hier ist jedoch Vorsicht geboten, denn ge-
rade die Entwicklung sogenannter Mikrowaffen schreitet rapide 
voran. Diese Drohnen, die kleiner sind als Hummeln und durch-
aus Sprengladungen tragen und im Schwarm auftreten können, 
sind zwar noch als Schwellentechnologie zu qualifizieren, sie 
vermitteln aber einen Ausblick auf technische Zukunftsszena-
rien (Tuck 2016, S. 86).

weise regelmäßig in ein Schadensereignis mündet (ebd., S. 246). 
Der bayerische Gesetzgeber hat diesem Gefahrenbegriff in Zu-
kunft einen weiteren hinzugefügt: Die „drohende Gefahr“. Mit 
dieser Begrifflichkeit sollen Vorfeldtatbestände erfasst werden. 
Dies ist indessen umstritten, denn das Bundesverfassungsgericht 
hat diese Ausweitung des Gefahrentatbestandes im sogenannten 
BKA-Urteil zunächst einmal wohl nur im Zusammenhang mit 
terroristischen Straftaten als rechtmäßig angesehen.8

Bayern hat diesen Aspekt der „drohenden Gefahr“ in mehrfa-
cher Hinsicht aufgegriffen, erweitert und neu interpretiert (Mül-
ler 2018, S. 113). Gemäß der Lesart des bayerischen Gesetzge-
bers habe das höchste deutsche Gericht ausdrücklich klargestellt, 
dass die Verfassung den Gesetzgeber nicht von vornherein darin 
beschränkt, Eingriffstatbestände nur zur Abwehr konkreter, un-
mittelbar bevorstehender oder gegenwärtiger terroristischer Ge-
fahren zu erlassen. Vielmehr kann er die Grenzen für bestimmte 
Bereiche mit dem Ziel der Strafverhütung auch weiterziehen, in-
dem er die Anforderungen an die Vorhersehbarkeit des Kausal-
verlaufes reduziert (ebd., S. 113). Dies ist zwar richtig, jedoch 
unterstreicht das Bundesverfassungsgericht explizit, dass allge-
meine Erfahrungssätze alleine eben nicht ausreichen, um den 
Zugriff zu rechtfertigen.9

Fakt ist jedoch, dass in Bayern ab sofort der offene Einsatz 
von Drohnen an Örtlichkeiten erlaubt ist, wo sich Personen auf-
halten, von denen eine Gefahr bzw. eine drohende Gefahr aus-
gehen könnte. Als Örtlichkeiten kommen gemäß Art. 13 Abs. 1 
Nr. 2 und Nr. 3 PAG eine beträchtliche Anzahl von Hotspots für 
Straftaten in Betracht: Hauptbahnhöfe und die Umgebung, Aus-
ländertreffpunkte, Rotlichtbezirke, Asylbewerberunterkünfte, 
Verkehrs- oder Versorgungsanlagen oder -einrichtungen, öffent-
lichen Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder anderen besonders ge-
fährdeten Orten. Dies jedoch immer unter der folgenden Prä-
misse: Der Drohneneinsatz muss „offen“ erfolgen, es muss eine 
konkrete Gefahrensituation bestehen oder aber eine Gefahr von 
diesem Personenkreis drohen. Dass die Offenheit des Drohnen-
einsatzes – wie bereits dargestellt – einen Widerspruch in sich 
selbst darstellt, hat der Gesetzgeber ignoriert.

Bewaffnungsverbot für Drohnen

Gemäß Art.  47 Abs.  4 Bayerisches Polizeiaufgabengesetz ist 
eine Bewaffnung von Polizeidrohnen verboten. Folglich verbie-
tet sich eine Bestückung der Drohne mit Pfefferspray, Tränengas, 
Tasern oder sogar Schusswaffen. Diese Klarstellung, die im ers-
ten Gesetzesentwurf noch fehlte, war in der Tat geboten, denn 
das PAG verwendet einen offenen Technikbegriff.

Während zum Beispiel in Art. 78 PAG eine abschließende 
Aufzählung bezüglich der im Einsatz zu verwendenden Waffen 
durch die Polizei erfolgt, findet sich in Art. 47 PAG keine Fest-
legung der Drohnensysteme bzw. Drohnentypen. Die momen-

8   BVerfGE, in NJW 2016, S. 1781 ff (sog. BKA-Urteil).
9   BVerfGE, in NJW 2016, S. 1781 ff (S. 1785) (sog. BKA-Urteil).

Art. 13 Identitätsfeststellung und Prüfung von Berechtigungsscheinen

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person feststellen

1. zur Abwehr
a) einer Gefahr oder
b) einer drohenden Gefahr für ein bedeutendes Rechtsgut,

2. wenn die Person sich an einem Ort aufhält,
a) von dem auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen 

ist, daß dort
aa) Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben,
bb) sich Personen ohne erforderliche Aufenthaltserlaubnis 

treffen, oder
cc) sich Straftäter verbergen, oder

b) an dem Personen der Prostitution nachgehen, oder
c) der als Unterkunft oder dem sonstigen, auch vorübergehenden 

Aufenthalt von Asylbewerbern und unerlaubt Aufhältigen dient,

3. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage oder   
  - einrichtung, einem öffentlichen Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder 
einem anderen besonders gefährdeten Objekt oder in unmittel-
barer Nähe hiervon aufhält und Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, daß in oder an Objekten dieser Art Straftaten begangen 
werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten befindliche 
Personen oder diese Objekte selbst unmittelbar gefährdet sind,

(…)

Abb. 3: Art. 13 Abs. 1 Nr. 1–3 Bayerisches Polizeiaufgabengesetz.  
� Quelle: http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayPAG-47
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Fazit: Vorsätzliche Grenzüberschreitung

Der Einsatz von Polizeidrohnen ist differenziert zu betrach-
ten. Tatortsicherung, Verkehrsraumüberwachung und die Suche 
nach Vermissten bereiten keine verfassungsrechtlichen und da-
mit rechtspolitischen Probleme. Hingegen sind gezielte Überwa-
chungsmaßnahmen von Orten, Personen bzw. Personenansamm-
lungen völlig anders zu bewerten. Der bayerische Gesetzgeber 
macht es sich zu einfach, wenn er den Chilling Effect durch 
Kleidervorschriften für „Drohnenpolizisten“ oder ein Hinweis-
schild am Eingang einer öffentlichen Veranstaltung beseitigen 
will. Im Spannungsfeld von öffentlicher Sicherheit und per-
sönlicher Freiheit bedarf es ausgefeilterer Regelungen. Hinzu 
kommt, dass Drohnen weder mit den lauten Polizeihubschrau-
bern noch mit einem polizeilichen Überwachungswagen zu ver-
gleichen sind. Es handelt sich um eine völlig neue Technologie 
mit hohem technischem Potenzial. Bereits die Festlegung, dass 
Drohnen „offen“ aufzusteigen haben, verdeutlicht die Problema-
tik. Sobald die Drohne in die Höhe schwebt, kann keine Offen-
heit mehr garantiert werden – und soll es im Übrigen wohl auch 
nicht. In jedem Fall hat der bayerische Gesetzgeber ganz be-
wusst Grenzen überschritten, die in den anstehenden Klagever-
fahren durch die Richter des Bayerischen Verfassungsgerichts- 
und des Bundesverfassungsgerichts bewertet werden müssen.
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In unserem Beitrag fassen wir drei Themen einer jüngst veröffentlich­
ten Studie zur Technikfolgenabschätzung ziviler Drohnen zusammen. 
Erstens legen wir dar, dass der Rechtsbegriff der Drohne unklar gere­
gelt ist und dass eine technische Definition des Begriffs „Drohne“ der 
falsche Weg ist. Wir präsentieren eine alternative Einbindung des Droh­
nenbegriffs in das europäische Luftfahrtrecht. Zweitens beschreiben 
wir die Komplexität der technisch zu regelnden Aspekte, um eine Ein­
bindung von Drohnen in das Luftraumsystem ohne direkten Sichtkon­
takt zu ermöglichen. Wir beschreiben das Problem der technischen Si­
cherheit und die Komponenten eines Verkehrsmanagementsystems für 
Drohnen. Drittens verdeutlichen wir, dass bei der Bewältigung der ethi­
schen, rechtlichen und sozialen Herausforderungen von Drohnen eine 
Vollzugslücke besteht, insbesondere im Datenschutz.

Drones as partners in the airspace
Framework conditions for regulation of civilian drones

In our article, we summarize three topics of a recently published study 
on technology assessment of civilian drones. First, we explain that the 
legal concept of drones is unclear and that a technical definition of the 
term “drone” would be the wrong way to go. We present an alternative 
approach to integrate the concept of drones into European aviation law. 
Second, we describe the complexity of the technical aspects to be reg-
ulated in order to enable the integration of drones into the airspace 
system beyond visual line of sight. We describe the problem of techni-
cal safety and the components of a drone traffic management system. 
Third, we point to an enforcement gap in coping with the ethical, legal, 
and social challenges of drones, particularly in data protection.

Keywords: drone regulation; U‑Space; drone safety; data protection

Einführung

Ursprünglich für militärische Zwecke entwickelt, werden Droh­
nen heute verstärkt zivil verwendet: für Luftaufnahmen, Über­
wachung von Infrastruktur, Landwirtschaft, humanitäre Hilfe, 
Freizeit und vieles mehr. Die rasante Entwicklung des Mo­
bilfunks und die Forschung zur Miniaturisierung und Auto­
nomisierung von Drohnen geben dieser Technologie ein gro­
ßes Zukunftspotenzial. Allerdings sind heute zentrale techni­
sche, regulatorische und soziale Fragen ungeklärt; diese bilden 
die Voraussetzung für eine verantwortungsbewusste Entwick­
lung des Drohnenwesens in Europa. Dies betrifft unter ande­
rem die rechtliche Einordnung von Drohnen, ihre Einbindung in 
den Luftraum, wenn sie außerhalb des Sichtbereichs des Piloten 
fliegen sowie die Durchsetzung geltenden Rechts, das durch die 
zivile Nutzung von Drohnen tangiert wird.

Unser Beitrag beruht auf einer jüngst in der Schweiz veröf­
fentlichten Studie zur Technikfolgenabschätzung ziviler Droh­
nen (Christen et al. 2018). Diese Studie legt Chancen und Ri­
siken der Drohnentechnologie dar und zeigt ihr Entwicklungs­
potenzial in Forschung und Wirtschaft auf. Hier werden wir drei 
Aspekte genauer beleuchten. Erstens weisen wir auf den inter­
national unklaren Rechtsbegriff „Drohnen“ und damit zusam­
menhängende Abgrenzungsprobleme hin. Zweitens legen wir 
dar, dass eine erfolgreiche Nutzung der Drohnentechnologie 
eine klar definierte Einbindung in den Luftraum erforderlich 
macht. Drittens verdeutlichen wir, dass für viele anwendungsbe­
zogene Probleme von Drohnen keine materiellen (inhaltlichen) 
Gesetzeslücken bestehen, sondern es am Vollzug bestehender 
Gesetze mangelt. Im Fazit fassen wir die wichtigsten Rahmen­
bedingungen für eine Regulierung des Drohnenwesens zusam­
men. Der Fokus liegt auf der kommerziellen Nutzung ziviler 
Drohnen; die rechtliche Analyse stützt sich maßgebend auf die 
Rechtslage in der Schweiz.
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the safe conduct of the aircraft throughout its flight.“ (ICAO 
2011, S. 7)

Diese Definition enthält die Voraussetzung, dass das System 
durch einen lizenzierten Piloten kontrolliert wird, der zwar 
außerhalb des RPA situiert ist, jedoch zu jeder Zeit für die 
Flugsicherung ansprechbar und verantwortlich ist. Der Begriff 
Drohne wird im Rundschreiben nicht explizit erwähnt (Abbil­
dung 1, unten links).

Die Luftfahrtbehörde European Aviation Safety Agency 
(EASA) wurde von der Europäischen Kommission im Jahr 2014 
beauftragt, ein Regulierungskonzept im Bereich Drohnen zu er­
arbeiten. Bereits 2015 wurden vorläufige Ergebnisse vorgestellt 
(EASA 2015). Die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der 
Definition des Begriffs Drohne wurden bereits von Beginn an 
thematisiert (EASA 2015, S. 2). Schließlich veröffentlichte die 
EASA die Prototype Commission Regulation on Unmanned 
Aircraft Operations vom 22. August 2016 (EASA 2016). Der Be­
griff Drohne fehlt im vorgeschlagenen Regulierungsvorschlag, er 
taucht aber in der Explanatory Note zum Regulierungsvorschlag 
an verschiedenen Stellen explizit auf, woraus ersichtlich wird, 
dass der vorgeschlagene Entwurf im Wesentlichen auf Drohnen 
zugeschnitten ist. Im Vorschlag wird ausschließlich von „un­
manned aircraft“ als Grundbegriff ausgegangen. Darunter soll 
jedes Luftfahrzeug (aircraft) fallen, das ohne Pilot an Bord be­
trieben wird. Diese Definition hat heftige Irritationen ausgelöst, 
weil keinerlei Abgrenzungen zu Modellluftfahrzeugen vorgese­
hen sind (Abbildung 1, unten rechts).

Beispielhaft für diese Debatten ist das Schweizer Recht. Hier 
lassen sich zwei Ansätze zur begrifflichen Fassung von Droh­
nen unterscheiden, insbesondere bezüglich ihrer Abgrenzung 
von Flugmodellen: Entweder sind Drohnen vollständig in der 
Kategorie der Modellluftfahrzeuge enthalten (Abbildung 1, oben 

links), oder Drohnen und Modellluftfahrzeuge bilden zwei sich 
ausschließende Mengen (Abbildung  2, oben rechts). Für letz­
teren Ansatz wird vorgeschlagen, Drohnen über ihren Verwen­
dungszweck zu definieren. Dies wäre ein falscher Weg, denn es 
kann nicht im Belieben des Nutzers liegen, wie ein bestimm­
tes Gerät rechtlich zu qualifizieren ist. Im Bereich der Modell­
flugzeuge und Drohnen ist nicht einsehbar, weshalb einzelne 
Modellluftfahrzeuge nicht die gleichen Funktionalitäten sollen 
ausüben können wie Drohnen, auch wenn es tatsächliche Unter­
schiede bei einem Einsatz geben mag (wie z. B. Reichweite, Ge­
schwindigkeit, Einsatzdauer). Jeder Versuch einer Definition 
müsste sich an objektiven Eigenschaften einer Drohne orien­
tieren. Bisher ist keine derartige Definition bekannt, was insbe­

Der Rechtsbegriff „Drohnen“

Der Begriff „Drohne“ ist die umgangssprachliche Bezeichnung 
für (bestimmte) unbemannte Luftfahrzeuge (Unmanned Aircraft, 
UA). In der wissenschaftlichen Literatur existieren zahlreiche 
Bezeichnungen für Drohnen (Clarke 2014), es besteht derzeit 
aber keine einheitliche und insbesondere rechtlich verbindliche 
Definition von Drohnen. Die begriffliche Unschärfe verdeut­
licht, dass die Drohnentechnologie noch in der Entwicklung ist 
und dass der Begriff Drohne Systeme mit unterschiedlichem Er­
scheinungsbild bezeichnet.

Zudem werden Modellluftfahrzeuge schon seit vielen Jahr­
zehnten als UA genutzt. Grob kann man Modellluftfahrzeuge 
als Fluggeräte bezeichnen, die in verkleinerter oder miniaturi­
sierter Weise meist ein Vorbild aus der bemannten Luftfahrt ab­
bilden und meist zum Zweck des Vergnügens oder der Freizeit­
gestaltung betrieben werden. Es existiert aber keine klare Ab­
grenzung zwischen Drohnen und Modellluftfahrzeugen, was für 
Modellluftfahrzeugnutzer problematisch werden könnte. Diese 
befürchten, dass eine Regulierung von (professionellen) Droh­
nen die Nutzung von Modellluftfahrzeugen für Hobbyzwecke 
einschränkten könnte (Germann 2016, S. 13).

Diese begriffliche Unschärfe ist nicht nur bezüglich einer 
Abgrenzung zwischen Drohnen und Flugmodellen ein Problem. 
Generell braucht eine rechtliche Analyse und Systematisierung 
von Sachverhalten, in denen zivile Drohnen eingesetzt werden, 
eine klare Begriffsdefinition. Es sollte bestimmbar sein, wann 
es sich bei einem Fluggerät um eine Drohne im Rechtssinne 
handelt und wann nicht. Eine Definition sollte zudem genügend 
offen sein, um zu erwartende technische Entwicklungen ein­
zubinden, damit die Regulation nicht der Innovation hinterher­
hinkt.

Auf internationaler Ebene finden sich unterschiedliche Defi­
nitionen (Abbildung 1). In einem Rundschreiben der Internatio­
nalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) zu unbemannten Luft­
fahrzeugsystemen von 2011 tauchen die Begriffe „Flugmodelle“ 
(model aircraft), „RPAS“ (remotely piloted aircraft system) und 
„autonome Fluggeräte“ (autonomous aircraft) auf. Die ICAO de­
finiert den Begriff RPA als

„[…] aircraft piloted by a licensed “remote pilot” situated at 
a “remote pilot station” located external to the aircraft (i. e. 
ground, ship, another aircraft, space) who monitors the air­
craft at all times and can respond to instructions issued by 
ATC, communicates via voice or data link as appropriate to 
the airspace or operation, and has direct responsibility for 

Eine rechtliche Analyse und Systematisierung  
von Sachverhalten, in denen zivile Drohnen eingesetzt werden,  

braucht eine klare Begriffsdefinition.
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der Drohnenpilot an der Bodenstation in der Lage sein, die glei­
chen Aufgaben zu erfüllen, wie wenn er an Bord des Flugzeugs 
wäre. Dazu zählen insbesondere die Kommunikation mit dem 
Fluglotsen und die Möglichkeit, Anweisungen des Fluglotsen 
als Steuerkommandos an die Drohne zu schicken. Drittens muss 
der Gesetzgeber die Drohne von der Pflicht zum Sehen und Ge­
sehenwerden (see and avoid) unter der Voraussetzung befreien, 
dass die Staffelung durch die Flugsicherung und das Airborne 
Collision Avoidance System genügend Kollisionssicherheit bie­
ten. In der Praxis verfügen nur entsprechend große Drohnen über 
die Zuladungskapazität für hierzu notwendige Bordelektronik.

Die meisten Drohnen fliegen heute im unkontrollierten Luft­
raum, wo der Flugverkehr nicht von der Flugsicherung über­
wacht und gestaffelt wird. Auch wenn Instrumentenflug (Pilo­
tieren ohne optisch wahrnehmbare Referenzpunkte) dort nicht 
verboten ist, müssen von allen Luftverkehrsteilnehmern die Aus­
weichregeln des Sichtflugs angewendet werden. Es gilt das Prin­
zip „Sehen und Gesehenwerden“. Betreiber von Drohnen gehen 
oft davon aus, dass im untersten Höhenband des unkontrollier­
ten Luftraums (abgesehen von Flugplätzen) – also bis 2000 Fuß 
über Grund  – keine Luftfahrt stattfindet. Diese Annahme ist 
falsch. Zwar sind Piloten generell dazu angehalten, außer zu 
Start und Landung in mindestens 500 Fuß (152 m) über Grund 
zu fliegen. In der Praxis geht dies jedoch nicht immer. Beispiele 
sind Ballonfahrer, Gleitschirmpiloten und Segelflieger, die auf 
einem Acker landen müssen, oder Rettungshubschrauber, die 
außerhalb von Flugplätzen und Heliports landen und starten. 
Zudem werden Helikopter zum Personen- und Materialtrans­
port eingesetzt. Drohnen, die im unkontrollierten Luftraum be­
trieben werden sollen, müssen also in der Lage sein, das Prin­
zip „Sehen und Gesehenwerden“ uneingeschränkt zu erfüllen.

sondere an der Vielfalt der Drohnentypen 
liegt. Es erscheint unwahrscheinlich, dass 
eine technische Definition Drohnen klar 
von Flugmodellen abgrenzen kann.

Wir sind zu dem Schluss gekommen, 
dass eine begriffliche Unterscheidung 
zwischen Modellluftfahrzeugen und 
Drohnen technisch nicht exakt gezogen 
werden kann, aber auch nicht zwingend 
notwendig erscheint, weil unterschiedli­
che Regulierungsfolgen (nicht aber die 
Definition als solche) über verschiedene 
Einsatzzwecke definiert werden könn­
ten. Störend ist allerdings, dass der Be­
griff Modellluftfahrzeug in der heutigen 
Gesetzgebung dominiert. In der Schweiz 
erscheint er als gesetzlicher Oberbegriff, 
was bereits rein etymologisch nicht über­
zeugt: Der Begriff Modellluftfahrzeug 
deutet darauf hin, dass es sich um eine 
Miniaturisierung eines größeren Origi­
nals (z. B. Flugzeug oder Helikopter) han­
delt, was bei Drohnen in der Regel gerade 
nicht der Fall ist. Das deutsche Luftverkehrsgesetz nennt den Be­
griff Drohne ebenfalls nicht, unterscheidet aber bei den unbe­
mannten Fluggeräten zwischen solchen, die nicht zu Zwecken 
des Sports oder der Freizeitgestaltung betrieben werden (i. e. un­
bemannte Luftfahrtsysteme) und Flugmodellen (BJV 2017, § 1). 
Der Begriff „unbemannte Luftfahrtsysteme“ zur Bezeichnung 
kommerziell genutzter Drohnen erscheint allerdings ebenfalls 
ungeeignet, weil er international als Überbegriff für alle unbe­
mannten Fluggeräte verwendet wird. Es sollte einen geeigneten 
Überbegriff über die Unterkategorien Flugmodelle und Droh­
nen geben.

Einbindung in den Luftraum

Kontrollierter und unkontrollierter Luftraum
Der Luftraum ist gemäß Vorgaben der ICAO in verschiedene 
Zonen unterteilt. Grundsätzlich unterscheidet man zwischen 
dem kontrollierten und dem unkontrollierten Luftraum. Im 
kontrollierten Luftraum – in der Regel die Zone ab 2000 Fuß 
(610 m) über Grund – wird der Flugverkehr von der Flugsiche­
rung überwacht. Der kontrollierte Luftraum besteht aus mehre­
ren Luftraumklassen: Je nach Klasse wird der Luftverkehr ge­
staffelt, d. h. der Fluglotse ist in seinem Sektor dafür verantwort­
lich, die Flugzeuge so zu lotsen, dass es nicht zu gefährlichen 
Annährungen kommt.

Damit Drohnen ohne direkten Sichtkontakt zum Piloten im 
kontrollierten Luftraum betrieben werden können, müssen fol­
gende Voraussetzungen erfüllt sein: Erstens muss die Drohne 
über die gleichen Bordsysteme wie jedes andere Verkehrsflug­
zeug verfügen (Autopilot, Radionavigation etc.). Zweitens muss 

Unbemannte Luftfahrzeuge
(Unmanned Aircraft) 

Modellluftfahrzeuge

Drohnen
Modell-
luftfahrzeuge
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Istzustand CH-Gesetzgebung Definitionsvorschlag SVZD/BAZL

Unbemannte Luftfahrzeuge
(Unmanned Aircraft) 
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Abb. 1: Bestehende Definitionsvorschläge zum Drohnenbegriff. SVZD: Schweizer Verband Ziviler Drohnen. 
BAZL: Bundesamt für Zivilluftfahrt. ICAO: International Civil Aviation Organization. EASA: European Aviation 
Safety Agency. � Quelle: adaptiert aus Christen et al. (2018)
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Ein nicht zu unterschätzendes Risiko bilden deshalb Kolli­
sionen mit anderen Luftraumteilnehmern. Mit der zunehmenden 
Verbreitung von Drohnen stellen diese zum Beispiel bei Einsät­
zen von Rettungskräften eine große Gefahr dar, wenn Rettungs­
helikopter oder Löschflugzeuge behindert werden. In den letz­
ten Jahren gab es regelmäßig Berichte von Beinahe-Kollisionen 
von Flugzeugen mit Drohnen. Für den Piloten eines Flugzeugs 
ist eine Drohne aus dem Cockpit auch mit Kenntnis der Posi­
tion der Drohne enorm schwierig zu erkennen. Kontrollierte 
Versuche (Remote Vision 2016), in denen Annäherungsszena­
rien zwischen einer Drohne und einem Motorflugzeug getes­
tet wurden und der Pilot stets Kenntnis über die Position der 

Drohne hatte, haben gezeigt, dass bei der optischen Identifizie­
rung einer Drohne meist nur knapp vier Sekunden für ein Aus­
weichmanöver übrigbleiben. Ein Motorflugpilot kann also eine 
Drohne in der Regel nicht erkennen und die Verantwortung für 
ein Ausweichmanöver muss beim Drohnenpiloten liegen. Dies 
wurde auch in den neusten Regeln der EASA (2017) entspre­
chend festgehalten.

Manntragende Luftfahrzeuge müssen entsprechend den heu- 
te geltenden Zertifizierungsgrundlagen nur Vorschriften für 
Kollisionen mit Vögeln erfüllen. Die Kollision eines Luftfahr­
zeugs mit einer Drohne ist jedoch selbst bei ähnlichem Gewicht 
nicht mit Vogelschlag vergleichbar (Hambling 2016). Eine Droh- 

ne besteht aus festen Materialien, die im Fall eines Einsaugens 
in ein Triebwerk oder beim Einschlag in eine Cockpitscheibe 
einen weitaus größeren Schaden anrichten können (bis hin zur 
vollständigen Zerstörung des Triebwerks oder Tötung des Pi­
loten).

Beim Einsatz von Drohnen muss auch die Sicherheit von Pas­
santen und Tieren gewährleistet sein. Zu Unfällen kann es kom­
men, wenn die Drohne über Personen oder Tieren unkontrolliert 

Genau dies ist das Kernproblem der heutigen Nutzung von 
Drohnen. Die Sichtflugregeln beinhalten Vorschriften, die fest­
legen, wie die Luftfahrzeuge einander ausweichen müssen – ähn­
lich den Vorfahrtsregeln im Straßenverkehr. Das Prinzip „Sehen 
und Gesehenwerden“ bedingt gemäß dem in der Luftfahrt gän­
gigen Verständnis ausgereifte kognitive Fähigkeiten, denn die 
Befolgung dieses Prinzips ist nicht nur eine Frage der Wahrneh­
mung, sondern auch des Erkennens potenzieller Absichten des 
Gegenübers. Technisch realisierte Autonomiefähigkeit dürfte 
zwar bald zu Kollisionsschutzsystemen führen, die über elekt­
ronische Sensoren die anderen Luftverkehrsteilnehmer rechtzei­
tig erkennen und bei Bedarf Manöver einleiten können (detect 

and avoid) – doch dies entspricht nicht dem See-and-avoid-Prin­
zip. Genau aus diesem Grund ist in der Schweiz und anderswo 
ein direkter Sichtkontakt mit der Drohne obligatorisch, um diese 
betreiben zu können (für Ausnahmen braucht es Spezialbewil­
ligungen). Der Drohnenpilot muss also während des gesamten 
Fluges Blickkontakt zu seinem Fluggerät haben, das Fluggerät 
muss in visual line of sight (VLOS) sein. Dies bedingt insbe­
sondere, dass der Drohnenpilot Fluglage und Flugrichtung der 
Drohne jederzeit eindeutig erkennen können muss, um einen si­
cheren Flugbetrieb zu gewährleisten. Selbst bei optimalen Sicht­
verhältnissen ist dieser Operationsraum sehr begrenzt. Bei einer 
Standard-Drohne (DJI Mavic mit 85 Millimeter Querschnitt) be­
trägt die maximale Entfernung, in der die Drohne noch sicher 
erkannt werden kann, lediglich 97 Meter (Christen et al. 2018). 
Viele der kommerziell interessanten Anwendungen sind also im 
VLOS-Betrieb nur sehr eingeschränkt möglich.

Drohnen als Sicherheitsrisiko
Die Erfordernisse der Flugsicherheit sind in mehrfacher Hin­
sicht ein Problem für die gegenwärtige Nutzung von Drohnen. 
Beim Flug im VLOS-Betrieb ist der Drohnenpilot für eine si­
chere Flugdurchführung verantwortlich. Er muss drohende Kol­
lisionen rechtzeitig erkennen und angemessen darauf reagieren. 
Er erfüllt hier also die gleiche Aufgabe wie der Pilot eines Flug­
zeugs beim Sichtflug. Flugzeugbesatzungen müssen sich einer 
regelmäßigen flugmedizinischen Untersuchung unterziehen, bei 
der insbesondere die Sehfähigkeit geprüft wird. Es ist zu über­
denken, ob entsprechende Auflagen nicht auch für Drohnenpi­
loten eingeführt werden müssen. Insbesondere bei Fluggeräten, 
bei denen der Autopilot die Lageregelung übernimmt, darf da­
von ausgegangen werden, dass der Drohnenpilot unter Umstän­
den auch dann noch Sichtkontakt deklariert, wenn das Flugge­
rät für ihn nur noch als Punkt erkennbar ist.

Kollisionen mit anderen Luftraum-
teilnehmern sind ein nicht zu  

unterschätzendes Risiko. Auch die 
Sicherheit von Passanten und Tieren 

muss gewährleistet sein.

Die meisten Drohnen fliegen heute im unkontrollierten Luftraum,  
wo der Flugverkehr nicht von der Flugsicherung überwacht  

und gestaffelt wird.
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in entsprechenden Flugzonen folgen. Ein dritter Schritt wäre 
dann die volle Integration der Drohnen ins heutige Luftfahrt 
System mit Instrumented-Flight-Rules-Operationen. Abbil­
dung 2 zeigt die dafür notwendigen Elemente in einer Übersicht.

Konkrete Regulation und Vollzug

Stand der internationalen Debatte
Das internationale Regelwerk im Zusammenhang mit zivilen 
Drohnen ist unübersichtlich. Dies liegt einerseits daran, dass 
der rechtliche Status wesentlicher Akteure wie beispielsweise 
der Joint Authorities for Rulemaking on Unmanned Systems 
(JARUS) nicht vollständig geklärt und transparent ist. Der EASA 
fehlte auf der anderen Seite lange Zeit noch die Kompetenz, im 
Bereich der Drohnen unter 150 kg regulatorisch überhaupt Vor­
schläge machen zu können, da für die Regulierung und Zulas­
sung von Flugobjekten unterhalb von 150 Kilogramm die natio­
nalen Behörden zuständig sind.

Die EASA hat im August 2016 die inhaltliche Stoßrichtung 
ihres Regulierungsvorschlags präsentiert. Sie schlägt drei unter­
schiedliche Risikokategorien (Open – Specific – Certified) vor, 
die je eigene Regulierungserfordernisse aufweisen und die von 
JARUS übernommen wurden. Wesentliche Grundlage für die 
verschiedenen Risikobetrachtungen bildete die Zuordnung kineti­
scher Energien im Zusammenhang mit dem Betrieb ziviler Droh­
nen zur Wahrscheinlichkeit von Todesfolgen für Personen (nur 
im Bereich Open Category). Je nach Risikokategorie und Unter­

abstürzt oder wenn Start- oder Landezo­
nen nicht vor einem unbefugten Zutritt 
gesichert sind. Dies ist insbesondere bei 
der geplanten Paketzustellung an private 
Lieferadressen eine Herausforderung. Ein 
außer Kontrolle geratener Multikopter 
kann ein erhebliches Gefährdungsrisiko 
darstellen (DEKRA 2017). Trotz des ob­
ligatorischen Meldewesens nach EU‑Ver­
ordnung 376/2014 ist die Anzahl der Ab­
stürze von Drohnen nahezu unbekannt, 
die Dunkelziffer dürfte enorm groß sein. 
Einzig in Bezug auf die militärische Ver­
wendung von Drohnen sind ansatzweise 
Zahlen bekannt. Hier zeigt sich, dass die 
Ausfallraten bei Drohnen deutlich über 
jenen von manntragenden Flugzeugen la­
gen (Referenzen in Christen et al. 2018).

Zudem stellen Witterungseinflüsse 
wie Regen, Schnee, Eis, Feuchtigkeit, ex­
treme Temperaturen, starke Winde sowie 
Turbulenzen Herausforderungen für die 
Strukturfestigkeit von Drohnen dar. Sol­
che Aspekte müssen bei einer Risiko-
und-Safety-Analyse berücksichtigt wer­
den. Da Drohnen in tiefen atmosphäri­
schen Schichten betrieben werden, dürfte das Problem der 
Vereisung eine besondere Herausforderung darstellen. Sollten 
dereinst Drohnen in rauen Wetterbedingungen eingesetzt wer­
den, ist ein beträchtlicher Aufwand zu leisten, um zum Beispiel 
Redundanzen für die elektrische Versorgung und Navigation so­
wie die elektromagnetische Verträglichkeit und generell die Wi­
derstandsfähigkeit gegen natürliche Einflussfaktoren wie Was­
ser oder Blitzeinschläge einzuführen (Referenzen in Christen 
et al. 2018).

Verkehrsmanagementsystem für Drohnen
Eine breite kommerzielle Nutzung von Drohnen dürfte nur dann 
gelingen, wenn Flüge ohne direkten Sichtkontakt (beyond visual 
line of sight, BVLOS) möglich werden, was die Lösung zahlrei­
cher Sicherheitsfragen voraussetzt. Insbesondere braucht es ein 
brauchbares Kollisionsschutzsystem. Wenn Drohnen im Luft­
raum genutzt werden, wird man deshalb ein angepasstes Ver­
kehrsmanagementsystem für Drohnen entwickeln müssen. In 
Europa spricht man diesbezüglich vom „U‑Space“, definiert als 

„set of new services, and specific procedures designed to sup­
port safe, efficient and secure access to airspace for large num­
bers of drones“ (SESAR JU 2017).

So ein System muss schrittweise aufgebaut werden, da neue 
Technologien und Verfahren eingesetzt werden. Der erste Schritt 
könnte die Einführung eines Drohnenkorridors im Luftraum 
unter 150 Meter sein. Danach könnte die Einführung koopera­
tiver (d. h. entsprechend ausgerüstete Fluggeräte tauschen ihre 
Positionsdaten aus) und nicht-kooperativer Navigationssysteme 
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stehende Überwachungsinstrumente (auch wenn Drohnen bis­
weilen sehr viel effizienter agieren können), stehen der Durch­
setzung materieller Schutzansprüche oft unlösbare Hindernisse 
gegenüber. Bei anonymen Einsätzen nicht registrierter Drohnen 
wird es einer in ihrer Privatsphäre oder in ihren datenschutz­
rechtlichen Ansprüchen verletzten Person in der Regel unmög­
lich sein, wirksam dagegen vorzugehen. Diese Situation ist aus 
rechtsstaatlicher Sicher unbefriedigend und nur mittels vorbeu­
gender Schutzmaßnahmen (wie z. B. einem Drohnenregister) lös­
bar. Der Prüfung der Machbarkeit bzw. der Ausgestaltung einer 
solchen Maßnahme muss dabei Priorität zukommen, schließlich 
sollte der administrative Aufwand (insbesondere im Zusammen­
hang mit kleinen Drohnen) in einem vernünftigen Verhältnis zum 
damit verfolgten Zweck stehen.

Fazit

Die Einbindung von zivilen Drohnen in den Luftraum ist mit 
zahlreichen Herausforderungen verbunden, die nach Lösungen 
verlangen. Gemäß unserer Ansicht sind hierfür insbesondere fol­
gende Maßnahmen erforderlich:

•	 Der Begriff Drohne ist – ohne ihn technisch von den Model­
luftfahrzeugen abzugrenzen – im Regulativ einzuführen. Es 
sollten unterschiedliche Regulierungen für Einsatzbereiche 
von Drohnen und Modellluftfahrzeuge dort vorgesehen wer­
den, wo sie aufgrund tatsächlicher Verhältnisse gerechtfertigt 
erscheinen und nicht begrifflich begründet sind.

•	 Forschungen und Stakeholder-Dialoge, welche zur Schaffung 
eines Flugverkehrsmanagements für unbemannte Luftfahr­
zeuge (U‑Space) beitragen, sind zu fördern.

•	 Um Vollzugsprobleme z. B. im Bereich Datenschutz zu lö­
sen, ist eine Registrierungspflicht erforderlich, damit den ma­
teriellen Normen auch tatsächlich Beachtung verschafft wer­
den kann. Zudem sollte ein solches System ein elektroni­
sches call sign haben, damit eine Drohne immer identifiziert 
werden kann. Ergänzend sind Richtlinien für die Ausbildung 
von Drohnenpiloten zu bestimmen und umzusetzen. Die Her­
steller bzw. Händler von Drohnen sollten verpflichtet werden, 
den Verkaufs- bzw. Versandpackungen die maßgeblichen Be­
stimmungen zur geltenden Rechtslage beizulegen.
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kategorie sind verschiedene Maßnahmen (wie z. B. Geräte- und 
Operationslimitierungen, Typenprüfungen nach CE‑Richtlinien), 
Geofencing, elektronische Registrierung, Pilotenanforderungen, 
Zertifizierungen) vorgesehen bzw. notwendig. Aufgrund zahlrei­
cher offener Fragen und Kritikpunkte am EASA-Vorschlag war 
der europäische Regulierungsprozess in jüngster Zeit ins Sto­
cken geraten. Insbesondere Modellflieger (aber nicht nur diese) 
bezweifeln die Angemessenheit verschiedener Drohnen-Regeln, 
die auch auf die von der EASA begrifflich nicht unterschiede­
nen Modellluftfahrzeuge anzuwenden wären. Im Juli 2018 haben 
nun EU‑Parlament und Rat den Text einer neuen Verordnung zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt be­
schlossen (EU 2018), welche auch die Schaffung von rechtlichen 
Grundlagen für die sichere Integration unbemannter Luftfahr­
zeuge in den europäischen Luftraum verlangt. Die EASA arbei­
tet aktuell an einer Konkretisierung dieses Beschlusses.

Datenschutz
Der Datenschutz im Zusammenhang mit den Einsatzmöglichkei­
ten ziviler Drohnen ist international ein breit diskutiertes Thema. 
Auch gemäß Medienanalyse und Expertenumfrage unserer Stu­
die (Christen et al. 2018) ist die mögliche Verletzung der Pri­
vatsphäre durch Drohnen das für die Öffentlichkeit relevanteste 
Thema. Gestützt auf die Richtlinie des europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver­
kehr (EPuR 1995, Art. 29) wurde auf europäischer Ebene eine 
Datenschutzgruppe eingesetzt. Diese hat im Zusammenhang mit 
zivilen Drohnen eine Stellungnahme veröffentlicht (Data Protec­
tion Working Party 2015). Darin werden verschiedene Forderun­
gen an die Adresse der nationalen und auch des europäischen 
Gesetzgebers sowie an die Adresse von Hersteller und auch Be­
treibern formuliert, um die Datenschutzrisiken im Zusammen­
hang mit zivilen Drohnen beherrschbar zu halten.

Grundsätzlich lässt sich aber bezüglich der Gesetzeslage in 
der EU (und der Schweiz) feststellen, dass die Risiken der aktu­
ellen Drohnennutzung bezüglich Privatsphäre überschaubar er­
scheinen und die materiellen Schutzbestimmungen ausreichen – 
insbesondere auch mit Blick auf die neue Datenschutz-Grund­
verordnung der Europäischen Union. Diese stärkt das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung – doch insbesondere mit Ka­
meras ausgerüstete Freizeitdrohnen können die faktische Wahr­
nehmung dieses Rechts erschweren. Die Rechtsprechung, die 
wissenschaftliche Lehre sowie weitere Stakeholder (Behör­
den, Legislative, NGOs) sind aber laufend damit beschäftigt, 
den Umfang und die Grenzen eines informationellen Selbstbe­
stimmungsrechts auszuloten und weiterzuentwickeln. Diese Be­
strebungen sind bereichsübergreifend und unabhängig von der 
Nutzung ziviler Drohnen, können und müssen aber selbstver­
ständlich in diesem Bereich ebenfalls anhand konkreter Frage­
stellungen weitergeführt werden.

Mängel bestehen allerdings bei der formellen Durchsetzung 
der inhaltlichen Rechtsansprüche. Obwohl zivile Drohnen funk­
tional meist nicht mehr sind als Kameras und andere bereits be­
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Drohnen können in Kombination mit diversen Nutzlasten, etwa Digi-
talkameras, wertvolle Beiträge zur Dokumentation archäologischer 
Grabungen und zur Erkundung von Terrain für die archäologische 
Forschung leisten. Aufgrund der Effizienz und Geschwindigkeit ihrer 
Datengewinnung, der Möglichkeit schwierige Gelände zu erschließen 
und ihrer kostengünstigen Anschaffung haben Drohnen das Potenzial, 
die Archäologie in Richtung eines minimalinvasiven Top-Down-Ansat-
zes disruptiv zu verändern. Gleichzeitig besteht neben verschiedenen 
unklaren Rahmenfaktoren das Risiko, dass Drohnen zu einer Bedro-
hung für das archäologische Kulturerbe werden können.

The potential of drones in archeology
Reflections on opportunities and risks

Drones, in combination with applications such as digital cameras, can 
make valuable contributions to the documentation of archeological 
excavations and to low-level remote sensing. Due to their efficiency 
and speed of data acquisition, their ability to explore difficult terrain, 
and their low purchase price, drones have the potential to disruptively 
change archeology towards a minimally invasive top-down approach. At 
the same time, in addition to various unclear framework factors, there is 
the risk that drones may become a threat to the archaeological heritage.

Keywords: drone, UAV, archeology, remote sensing, excavation

Drohnen, auch als Unmanned Aerial Vehicles (UAVs) bezeich-
net, werden im Bereich der archäologischen Forschung bereits 
zu vielfältigen Zwecken eingesetzt, etwa zur Aufklärung, für 
Luftaufnahmen, zur Grabungsdokumentation, Kartierung und 
Photogrammetrie. Des Weiteren sind mit entsprechender tech-
nologischer Ausstattung auch Aufgaben im Denkmalschutz, zur 
Überwachung und Luftfernerkundung möglich (Gutiérrez und 
Searcy 2016, S. 6). In der Archäologie wird ihnen sogar die 
Rolle eines Game Changer zugesprochen, da sie in Kombina-
tion mit neuen Methoden und neuer Ausstattung die Möglichkeit 

zu einer wesentlich effektiveren Datenerfassung im Feld verspre-
chen (ebd., S. 6). Bereits heute dienen UAVs als Plattformen für 
den Einsatz verschiedener Technologien, an deren Entwicklung 
Archäologen selbst beteiligt sind und von denen sie sich beson-
dere Fortschritte erwarten (Campana 2017, S. 294). Dieses Tech-
nikoptimismus’ eingedenk werden im Folgenden einige der Ein-
satzmöglichkeiten von Drohnen in der Archäologie hinsichtlich 
ihres innovativen und disruptiven Potenzials sowie ihrer Risi-
ken näher beleuchtet. Dabei nimmt dieser Aufsatz die Perspek-
tive einer Critical Digital Archaeology ein, um bei aller Begeis-
terung für die Möglichkeiten des technisch Leistbaren, gleich-
wohl einen „slightly more cautious approach“ zu wählen (Cruz 
2014, S. 111).

Ein Grundproblem archäologischer Datenerhebung begrün-
det sich aus dem trivial anmutenden Umstand, dass ein Großteil 
ihrer benötigten Informationen in Form kultureller Artefakte und 
deren unmittelbaren Kontextes in älteren Erdschichten verbor-
gen liegt, weshalb die Auffindung, Dokumentation und Siche-
rung dieser Funde und Befunde Gegenstand großer methodischer 
Sorgfalt sind. Im Rahmen archäologischer Grabungen sind Droh-
nen zur fotografischen Dokumentation bereits gut erprobt, wobei 
sie in einem Höhenbereich zwischen 2 und 100 Metern eingesetzt 
werden, um Foto- oder Videoaufnahmen anzufertigen (Bofinger 
und Steffen 2014, S. 110). Sie ersetzen auf diese Weise Fotolei-
tern und Drehleitern bzw. Hubsteiger (Abb. 1). Eine weitere wich-
tige Aufgabe kommt Drohnen bei der möglichst umfänglichen 
Analyse der noch intakten Bodenoberfläche zu, die mittels Bo-
denprospektion auf Überreste früherer Kulturen untersucht wird.

Effizienz, Geschwindigkeit und Reichweite

In ihrer Funktion der Dokumentation von archäologischen Gra-
bungen reihen sich moderne UAVs in einen langen technologi-
schen Pfad ein, dessen Ziel eine möglichst akkurate bildliche 
Grabungsdokumentation aus erhöhter Perspektive war und ist, 
auf deren Grundlage sich mittels photogrammetrischer Verfah-
ren maßhaltige Grabungspläne erlangen lassen (Reinhard 2013, 
S. 177). Dieser technologische Pfad begann bei simplen Leitern, 
führte über Drachen, hölzerne Gerüste und Stativkonstruktio-
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Verarbeitungs- und Visualisierungssoft-
ware ein großes epistemisches Potenzial 
bergen. Feldversuche deuten darauf hin, 
dass diese kostengünstige und zeiteffizi-
ente Form der Sammlung von 3‑D‑Ge-
ländedaten nicht nur zu Zwecken der Do-
kumentation genutzt werden kann. Bei 
geeignetem Gelände mit niedriger Vege-
tation werden Ergebnisse erzielt, die qua-
litativ auch mit modernen terrestrischen 
Scannern konkurrenzfähig sind, obgleich 
diese wesentlich teurer in der Anschaf-
fung und zeitaufwändiger in der Nutzung 
sind. So stellt Vuković (2016, S. 52) fest: 

„low altitude photographs and first person 
video (FPV) can be used for documenta-
tional purposes as well as for remote sen-
sing, especially when a certain area is su-
spected to have cropmarks or soilmarks“. 
Dadurch weitet sich das Anwendungs-
feld für Drohnen in der Archäologie er-
heblich, denn es bedeutet nicht nur eine 
Fortsetzung des bekannten Technologie-
pfades der fotografischen Dokumentation 

aus geringer Höhe, sondern es erweitert das Nutzungsfeld hinein 
in die Bodenprospektion.

Drohnen mit geeigneter Kompaktkamera und 3‑D‑Software 
liefern dafür bereits bei heutigem technischen Stand qualita-
tiv wertvolle Ergebnisse (ebd.). Allerdings sind Einschränkun-
gen bezüglich der Reichweite und Flugdauer zu machen, insbe-
sondere in Ländern, in denen nur ein Flug im Sichtbereich ge-
setzlich zulässig ist. Diese drohnengestützte Bodenprospektion 
mittels Foto-, aber ebenso Laser-, Radar- oder weiterer Techno-
logien zur Fernerkundung (remote sensing technologies) ist hin-
sichtlich des erzielbaren Effizienzgewinns, aber auch des Zu-
gewinns an Anwendungsmöglichkeiten, als geradezu disruptiv 
einzuschätzen. So haben Feldversuche bereits gezeigt, dass der 
drohnengestützte Einsatz eines LiDAR-Scanners bewaldetes 
Gelände wesentlich besser erfassen kann, als dies in der Vergan-
genheit möglich war. Es offenbart sich etwa am Beispiel der Mit-
telmeerregion, dass hier in der Vergangenheit die vegetations-
ärmere Flachlandregion im Mittelpunkt archäologischer For-
schung stand. Die deutlich stärker von Vegetation und auch von 
Bewaldung geprägten Hochlandregionen hingegen lassen sich 
mit gängigen landschaftsarchäologischen Methoden schlecht 
erfassen und stellen deshalb bislang eine methodisch bedingte 
Forschungslücke dar (Campana 2016, Folie 42). So kann mit-
tels entsprechend ausgerüsteter Drohnen eine Ausweitung der 
methodischen Reichweite in schwierigem, vegetationsreichem 
Gelände gelingen und der bisherige blinde Fleck in der Land-
schaftsarchäologie aufgehellt werden (ebd., Folie 54).

Als Unsicherheitsfaktor sollte jedoch angemerkt werden, dass 
die Frage, wo zivile Drohnen zum Einsatz kommen können, 
auch eine politisch-regulative Dimension besitzt. Bereits heute 

nen bis hin zu modernen Drehleitern, Hubarbeitsbühnen, Foto-
türmen und Teleskopmasten. Dabei lässt sich ein technologischer 
Teilpfad herauslesen, der „unbemannte fliegende Kameraplatt-
formen“ nutzte, etwa mithilfe vom Ballonen, Luftschiffen, Dra-
chen, Helikites oder ferngesteuerten Flugmodellen (ebd., S. 177). 
UAVs bilden mithin ein weiteres logisches Glied dieser technolo-
gischen Kette. Sie erhöhen den Grad der epistemischen Präzision 
und bedeuten zugleich einen erheblichen Zugewinn an Effizienz 
und Geschwindigkeit, denn sie beschleunigen die Erledigung 
der Aufgabe um das bis zu Achtfache (Koltermann et al. 2014, 
S. 236). Hinzu kommt ihre Flexibilität im Einsatz, die sie wesent-
lich von anderen Trägertechnologien wie Flugzeugen oder gar 
Satelliten abhebt. Auch die vollständige Kontrollier- und Steuer-
barkeit durch die ArchäologInnen selbst macht sie zu einem ef-
fektiven Werkzeug (Campana 2017, S. 293). Diese Effektivität in 
der archäologischen Feldarbeit ist als grundsätzliches Charakte-
ristikum digitaler Werkzeuge bereits mehrfach beschrieben und 
kaum kritisiert worden (Daly und Evans 2006, S. 4). Dabei liegt 
gerade darin ein Segen, der zugleich Risiken birgt.

Drohnentechnologie verspricht eine deutliche qualitative Ver-
besserung der Grabungsarbeit: Es werden während der Grabung 
Zeitressourcen freigesetzt, da das Grabungsteam von fotografi-
schem Dokumentationsaufwand entlastet wird. Drohnen ermög-
lichen dabei zugleich eine höhere Frequenz von Aufnahmen, so 
dass das Grabungsgeschehen umfassender dokumentiert werden 
kann. Flächen können viel besser und schneller als bislang bild-
technisch erfasst werden, es können größere Gebiete problemlos 
erschlossen werden, und in der Kombination mit moderner Ka-
meratechnologie lassen sich Daten in einem Umfang und einer 
Qualität sammeln, die als 3‑D‑Modelle dank entsprechender 

Abb. 1: Fotografische Dokumentation einer Grabung in Bremen-Kirchhuchting, aufgenommen mit einer 
Phantom 3 Advanced Flugdrohne und dji-Kamera. � Quelle: Landesarchäologie Bremen
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gibt es aus verschiedenen Sicherheitsaspekten heraus begrün-
dete Einschränkungen der freien Nutzung von UAVs, etwa in der 
Nähe von Flughäfen oder militärischen Sicherheitszonen, die für 
den Einzelfall die Einholung einer Genehmigung erforderlich 
machen (Deutsche Flugsicherung o. J.). Unabhängig von der im 
April 2017 in Kraft getretenen Drohnenverordnung (DBR 2017.) 
bleibt offen, inwiefern bei mittel- und langfristig zu erwarten-
dem deutlichen Anstieg an Drohnenflügen eventuell schärfere 
Bestimmungen getroffen werden. Der geographische Gegen-
standsbereich der verschiedenen archäologischen Disziplinen 
bringt es mit sich, dass nicht nur die Rechtslage in Deutschland 
relevant ist, sondern bei Grabungen im Ausland die dort jeweils 
geltenden Regeln. In den USA beispielsweise ergibt sich ange-

sichts der Rechtslage zur Nutzung von Drohnen für gewerbli-
che Zwecke bereits heute die Situation, dass Wissenschaftler 
durch die ungünstigen rechtlichen Vorgaben von der Entwick-
lung neuer Methoden und Werkzeuge für die Drohnennutzung 
abgehalten wurden (Searcy 2016, S. 43). In jedem Fall bedeuten 
territoriale Einschränkungen des Drohnenflugs für eine Archäo-
logie, die zur Bodenprospektion und damit zur Lokalisierung 
neuer Grabungsplätze zunehmend auf Luftbilder aus dem Droh-
nenflug setzt, eine Verzerrung ihres Aufmerksamkeitshorizon-
tes und die Entstehung neuer blinder Flecken. Dort, wo Droh-
nen ungehindert eingesetzt werden können, stehen die Chancen 
für die Auffindung neuer archäologischer Fundorte mithin bes-
ser als dort, wo dies aus regulativen Gründen verwehrt bleibt.

Minimalinvasivität und Forschungsethik

Neben der Steigerung von Effizienz, Geschwindigkeit und Reich-
weite stellen Drohnen auch einen Treiber für einen neuen An-
satz minimalinvasiver archäologischer Feldforschung dar. Vor 
dem Hintergrund der zunehmenden Etablierung von Methoden 
der Fernerkundung wie Satelliten- und Flugzeugbilder (Agapiou 
und Lysansdrou 2015), haben Hunt und Lipo (2008) auf die Be-
deutung daraus gewonnener Erkenntnisse für die Erreichung des 
Ziels einer Conservation Ethic hingewiesen. Letztere verstehen 
die Autoren als das Paradigma „to minimize damage to the ar-
chaeological record whenever possible“ (ebd., S. 5). In diesem 
Zusammenhang definieren die Autoren den „top-down approach“ 
bzw. die „top-down archaeology“, derzufolge eine Forschungs-
strategie in ihrem methodischen Vorgehen zunächst mit der Me-
thodik zu beginnen habe, die bei größtem Betrachtungsrahmen 
zugleich das geringste invasive Potenzial aufweise, namentlich 
bei Satellitenbildern. Zur Gewinnung weiterer, kleinteiligerer 
Daten seien nachfolgend die Methoden mit kleinerem Rahmen 

und geringer Invasivität anzuwenden: von mit Flugzeugen und 
Ballons gewonnenen Luftbildern und Kitefotografien bis hin zu 
Geländebegehungen. Schließlich führe diese Methodenkaskade 
dann zur Methode mit dem kleinsten Rahmen und der größten 
Invasivität, nämlich der physischen Grabung (ebd., S. 5 f.).

Dahinter steht die Hoffnung, mittels der verschiedenen bild-
gebenden und zugleich nicht-invasiven Verfahren derart viele 
aufschlussreiche Daten über Landschaft und konkrete Einzel-
orte zu gewinnen, dass am Ende nur noch sporadische Grabun-
gen zur Bergung einzelner Artefakte oder messbarer Ionen nö-
tig sind. Spielten Drohnen bei Hunt und Lipo im Jahr 2008 noch 
keine Rolle, so sehen dieselben Autoren drohnengestützte Re-
mote-Sensing-Technologien mittlerweile als wesentliches Inst-

rument zur Realisierung der Conservation Ethic an (Wechsler 
et  al. 2016, S. 42). Das neue archäologische Forschungspara-
digma im Drohnenzeitalter lautet somit, die Gewinnung mög-
lichst vieler relevanter Daten bei möglichst geringer physischer 
Zerstörung zu erreichen. Leistbar scheint dies mittels eines mög-
lichst großen Anteils an luftgestützter Erkundung bei einem 
möglichst geringen Anteil an physischer Grabung.

Sollte sich dieses Paradigma durchsetzen, so könnte es über 
die Normalwissenschaft hinausreichen und den Stellenwert 
einer wissenschaftlichen Revolution erlangen. Nach Thomas 
S. Kuhn wird der Übergang von alter zu neuer Wissenschaft 
durch eine Phase der Inkommensurabilität gekennzeichnet, d. h. 
durch die Verschiebung jenes Problembereichs, der vom Fach 
als notwendiger- und legitimer Weise zu bearbeiten ist (Hoy-
ningen-Huene 1989, S. 203 f.). Die Etablierung von Drohnen 
als Werkzeug der Archäologie in Verbindung mit der Verlage-
rung des Erkenntnisinteresses hin zur Minimalinvasivität kann 
als Inkommensurabilität gedeutet werden. In eine ähnliche Rich-
tung argumentieren Roosevelt et al. (2015, S. 342), die in der 
Verschiebung hin zu einer digitalen Kultur in der Archäologie 
ein neues Paradigma archäologischer Praxis erkennen, das sich 

„beyond the concept of excavation as destruction to one of ex-
cavation as digitization“ bewege, bis hin zu der Frage nach der 
Notwendigkeit „for physically defined excavation areas them-
selves“.

Bereits heute liegen der archäologischen Forschung in 
Deutschland große Mengen kaum verarbeiteter Rohdaten in 
Form von Artefakten aus Jahrzehnten der Grabungstätigkeit vor,  
die allenfalls gelagert, aber kaum bearbeitet werden können. 
Mittlerweile etabliert sich für diesen Umstand der Begriff der 
Massendinghaltung, der im Kontext des Material Turns verhan-
delt wird (Hofmann et al. 2016). Angesichts dieses Überange-
botes nicht oder kaum erschlossener archäologischer Funde in 
den Depots der Forschungsinstitutionen bedeutet das neue Para-

Bildgebende und zugleich nicht-invasive Verfahren mit Drohnen vermitteln 
die Hoffnung, dass nur noch sporadische Grabungen nötig werden.
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digma keinesfalls eine substantielle Abkehr des Faches von Ma-
terialitäten. Ebensowenig droht aus dem Paradigma ein Iden-
titäts- oder Legitimationsdefizit der Archäologie zu erwach-
sen, im Zuge dessen sich das Selbst- und Fremdbild des Faches 
als grabender Wissenschaft in Richtung einer „fliegenden“ und 

„fotografierenden“ Wissenschaft verlagern könnte. Diverse na-
tur- und technikwissenschaftliche Leitmethoden werden in der 
Archäologie seit den 1950er-Jahren angewendet, angefangen mit 
der als wissenschaftliche Revolution gehandelten Radiocarbon-
methode zur absoluten Datierung organischen Materials (John-
son 1965, S. 762; Wagner 2006, S. 230; Renfrew 2009, S. 121). 
Diese Ansätze aus den Natur- und Technikwissenschaften rei-
chen mittlerweile über biotische Umweltrekonstruktionen bis zu 
geoarchäologischen Untersuchungen (Siart et al. 2018, S. 2). Sie 
werden unter dem Begriff der Archäometrie zusammengefasst 
und haben sich als Schnittstelle zwischen Naturwissenschaften 
und Altertumswissenschaften institutionalisiert. Somit ist im 
Setting der Archäologie mit der Archäometrie bereits ein Rah-
men geschaffen, in dem auch digitalgestützte Technologien wie 
die Drohnenanwendung angebunden werden können, ohne das 
Selbstverständnis der Archäologie infrage zu stellen.

Raubgrabungen als große Gefahr

Zugleich gibt es neben diesem positiven Potenzial der Droh-
nen aber auch ein entgegengesetztes Potenzial, das eng mit der 
Popularisierung von UAVs verbunden ist. Günstige und leicht 
zu bedienende Multicopter tragen wesentlich zur Verbreitung 
der Drohnentechnologie innerhalb der archäologischen Praxis 
bei, was angesichts enger Forschungsbudgets kaum verwundert 
(Meyer et al. 2016, S. 22). Aufgrund dieser relativen finanziel-
len und technologischen Voraussetzungslosigkeit von Drohnen 
für archäologische Zwecke besteht jedoch die hohe Wahrschein-
lichkeit, dass diese Technologie das Interesse an archäologischer 
Erkundung auch über die Grenzen der Wissenschaft hinaus in 
neue gesellschaftliche Kreise tragen wird.

In der Geschichte der Archäologie wäre dies kein Novum, 
lässt sich darin doch regelmäßig der Dualismus von interessier-
ten Laien einerseits und professionellen Wissenschaftlern ande-
rerseits erkennen, die jeweils – in teilweise kompliziertem Bin-
nenverhältnis zueinander – mit der Ausübung archäologischer 
Tätigkeiten befasst waren und es bis heute sind. Ausgehend von 
ihrem bisherigen technologischen Hauptwerkzeug, dem Me-
talldetektor, werden die heutigen „Hobbyarchäologen“ als Son-
dengänger klassifiziert. Ein Blick in deren einschlägige Diskus-
sionsforen im World Wide Web zeigt, dass diese Gruppe die 
Möglichkeiten günstiger kleiner Drohnen zur Lokalisierung von 
Fundplätzen mit großem Interesse und bereits seit Jahren ver-
folgt, ausweislich ihrer Berichte in diesen Foren wird die Drohne 
zunehmend zu einem Bestandteil ihrer Ausrüstung. Einige der 
Vorteile, die von Drohnen für die professionelle Archäologie 
ausgehen, können sich hier potenziell ins Gegenteil verkehren, 
wenn dadurch nämlich illegale Grabungen erleichtert werden.

Über die Rolle der Sondengänger im Feld der Archäologie 
ist derzeit innerhalb der deutschsprachigen Wissenschaft, be-
einflusst nicht zuletzt durch den partizipativen Geist der Kon-
vention von Faro (Europarat 2005), aber auch durch den Diskurs 
um Open Science und Citizen Science, eine lebhafte Diskus-
sion entbrannt. Dabei gehen einzelne Positionen wie jene von 
Huth (2013, 134 f.) so weit, angesichts des „rigorose[n] Vorge-
hen[s] gegen Sondengänger“ grundsätzlich zu fragen, ob dieses 

„wirklich sein Ziel erreicht“, schließlich verhindere es „augen-
scheinlich nicht die Ausbeutung der archäologischen Quellen, 
sondern führt nur zur Verschleierung eines als illegal gewerteten 
Treibens“. Huth verweist darauf, dass „die (kooperative, gleich-
gültige oder abwehrende) Haltung der Archäologen gegenüber 
den Sondengängern“ entscheidend sei und sich „mit Motivation, 
Aufklärung und Integration der Sondengänger deutlich mehr“ er-
reichen lasse, „als durch Ausgrenzung und Kriminalisierung“ 
(ebd., S. 135). In den Tübinger Thesen zur Archäologie von 
2015 lautet denn auch die zweite These: „Die Archäologie sollte 
Sondengänger zur legalen Kooperation einladen“ (Scherzler und 
Siegmund 2016, S. 10).

Vor diesem Hintergrund scheint bezüglich der Nutzung von 
Drohnen durch Laien ein ähnliches Vorgehen ratsam, wie es 
etwa das Land Nordrhein-Westfalen bei Metalldetektoren ge-
wählt hat: Nach dem Credo „Kaufen ist erlaubt – aber für den 
Einsatz der Sonde gelten Regeln!“ sollen die Sondengänger in 
eine Kooperationsbeziehung mit den Behörden der Bodendenk-
malpflege gebracht werden (LWL 2017, S. 6). Sondengänger 
können dort auf Kreisebene eine Erlaubnis zur Begehung be-
stimmter Flächen beantragen, die an die Erfüllung von Aufla-
gen und Bedingungen gebunden ist, um archäologische Fundorte 
vor unsachgemäßem Zugriff zu schützen (ebd., S. 29). Solcher 
denkbaren legalen Möglichkeiten zum Trotz begünstigt jedoch 
die hohe Mobilität der Drohnen deren unerlaubte Anwendung 
sehr und erschwert zugleich eine wirksame Kontrolle und Einhe-
gung dieses Phänomens. Insbesondere im globalen Kontext ge-
dacht steht daher zu befürchten, dass die für die wissenschaftli-
che Praxis so segensreiche Drohnentechnologie für den Schutz 
archäologischer Stätten eine massive Gefahr darstellt.

Fazit

Es ist zu erwarten, dass durch die Nutzung von Drohnen in Kom-
bination mit bildgebender Technologie künftig deutlich mehr 
archäologisch wertvolle Informationen mittels des Top-Down-
Ansatzes gewonnen werden können. Die Vorteile dessen liegen 
auf der Hand: Neben dem großen Zugewinn an Effizienz und 
Geschwindigkeit stellt die Möglichkeit, größere Landschaftsbe-
reiche und schwieriges Gelände gut zu erschließen, eine deutli-
che arbeitstechnische Erleichterung sowie einen maßgeblichen 
methodischen Fortschritt für die Forschung dar. Darüber hinaus 
birgt dieser Forschungsansatz das disruptive Potenzial, deutlich 
mehr relevante Daten auf minimalinvasive Weise per drohnenge-
stützter Fernerkundung gewinnen zu können, wodurch sich die 
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Notwendigkeit für aufwendige Grabungen mit den dabei unver-
meidlichen Zerstörungen reduziert. Da jedoch zugleich davon 
auszugehen ist, dass Sondengänger und Schatzjäger von dersel-
ben, teilweise sehr kostengünstigen Drohnentechnologie zur Lo-
kalisierung von Fundorten Gebrauch machen werden, droht eine 
Zunahme von Zerstörungen wertvoller archäologischer Stätten 
durch illegale Grabungen. Rechtliche Vorgaben werden dies nur 
bedingt einhegen können, insbesondere in globaler Perspektive 
droht durch die Drohnentechnologie eine Zunahme an Raubgra-
bungen. Im Hinblick auf die Schwierigkeiten US‑amerikanischer 
Archäologen mit den dortigen gesetzlichen Vorgaben ist eine Be-
teiligung des Faches am regulatorischen Diskurs über die Droh-
nennutzung in jedem Fall dringend ratsam.
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Die zunehmende Nutzung von unbemannten Flugsystemen (Unmanned 
Aerial Vehicles [UAV] – nachfolgend: Drohnen) birgt neue Gefährdungs-
potenziale für die zivile Sicherheit. Eine Drohne kann von einem Hobby-
piloten genutzt werden, um Luftaufnahmen zu machen, sie kann aber 
auch gefährliche Spreng- oder Giftstoffe transportieren. Nicht zuletzt 
können Drohnen eine Gefahr darstellen, indem sie (unbeabsichtigt) 
abstürzen oder (gezielt) zum Absturz gebracht werden. Als Antwort auf 
diese Bedrohungslagen reagieren öffentliche und private Einrichtun-
gen mit der Entwicklung von Drohnenabwehrsystemen für den zivilen 
Bereich. Der Beitrag soll die Folgen des Einsatzes von Drohnenabwehr-
systemen durch die Polizei aus ethischer und rechtlicher Perspektive 
bewerten. Im Vordergrund stehen dabei die Überwachungspotenziale 
des Systems und die Abwägung von Risiken der Drohnenabwehr in Hin-
sicht auf den verfassungsrechtlichen Grundrechtsschutz.

Ethical and legal evaluation of drone defense projects  
in police work
The protection of fundamental rights in public security measures

The increasing use of unmanned aerial vehicles (UAVs/drones) encom-
passes new potential risks for civil security. While drones can be de-
ployed by amateur pilots for aerial photography, they may also trans-
port dangerous explosives or toxic material. The drone may pose a 
threat through crashing  – either by accident or on purpose. Facing 
these security threats, public and private institutions react by promot-

ing research and development of drone defense systems for the civil 
sector. This article aims to evaluate ethical and legal consequences of 
the application of drone defense systems by the German police. It fo-
cuses on the surveillance potential of such systems and the assess-
ment of risks in relation to the protection of fundamental rights and 
civil liberties.

Keywords: drone defence, police, civil rights, ethics, technology 
assessment

Einleitung

Die zunehmende Nutzung von unbemannten Flugsystemen 
(Drohnen) birgt neue Gefährdungspotenziale für die zivile Si-
cherheit. Eine Drohne kann von einem Hobbypiloten genutzt 
werden, um Luftaufnahmen zu machen. Sie kann aber auch ge-
fährliche Spreng- oder Giftstoffe transportieren. Nicht zuletzt 
kann eine Drohne eine Gefahr darstellen, indem sie (unbeab-
sichtigt) abstürzt oder (gezielt) zum Absturz gebracht wird.1 Als 
Antwort auf diese Bedrohungslagen reagieren öffentliche und 
private Einrichtungen in Deutschland mit der Entwicklung von 
Drohnenabwehrsystemen für den zivilen Bereich. Viele die-
ser Systeme ähneln einander und werfen vergleichbare ethi-
sche und rechtliche Fragestellungen auf. Der Beitrag geht auf 

1   Störungen durch Drohnen im Umfeld von Flughäfen oder anderen kritischen 
Infrastrukturen werden hier ebenso wenig in den Blick genommen, wie ein 
militärischer Einsatz.
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wendeten Antennen und Mikrofone sowie Fahrzeuge, in oder 
auf denen die Sensoren oder auch die Lagedarstellung verbaut 
sind, ebenso wie die Präsenz der Abwehrmittel wie Störsen-
der, HPEM-Wellen oder Netzwerfer, können dabei durchaus 
plausibel den Eindruck staatlicher Überwachung vermitteln. In 
verschiedenen Disziplinen, insbesondere Surveillance Studies, 
Recht und Kriminologie, werden die Auswirkungen von Über-
wachung auf menschliches Verhalten diskutiert (Staben 2016; 
Arzt und Ullrich 2016). Auswirkungen einer angenommenen 
oder realen Überwachung auf politische Aktivitäten oder den 
Meinungsbildungsprozess werden als chilling effect, Prozesse 
der Selbstzensur oder Formen der Disziplinierung, beschrieben. 
Diese Effekte auf Meinungs- und Informationsfreiheit sowie 
gesellschaftliche Selbstorganisation gilt es mithilfe des Grund-
rechtsschutzes zu verhindern.

Im sogenannten Volkszählungsurteil stellte das Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) 1983 fest, dass es für ein demokrati-
sches Gemeinwesen von elementarer Bedeutung sei, dass Bür-
ger_innen engagiert ihre Rechte wahrnehmen. Wer sich über-
wacht fühlt, werde möglicherweise davon abgehalten, seine 
Rechte wahrzunehmen und sich in der Öffentlichkeit darzustel-
len; eingeschüchterte Menschen sehen vielleicht davon ab, sich 
zu versammeln, ihre Meinung kundzutun oder ihre Religion aus-
zuüben (BVerfGE 125, 260, 332).

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 
Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG) bezieht sich dabei nicht al-
lein auf die Erhebung, sondern auf den gesamten Umgang mit 
personenbezogenen Daten und schützt vor der unbegrenzten Er-
hebung, Speicherung, Nutzung und Verarbeitung personenbezo-
gener Daten (BVerfGE 65, 1, 43; 84, 192 ff.; § 46 Nr. 2 BDSG). 
Schutzgegenstand sind solche Daten, die einen Bezug zu einem 
Menschen herstellen lassen; der Personenbezug hängt dabei 
maßgeblich von der Systemarchitektur der technischen Einsatz-
mittel ab, die zum Schutz des Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung von Anfang an nach den Prinzipien des sogenann-
ten privacy-by-design so ausgestaltet sein sollte, dass ein sol-
cher – soweit nicht unabdingbar notwendig – nicht herstellbar 
ist (Simitis 2014, § 3 Rn. 14).

Diese grundrechtlichen Vorgaben bilden den Rahmen für die 
Zulässigkeit der untersuchten Drohnenabwehrmaßnahmen. Der 
Akustiksensor nimmt Audio-Rohdaten auf; Elektro-Optik- so-
wie gegebenenfalls Radarsensoren können visuell auswertbare 
Rohdaten unter Umständen nicht nur der Drohne aufnehmen, 
sondern auch der Umgebung und bilden diese ggf. in einem Live- 
Stream in der Lagedarstellung ab. Damit werden akustische und 
optische Aufnahmen im Einzugsbereich der Detektionssenso-
ren angefertigt, aus denen Bezüge zu Menschen hergestellt wer-
den können, die durch die technische Möglichkeit der Zusam-
menführung der Daten in der Sensordatenfusion identifizierbar 
werden können.

Aus verfassungsrechtlicher Sicht stellt jede staatliche Bild- 
und Tonaufnahme, auf der Personen identifizierbar sind, eine 
Erhebung personenbezogener Daten und damit einen Eingriff in 
das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung dar, nicht 

das Forschungsprojekt „Abwehr von unbemannten Flugobjek-
ten für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben“ 
(AMBOS)2 zurück, das im Frühjahr 2019 abgeschlossen wird 
und berücksichtigt die Rechtslage in Deutschland.

AMBOS nutzt differenzierte Detektionstechnologien (Funk-, 
Akustik-, Elektro-Optik- und Radarsensoren), um anfliegende 
Drohnen innerhalb weniger Sekunden zu erkennen. Die gewon-
nenen Informationen werden in einer computerisierten Lage-
darstellung zusammengeführt und bildhaft dargestellt. Die ein-
gesetzten Polizeikräfte entscheiden sodann unter Nutzung von 
Handlungsempfehlungen eines IT‑Systems über den Einsatz 
geeigneter Abwehrmittel, beispielsweise Störsender (jamming), 
High Power Electromagnetic Waves (HPEM-Wellen) oder ein 
mittels Netzwerfer verschossenes Fangnetz zum Abfangen der 
Drohne. Die technischen Einzelheiten können hier mit Blick auf 
den Umfang nicht dargestellt werden und unterliegen zudem einer 
schnellen Entwicklung. Der vorliegende Beitrag trifft daher eine 
generische Einschätzung, die nicht allein auf die in AMBOS 
entwickelten Systeme übertragbar ist. Einsatzszenarien für die 
Drohnenabwehr können z. B. der Schutz von Menschenmengen, 
Versammlungen oder staatlichen Repräsentant_innen und Ein-
richtungen oder sogenannter kritischer Infrastrukturen sein.

Der Beitrag bewertet die Folgen des Einsatzes von Drohnen-
abwehrsystemen durch die Polizei aus ethischer und rechtlicher 
Perspektive gleichermaßen. Sicherheitskonzepte sind Bestand-
teil einer komplexen Wertearchitektur, so dass neben Fragen der 
Effektivität und Angemessenheit der Drohnenabwehr auch Fra-
gen ihrer direkten und indirekten Nebenfolgen Berücksichtigung 
finden müssen. Im Vordergrund stehen die Überwachungspoten-
ziale der eingesetzten Systeme, Fragen der Kommunikations-
freiheit und die Abwägung von Risiken für Gesundheit und Le-
ben in komplexen polizeilichen Einsatzlagen.  Rechtlich unzu-
lässig mit Blick auf die weitgehenden Grundrechtseingriffe wäre 
eine automatisierte Entscheidung über den Einsatz von Abwehr-
mitteln.

Überwachung und informationelle 
Selbstbestimmung

Zur Abwehr möglicher Gefährdungen durch unbefugt fliegende 
Drohnen (beispielsweise im Umfeld staatlicher Repräsentant_in-
nen oder Einrichtungen oder kritischer Infrastrukturen) über-
wachen Drohnenabwehrsysteme einen definierten Bereich (bei-
spielsweise eine Flugverbots- oder -beschränkungszone nach 
§ 17 der Luftverkehrsverordnung) mittels unterschiedlicher De-
tektionssensoren, die hierzu im Umfeld des zu schützenden 
polizeilichen Bereichs angebracht werden. Der Aufbau der ver-

2   Ausschreibung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zum 
Themenfeld „Zivile Sicherheit – Aspekte und Maßnahmen der Terrorismus-
bekämpfung“ im Rahmen des Programms „Forschung für die zivile Sicherheit 
2012–2017“. C. Arzt und S. Schuster sind an AMBOS als Projektpartner, J. Heesen 
durch einen Unterauftrag beteiligt (https://www.fkie.fraunhofer.de/de/
Pressemeldungen/ambos.html).
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innen kann nun jede_r mögliche Normverletzungen und auch 
Machtmissbrauch staatlicher Stellen aufzeichnen und öffentlich 
machen. Diese als Sousveillance titulierte Form der (Gegen-)
Überwachung vollzieht sich häufig über Smartphone-Kameras, 
die nicht nur zum Zwecke der Überwachung von Polizeiaktivitä-
ten eingesetzt werden; mehr und mehr entstehen „zufällige“ Sous-
veillance-Situationen bei öffentlichen Veranstaltungen wie etwa 
im Wahlkampf, beim Auftreten sozialer Spannungen oder unvor-
hergesehener Ereignisse. Jeder Eingriff in diese Möglichkeiten 
ist daher gesellschaftlich wie rechtlich zu hinterfragen.

Soweit durch den Einsatz von Abwehrmitteln wie Störsender 
oder HPEM-Wellen – auch nur für Sekunden – die Herstellung 
von Telekommunikationsverbindungen über Mobiltelefone, mo-
biles Internet oder WLAN unmöglich ist, wird dadurch Kommu-
nikation be- oder gar verhindert und hierdurch in die genannten 
Grundrechte zumindest mittelbar eingegriffen. Daher muss si-
chergestellt sein, dass Abwehrmittel nur dann zum Einsatz kom-
men, wenn tatsächlich eine Bedrohungssituation vorliegt und 
diese nicht als ggf. vorgeschobener Grund für die Unterbindung 
von Sousveillance oder der Selbstorganisation von Demonstra-
tionsteilnehmer_innen angeführt wird. Eingriffe können daher 
nur auf Grundlage einer spezifischen, präzisen und normenkla-
ren Eingriffsbefugnis gerechtfertigt sein, wobei eine Unterbre-
chung oder Störung von Kommunikationsverbindungen zur Ab-
wehr konkreter Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit von Per-
sonen gegenüber unbeteiligten Dritten zulässig sein kann, wenn 
die Gefahrenabwehr anderenfalls nicht möglich ist (LVerfG 
Sachsen-Anhalt, Urt. v. 11. 11. 2014, LVG 9/13, LS 3; Knape 
und Schönrock 2016, § 29 b Rn. 6). Die verursachten Störun-
gen der betroffenen Informationstechnik müssen möglichst ge-
ringgehalten werden und dürfen nicht über das Maß an Emp-
fangs- und Sendestörungen hinausgehen, die im Mobilfunkbe-
trieb alltäglich auftreten (BVerfG, Beschl. v. 22. 8. 2006, 2 BvR 
1345/03, Rn. 82 ff.).

Durch die eingesetzten Detektionssensoren kann auch die 
Versammlungsfreiheit (Artikel  8 GG) betroffen sein, die alle 
Handlungen schützt, die erforderlich sind, um eine Versamm-
lung durchzuführen und an ihr teilzunehmen. Geschützte Ver-
haltensweisen sind dabei eine Vielzahl versammlungsspezifi-
scher Tätigkeiten, wie die Organisation und Vorbereitung der 
Versammlung, die Wahl von Ort, Zeit, Ablauf und Gestaltung 
(Mangoldt und Klein 2018, Artikel 8 Rn. 29 f.), beispielsweise 
auch die Bekanntmachung des jeweils aktuellen Standortes der 
Versammlung. Hierzu gehören auch die Kommunikation, Mei-
nungskundgabe und (Selbst-)Organisation innerhalb der Ver-
sammlung, die heute in hohem Maße über soziale Medien ver-
mittelt werden. Jeder Eingriff in die Versammlungsfreiheit ver-

erst die Speicherung, da sich angesichts des heutigen Standes 
der digitalen Technik bereits aus Übersichtsaufnahmen einzelne 
Personen identifizieren lassen (VG Hannover, ZD 2011, LS 1; 
Koranyi und Singelnstein 2011, S. 124). Solche Grundrechtsein-
griffe können nur auf Grundlage hinreichend bestimmter, be-
reichsspezifischer, präziser und normenklarer gesetzlicher Ein-
griffsbefugnisse der Polizei gerechtfertigt sein, in denen fest-
zulegen ist, unter welchen Voraussetzungen welche Daten an 
welchem Ort, zu welcher Zeit und innerhalb welches Zeitrah-
mens erhoben, gespeichert, verarbeitet oder abgeglichen werden 
dürfen. Die Datenerhebung muss dabei grundsätzlich für die am 
betroffenen Ort anwesenden Personen erkennbar (offen) erfol-
gen, beispielsweise durch Hinweisschilder oder Ansagen. Sofern 
nicht-erkennbare oder heimliche Maßnahmen ausnahmsweise 
notwendig und durch Rechtsnorm zugelassen sind, bedarf es ge-
setzlicher Vorgaben, die die Anforderungen des Datenschutzes 
beachten sowie die Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung er-
öffnen. Zudem sind Löschungsfristen zu beachten, sofern nicht 
ausnahmsweise eine Verwendung der Daten beispielsweise zur 
Strafverfolgung zulässig ist.

Einschränkung der Kommunikations- 
und Versammlungsfreiheit

Durch den Einsatz von Abwehrmitteln, wie Störsender oder 
HPEM-Wellen, kann es zu Ausfällen von Telekommunikation 
und WLAN kommen. Da die Nutzung von Kommunikationsmit-
teln von konstituierender Bedeutung für die Persönlichkeitsent-
faltung eines Menschen ist, unterfällt diese dem Schutzbereich 
der allgemeinen Handlungsfreiheit im Sinne des Artikel 2 Abs. 1 
GG (BVerfG, Beschl. v. 22. 8. 2006, 2 BvR 1345/03, Rn. 80). Das 
Internet stellt den Nutzer_innen zahlreiche Kommunikations-
dienste für die soziale Interaktion, Informationsbeschaffung so-

wie Aufzeichnung und Bereitstellung eigener Medieninhalte zur 
Verfügung, die auch einen hohen Bezug zur öffentlichen Mei-
nungskundgabe im Rahmen von Versammlungen aufweisen kön-
nen. Die Meinungsfreiheit im Sinne des Artikel 5 Abs. 1, S. 1 GG 
schützt über den Wortlaut der Verfassung hinaus auch Mobil-
funkgeräte und Internet als Mittel der Äußerung und Verbreitung 
von Meinungen. Die Informationsfreiheit im Sinne des Artikel 5 
Abs. 1, S. 1 GG gewährleistet außerdem, sich ungehindert aus all-
gemein zugänglichen Quellen informieren zu können.

Durch allgemein verfügbare Technologien wie Mobiltelefone 
vollzieht sich seit einigen Jahren zudem gleichsam eine Demo-
kratisierung der Möglichkeiten zur Umkehr von Maßnahmen der 
Überwachung, Dokumentation und Kontrolle. Neben Journalist_

Durch den Einsatz von Störsendern wird Kommunikation behindert 
und in die Grundrechte mittelbar eingegriffen.
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damit verbundenen Eingriffs in das Recht auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit zufällig anwesender, unbeteiligter Personen 
und dem Gewicht der zu schützenden Rechtsgüter (Leben und 
körperliche Unversehrtheit eben dieser Unbeteiligten oder an-
derer aus polizeirechtlicher Sicht zu schützender Personen, wie 
bspw. eines Staatsgastes, der durch den Drohnenanflug gefähr-
det sein könnte), abzuwägen – ein ethisches Dilemma. Der Ein-
satz der Interventionsmittel muss dabei eine auch verhältnismä-
ßige Gefahrenabwehrmaßnahme im rechtlichen Sinne darstellen.

Zusätzlich problematisch ist dabei, dass je nach Sachlage 
große Unsicherheiten hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der 
Gefahr eines möglichen Schadens durch eine geortete Drohne 
bestehen können, so dass die Prognose von Anfang an mit der 
Möglichkeit der Fehleinschätzung behaftet sein wird. Für die 
entscheidenden Polizeibeamt_innen ist unter Zeitdruck äußerst 
schwierig zu beurteilen, ob eine „Gefahr“ für Leben und Ge-
sundheit im polizeirechtlichen Sinne tatsächlich vorliegt. Bei der 
Erfassung der vorhandenen Informationen und erkennbaren Tat-
sachen unterstützen zwar Detektion und automatisierte Lagedar-
stellung die Entscheidungsfindung; die letztendliche Entschei-

dung über das Ob und Wie des Einsatzes der Drohnenabwehr 
wird allerdings auf eine Prognose gestützt werden müssen, wo-
bei die Unsicherheit der Prognose ein Wesensmerkmal des Ge-
fahrenabwehrrechts darstellt.

Aber auch wenn sich im Bereich der Gefahrenabwehr Prog-
noseunsicherheiten vielfach nicht vermeiden lassen, ist es unter 
der Geltung der durch Artikel 1 Abs. 1 GG geschützten Men-
schenwürde in jedem Fall schlechterdings unvorstellbar, auf 
Grundlage einer gesetzlichen Ermächtigung polizeirechtlich 
nicht verantwortliche Personen gezielt zu töten (BVerfG, Urt. v. 
15. 2. 2006, 1 BvR 357/05, Rn. 130). Ebenso darf auch eine al-
lenfalls billigend in Kauf genommene Tötung oder Köperverlet-
zung nicht dazu führen, Leben gegen Leben abzuwägen, da der 
Schutz menschlichen Lebens in der grundgesetzlichen Werte-
ordnung ein Höchstgut darstellt (BMVI 2017, S. 17 f.). Der Ein-
satz von Interventionsmitteln kann daher nur zulässig sein, wenn 
eine tödliche oder schwere Verletzung unbeteiligter Dritter nach 
menschlichem Ermessen ausgeschlossen werden kann.

‌Tun und Unterlassen

Die Entfaltung polizeilicher Maßnahmen trotz unklarer Be-
drohungslagen kann jedoch trotzdem auf Grundlage berechtig-
ter Motive erfolgen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang die 
Unterscheidung zwischen Tun und Unterlassen. So können die 
politischen Folgen aufgrund der Signalwirkung, die es hat, un-

langt eine besondere Rechtfertigung und ist nur zum Schutz 
mindestens gleichwertiger Rechtsgüter zulässig, wie das Bun-
desverfassungsgericht schon 1985 im sogenannten Brokdorf-Be-
schluss klarstellte (BVerfGE 69, 315).

Risiken für Gesundheit und Leben

Nach derzeitigem technischem Entwicklungsstand kann die 
Steuerung potenziell gefährlicher Drohnen nicht von der Poli-
zei übernommen bzw. umgelenkt werden. Daher wird durch den 
Einsatz von Störsendern oder HPEM-Wellen die Steuerelektro-
nik derart gestört, dass es zu unkontrollierten Abstürzen kom-
men kann, die wiederum zu Personen- und/oder Sachschäden 
am Boden führen können. Beim Einsatz eines Netzwerfers ist 
nach derzeitigem Stand ein unkontrollierter Absturz sogar zwin-
gende Folge, sofern keine weitergehenden Sicherheitsmaßnah-
men (wie die Nutzung eines Fallschirms) getroffen werden. Der 
Einsatz der genannten Interventionsmittel birgt damit insbeson-
dere bei Anwesenheit von Menschen(mengen) schwer einschätz-

bare Risiken, da Verletzungen von Leben und Gesundheit der 
Anwesenden durch eine herabstürzende Drohne und ggf. auch 
deren Lasten (wie Sprengstoffe) nicht ausgeschlossen werden 
können, ohne dass diese Personen zur Entstehung der Gefahr 
durch die Drohne beigetragen hätten.

Eine Verletzung des durch Artikel 2 Abs. 2, S. 1 GG garan-
tierten Rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit etwa 
von Veranstaltungsteilnehmer_innen oder zufällig anwesen-
den Personen durch oder auf Grund polizeilicher Maßnahmen 
stellt einen schwerwiegenden Grundrechtseingriff dar, der nur 
im Einzelfall unter Beachtung hoher verfassungsrechtlicher 
Anforderungen zulässig ist. Diese Anforderungen sind aus-
drücklich und im Rahmen des Grundrechtsschutzes wie dem 
verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in 
einer entsprechenden Eingriffsbefugnis der Polizei zu regeln 
(BVerfG, Urt. v. 15. 2. 2006, 1 BvR 357/05, Rn. 85 und 118); 
dies gebietet auch die europäische Menschenrechtskonvention. 
Dabei muss berücksichtigt werden, dass der Pilot als polizei-
rechtlich verantwortlicher Adressat der polizeilichen Abwehr-
maßnahmen in der Regel nicht in dem zur Verfügung stehenden 
kurzen Zeitraum erreicht werden kann, die polizeilichen Maß-
nahmen also im Regelfall nicht gegen den Verantwortlichen für 
die Gefahr gerichtet werden können, was indes dem Grundprin-
zip der polizeilichen Gefahrenabwehr entspräche. Stattdessen 
wird im Falle eines Absturzes in Grundrechte unbeteiligter, zu-
fällig anwesender Personen eingegriffen. Im Ergebnis ist daher 
beim Einsatz der Interventionsmittel zwischen der Schwere des 

Die Abwehr gefährlicher Drohnen  
birgt ein ethisches Dilemma.
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einer gewissen Bringschuld und Begründungslast für die Ent-
scheidung, keine Drohnenabwehr vorzusehen.

Schlussfolgerungen

Sowohl in der Phase der Detektion als auch der anschließen-
den Zusammenführung und Bewertung der optischen und akus-
tischen Daten wird in das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung sowie die Versammlungsfreiheit einer Vielzahl von 
Personen eingegriffen, die hierzu keinen Anlass gegeben haben. 
Dies kann nur durch eine bereichsspezifische, präzise, klare Ein-
griffsbefugnis zum Schutz vor Gefahren für hochrangige Rechts-
güter (Leben und körperliche Unversehrtheit) gerechtfertigt sein. 
Neben der Festlegung, ob und welche Daten an welchem Ort, zu 
welcher Zeit und innerhalb welches Zeitrahmens erhoben, ge-
speichert, verarbeitet oder abgeglichen werden dürfen, muss die 
Datenerhebung erkennbar erfolgen, damit die Betroffenen sich 
hiergegen, ggf. im Nachgang, gerichtlich wehren können. Wird 
den Informationsinteressen der Allgemeinheit nicht entspro-
chen, kann Drohnenabwehrsystemen bei Versammlungen eine 
abschreckende und einschüchternde Wirkung beigemessen wer-
den, die für Protest sorgen kann. Eine Zweckentfremdung der ge-
sammelten Daten kann dabei in einem gewissen Maß durch Pri-
vacy-by-Design-Lösungen verhindert werden.

Der Einsatz von Störsendern sowie HPEM-Wellen zur Droh-
nenabwehr kann in die allgemeine Handlungs-, Meinungs- und 
Informations- sowie Versammlungsfreiheit eingreifen. Diese 
Eingriffe können ebenfalls nur auf Grundlage einer spezifischen, 
präzisen und normenklaren Eingriffsbefugnis zum Schutz vor 
Gefahren für hochrangige Rechtsgüter (Leben und körperliche 
Unversehrtheit) gerechtfertigt sein, wobei die Störungen nicht 

über das Maß alltäglich auftretender Empfangs- und Sendestö-
rungen hinausgehen dürfen.

Sofern ein unkontrollierter Absturz einer abgewehrten Droh-
ne über Menschen(-ansammlungen) nicht verhindert werden 
kann, kann hierin ein Eingriff in das Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit (sowie das Recht auf Eigentum) liegen, 
woraus sich die höchsten verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen an die Zulässigkeit eines polizeilichen Einschreitens erge-
ben. Insgesamt ist daher dringend angezeigt, Interventionsmit-
tel zu nutzen, die nicht zu einem unkontrollierten Absturz von 
Drohnen führen (wie bspw. die Nutzung eines Netzes mit Fall-
schirm). Hersteller oder Betreiber sind zudem zu verpflichten, 
ihre Systeme fortlaufend zu optimieren und auch bereits ausge-
lieferte Systeme zu beobachten und nach dem neuesten Stand 
der Technik stetig zu verbessern.

tätig zu bleiben, zu noch größeren Unsicherheiten führen. Der 
Staat kann in seiner Rolle als Ordnungsmacht geschwächt wir-
ken und als Garant für Sicherheit und Freiheit für zukünftige 
Handlungen delegitimiert werden bzw. sich zukünftiger Hand-
lungsoptionen beschneiden.

In diesem Zusammenhang kann auch das Unterlassen als 
Handlung angesehen und im Kontext der Frage nach verant-
wortlichem Handeln bewertet werden (Birnbacher 1995; Gib-
son 2012; Glover 1977, S. 92). Die Polizei erscheint als Garantin 
der Sicherheit, insbesondere dann, wenn zuvor eine Flugverbots- 
oder -beschränkungszone deklariert und/oder über den Einsatz 
von Überwachungstechniken zur Drohnendetektion informiert 
wurde. In diesem Fall können Bürger_innen davon ausgehen, in 
einem besonderen Maß vor Bedrohungen durch Drohnen ge-
schützt zu sein. Mehr noch, kann dieser Schutz vor Drohnen-
angriffen als ein Tauschgeschäft angesichts der Einschränkun-
gen der möglichen Kommunikationsfreiheiten, der besonderen 
polizeilichen Kontrollbefugnisse und der Überwachungssitua-
tion gewertet werden. Das heißt, kommt es zum Anflug einer 
Drohne, steht die Polizei unter besonderem Handlungsdruck. Es 
ist insofern damit zu rechnen, dass Polizei und Sicherheitsbe-
hörden auch dann eine moralische Schuld zugeschrieben wird, 
wenn sie es unterlassen, die Drohnenabwehr einzusetzen.

Eine Nicht-Intervention könnte in diesem Zusammenhang 
als Schwäche der Exekutive interpretiert werden. Um einen ver-
meintlichen Sachzwang und dilemmatische Entscheidungssitua-
tionen zu verhindern, ist daher mit großer Umsicht und Voraus-
schau zu entscheiden, in welchen Situationen generell die Droh-
nenabwehr bereitgestellt und genutzt werden soll.

Diese grundsätzliche Überlegung umfasst auch eine Gerech-
tigkeitsfrage: Welche Personen, Versammlungen, Veranstaltun-
gen oder Infrastrukturen sollen durch ein Drohnenabwehrsystem 

geschützt werden? Soll jeder Auftritt eines Regierungsmitglie-
des geschützt werden, nicht aber einer/s Oppositionsführer_in? 
Wird jedes Erstliga-Fußballspiel in Zukunft geschützt, nicht aber 
das Aufstiegsspiel in der 2. Bundesliga und erst recht nicht die 
Großdemonstration gegen Überwachung?

Dennoch handelt es sich auch hierbei um eine ambivalente 
Argumentation, denn einerseits kann die (unbeabsichtigte) Ver-
letzung Unschuldiger durch den Staat das Vertrauen in diesen 
grundlegend erschüttern und andererseits sind terroristische Ge-
walttaten nicht immer zu verhindern. In vielen Bereichen wer-
den von den Bürger_innen zwar gewisse Unsicherheiten akzep-
tiert und als „normales“ Lebensrisiko interpretiert, beispiels-
weise, dass jedes Auto/jeder LKW als Waffe benutzt werden 
könnte und trotzdem nicht überall entsprechende Sicherungs-
systeme vorgesehen sind. Gleichwohl unterliegt der Staat hier 

Soll jeder Auftritt eines Regierungsmitgliedes geschützt werden,  
nicht aber eines Oppositionsführers?

36

THEMA · Drohnen in ziviler und militärischer Nutzung

Jessica Heesen, Susanne Schuster, Clemens Arzt   27/3 (2018)



Literatur
Arzt, Clemens; Ullrich, Peter (2016): Versammlungsfreiheit versus polizeiliche 

Kontroll- und Überwachungspraxis. In: Vorgänge 213 (1), S. 46 ff.
Birnbacher, Dieter (1995): Tun und Unterlassen. Stuttgart: Reclam.
BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (2017): Bericht 

der Ethik-Kommission „Automatisiertes und vernetztes Fahren“. Online 
verfügbar unter https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/
bericht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile, zuletzt geprüft 
am 19. 10. 2018

Gibson, Susanne (2012): Acts and omissions. In: Ruth Chadwick (Hg.): 
Encyclopedia of applied ethics. Second Edition. San Diego: Academic Press, 
S. 17–21.

Glover, Jonathan (1977): Causing death and saving lives. Harmondsworth, UK: 
Penguin.

Knape, Michael; Schönrock, Sabrina (2016): Allgemeines Polizei- und Ordnungs-
recht für Berlin. 11. Auflage. Hilden: Verlag deutsche Polizeiliteratur.

Koranyi, Johannes; Singelnstein, Tobias (2011): Rechtliche Grenzen für polizei
liche Bildaufnahmen von Versammlungen. In: Neue Juristische Wochenschrift 
2011, S. 124–128.

Mangoldt, Hermann von; Klein, Friedrich; Starck, Christian (2018): Kommentar 
zum Grundgesetz. 6. Auflage. München: Vahlen Verlag.

Simitis, Spiros (2014): Bundesdatenschutzgesetz. Baden-Baden: Nomos  
Verlag.

Staben, Julian (2016): Der Abschreckungseffekt auf die Grundrechtsausübung. 
Strukturen eines verfassungsrechtlichen Arguments. Tübingen: Mohr  
Siebeck.

PD DR. JESSICA HEESEN
ist Leiterin des Forschungsschwerpunkts „Medien-
ethik und Informationstechnik“ am Internationalen 
Zentrum für Ethik in den Wissenschaften der Uni-
versität Tübingen. Forschungsschwerpunkte: Sozial- 
und Technikphilosophie, Ethik, Informations-, 
Medien- und Sicherheitsethik. 


ASS. IUR. SUSANNE SCHUSTER
ist wissenschaftliche Mitarbeiterin des FÖPS Berlin 
im Projekt AMBOS – Abwehr von unbemannten 
Flugobjekten für Behörden und Organisationen mit  
Sicherheitsaufgaben. Sie promoviert an der 
Europa-Universität Viadrina zu Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit. 


PROF. DR. CLEMENS ARZT
ist Professor für Staats- und Verwaltungsrecht am 
Fachbereich Polizei und Sicherheitsmanagement 
der HWR Berlin und Direktor des FÖPS Berlin. 
Forschungsschwerpunkte: Polizei und Datenschutz-
recht, Rechtsfragen der polizeilichen Überwachung, 
Versammlungsrecht. 


Vier Ausgaben für 69,40 Euro (zzgl. Versand)

Bestellung an: abo@oekom.de oder +49/(089) 54 41 84-25
oder unter: www.oekologisches-wirtschaften.net

mit einem Abo von ÖKOLOGISCHES WIRTSCHAFTEN

VERSCHENKEN 
SIE EIN JAHR 
die Zukunft
des Wirtschaftens

INSTITUT FÜR ÖKOLOGISCHE 

WIRTSCHAF TSFORSCHUNG

SCHWERPUNKT

AKTUELL

Energiewende   
 in Unternehmen

AKTUELL

 Unternehmerisches 
Marketing 
für  Suffizienz

NEUE KONZEPTE

Nationaler Wohl­
fahrtsindex:   
 Ewiges Wachstum 
oder gesellschaftliche 
Wohlfahrt?

Bioökonomie

Natur zwischen 
Wachstumsmotor 
und nachhaltiger 
Transformation

1
2018

33. Jahrgang

www.ökologisches­wirtschaften.de
www.ioew.de  |  www.voew.de

SCHWERPUNKT

Bioökonomie

www.ökologisches­wirtschaften.de
www.ioew.de  |  www.voew.de

VERSCHENKEN 

des Wirtschaftens

4 AUSGABEN 

PLUS GUTSCHEIN ZUM 

DOWNLOAD

37

THEMA · Drohnen in ziviler und militärischer Nutzung

Jessica Heesen, Susanne Schuster, Clemens Arzt  27/3 (2018)

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/bericht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/bericht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile


Mit dem Einsatz bewaffneter Drohnen hat eine neue Qualität der Kriegs-
führung begonnen. Vor diesem Hintergrund untersucht der Beitrag mit 
Fokus auf die deutsche Debatte, ob und inwiefern der militärische Ein-
satz bewaffneter Drohnen als legitim gerechtfertigt werden kann. Ge-
nauer wird der militärische Einsatz bewaffneter Drohnen aus ethischer 
Perspektive im Spannungsfeld zwischen dem Schutz für Soldaten einer-
seits und gezieltem Töten andererseits analysiert. Wir argumentieren, 
dass der Einsatz bewaffneter Drohnen bedenklich ist, da der Schutz für 
die eigenen Soldatinnen und Soldaten durch den Einsatz dieser Tech-
nologie verbessert werden mag, aber mit einer erhöhten Gefahr für Leib 
und Leben feindlicher Soldatinnen und Soldaten einhergeht.

The military use of armed unmanned aerial vehicles
Between protection of soldiers and targeted killing

The use of armed unmanned aerial vehicles (UAVs) introduced a new 
era of robotic warfare. Against this background, this article examines 
whether and to what extent the military use of armed UAVs can be le-
gitimated, focusing on the German debate. More precisely, the mili-
tary use of armed UAVs is analyzed from an ethical point of view in the 
field of tension between protecting soldiers on the one hand and tar-
geted killing on the other hand. We argue that the use of armed UAVs 
is alarming, because the protection of a country’s own soldiers might 
be improved by using this technology, however, at an increased danger 
for life and limb of the enemy’s soldiers.

Keywords: armed unmanned aerial vehicles, targeted killing, robotic 
warfare, ethics

Einleitung

Für den ehemaligen Bundesminister der Verteidigung, Thomas 
de Maizière, waren bewaffnete Drohnen in einem ersten State-
ment als solche „ethisch neutral“ (Jungholt und Meyer 2012). 

Hinter diesem Urteil verbirgt sich der Gedanke, es könnte eine 
Art ethische Unbedenklichkeitserklärung für ein technisches 
Instrument ausgestellt werden (Grunwald 2013, S. 6), das glei-
chermaßen für gute und schlechte Zwecke, in guten und schlech-
ten Handlungen eingesetzt werden kann. In der Tat beurteilt an-
gewandte Ethik zunächst einmal Handlungen und nicht äußere 
Gegenstände wie etwa Drohnen. Wenn ein Handlungstyp als 
solcher ethisch erlaubt oder unerlaubt ist, dann scheint er es 
unabhängig von den konkreten technischen Mitteln, mit denen 
er ausgeführt wird, zu sein  – außer die Mittel verändern den 
Handlungstyp selbst. Wir wollen mit unserem Beitrag an dieser 
Stelle ansetzen; unsere Überlegungen verfolgen das Anliegen, 
den militärischen Einsatz bewaffneter Drohnen im Spannungs-
feld zwischen Schutz für Soldaten und gezieltem Töten ethisch 
zu analysieren. Reine Aufklärungs- bzw. Beobachtungsdrohnen 
sind nicht Gegenstand dieses Beitrags, auch wenn die Aufklä-
rungsfähigkeit von Drohnen militärisch sogar bedeutsamer als 
die Zuschlagsfähigkeit sein mag (so jedenfalls Scharre 2018,  
S. 14).

Um es vorweg zu nehmen: Zum einen wird in diesem Beitrag 
die These vertreten, dass es irreführend ist, davon zu sprechen, 
bewaffnete Drohnen seien als solche „ethisch neutral“. Zum an-
deren wird das Argument entfaltet, dass derjenige ethisch zu 
kurz greift, der zugunsten dieses militärischen Instruments nur 
vorbringt, es ließe sich mit ihrem Einsatz der Schutz von Solda-
tinnen und Soldaten verbessern. Vielmehr vertreten wir die Auf-
fassung, dass der Erwerb und der Einsatz bewaffneter militäri-
scher Drohnen sehr kritisch betrachtet werden muss.

Unser Beitrag gliedert sich wie folgt: Im ersten Schritt wer-
den wir kurz Handlungen als Gegenstand der ethischen Refle-
xion genauer betrachten. Im zweiten Schritt werden wir das Ar-
gument vortragen, dass Drohnen keineswegs ethisch neutral, 
sondern vielmehr sogar ein bevorzugenswertes technisches Ins-
trument der Kriegführung seien. Zur Entkräftung dieser Argu-
mentation werden wir im dritten Schritt zunächst den Begriff 
des Schutzes problematisieren und in einem vierten Schritt dann 
die Problematik gezielter Tötungen in den Blick nehmen. Auf 
diese Weise wird auch deutlich, dass das Verständnis von Tech-
nikethik, das hier eingebracht werden soll, nicht einfachhin eines 
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in der Lehre vom Gerechten Krieg ihre klassische Form ange-
nommen hat (Walzer 2015; Janssen und Quante 2017)  – mit 
Blick auf die Anwendung militärischer Gewalt im Krieg die Ein-
haltung des Diskriminierungsgebotes eingefordert, demzufolge 
zwischen Kombattanten und Nicht-Kombattanten unterschie-
den werden muss. Mehr noch: Gefordert wird sogar das Verbot 
von Waffen, die das Diskriminierungsgebot nicht einhalten kön-
nen (Haspel 2002, S. 133 ff.). Art. 35,2 des 1. Zusatzprotokolls 
zu den Genfer Konventionen (GK 1977) verbietet sogar jeden 
Einsatz von Waffen, „die geeignet sind, überflüssige Verletzun-
gen oder unnötige Leiden zu verursachen“. Art. 36 schreibt vor, 
dass jede neue Waffentechnologie daraufhin überprüft werden 
muss, ob mit ihr das Humanitäre Völkerrecht eingehalten wer-
den kann.

Nun gibt es aber kaum ein technisches Instrument, welches 
grundsätzlich und immer nur in schlechten Handlungen genutzt 
werden könnte. Solch ein Instrument wäre dann wohl wirklich 
malum in se. Meistens lassen sich sogar Waffen für gute und 
schlechte Handlungszwecke einsetzen. Trotz der insofern mög-
licherweise günstigen Wirkungen, die man mit Waffen erreichen 
kann, bedeutet dies aber nicht – so unsere These –, dass Waf-
fen „ethisch neutral“ seien. Zwar könnte man mit einer Pistole 
vielleicht auch Walnüsse knacken, aber wohl niemand würde 
eine Pistole ausschließlich zu diesem Zweck erwerben. Es ge-

hört schon zur Natur des Waffeneinsatzes, dass mit ihm Gewalt 
ausgeübt wird, und Gewalthandlungen sind zweifellos in beson-
derer Weise ethisch rechenschaftsbedürftig. Jedoch können ge-
wisse Gewalthandlungen auch gerechtfertigt werden, z. B. als 
Notwehr oder Nothilfe.

Bewaffnete militärische Drohnen als 
ethisch bevorzugenswertes technisches 
Instrument der Kriegsführung
Wenn wir nun angesichts der oben formulierten Überlegungen 
die Frage beantworten wollen, ob bewaffnete militärische Droh-
nen ethisch neutral sein können, müssen wir uns zunächst ver-
gegenwärtigen, dass „Militärtechnik (…) ein breiter Bereich 
verschiedenartiger Anwendungen (ist), die durch die Aufgaben 
der Streitkräfte bestimmt werden“ (Altmann 2013, S. 324). Für 
unseren Zusammenhang ist dabei von besonderer Bedeutung, 
dass sich der Einsatz bewaffneter Drohnen im Spannungsfeld 
von Schutz- und Tötungshandeln vollzieht. Jedenfalls wird häu-
fig argumentiert, „bewaffnete Drohnen dienten in ganz beson-

ist, das aus deduktiven Schlussfolgerungen apodiktische norma-
tive Lösungen erreichen kann, sondern dass vielmehr in einem 
hermeneutischen Durchgang bereits vorgebrachte Argumente 
auf ihren begrifflichen Gehalt und ihre normativen Vorausset-
zungen befragt werden. Dies ermöglicht eine ethisch informierte 
politische Entscheidung über Erwerb und Einsatz von bewaffne-
ten Drohnen, aber es erzwingt sie nicht.

Handlungen als Gegenstand 
der ethischen Reflexion

In der ethischen Beurteilung von technischen Instrumenten 
ist man zunächst mit folgendem Problem konfrontiert: Primä-
rer Gegenstand ethischer Reflexion ist die normative Bewer-
tung menschlicher Handlungen, nicht von Dingen, Werkzeugen, 
technischen Instrumenten oder gar Waffen. Dennoch beurteilen 
wir auch Werkzeuge oder sogar hochtechnologische Instrumente 
als „moralisch gut“ oder „ethisch schlecht“. Wenn wir etwa eine 
Waffe als ethisch verwerflich einstufen, dann wohl vorrangig 
deshalb, weil sie Handlungen ermöglicht, die wir als ethisch 
verwerflich qualifizieren. Wir gestehen aber zu, dass sich auch 
mit einer Waffe (jedenfalls in einzelnen Fällen) ethisch gut han-
deln lässt. Die Beurteilung der Handlung ist so besehen folglich 

auch technikethisch vorrangig. Dieser Beitrag fokussiert mithin 
auf die Betrachtung ethischer Fragen „für Menschen im Um-
gang mit Maschinen“ (Misselhorn 2018, S. 8; kursiv im Origi-
nal), also die Frage, wie „die Menschen mit einer bestimmten 
Technologie“ – in unserem Fall die Drohnentechnologie – „aus 
moralischer Sicht umgehen sollten“ (ebd., S. 8). Insofern ver-
steht sich der vorliegende Aufsatz auch nicht als Beitrag zur Ma-
schinenethik, deren „Gegenstand die Entwicklung einer Ethik 
für Maschinen ist“ (Misselhorn 2018, S. 8, Hervorhebung im 
Original; zur Maschinenethik vgl. auch Wallach und Allen 2009 
sowie Bendel 2018) und somit im Grunde dem Feld der Medien-
ethik zuzuordnen ist (Rath et al. 2018).

Wenn wir also bestimmte technische Erfindungen – wie z. B. 
Landminen  – als ethisch verwerflich qualifizieren, dann des-
halb, weil mit ihnen überwiegend schlecht gehandelt wird. So 
gelten Landminen als „inhumane“ Waffentechnologie, weil mit 
ihnen unterschiedslos (indiskriminierend) Kombattanten („Sol-
daten“), Nicht-Kombattanten (z. B. Militärärzte und -geistliche) 
und Zivilpersonen in und nach einem bewaffneten Konflikt ge-
tötet werden bzw. getötet werden können (Schörnig 2013, S. 49). 
Jedenfalls wird in der friedensethischen Gewaltkritik – welche 

Wenn wir also bestimmte technische Erfindungen  
als ethisch verwerflich qualifizieren, dann deshalb, weil mit ihnen 

überwiegend schlecht gehandelt wird.
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Wenn wir diese Befunde zusammennehmen, handelt es sich 
bei bewaffneten Drohnen also keineswegs um ein neutrales ethi-
sches Instrument. Sie wären augenscheinlich ein zu bevorzugen-
des Instrument der Kriegsführung. Zumindest kann man sich 
mit durchaus bedenkenswerten Gründen für die Nutzung be-
waffneter Drohnen einsetzen. Allerdings würde es die Reflexion 
arg verkürzen, wenn man glaubt, an dieser Stelle bereits ein Er-
gebnis in der Hand zu haben. Denn bisher wurde eben nur ein 
Ausschnitt aus dem Bild dargestellt, das man in den Blick neh-
men muss, wenn man zu einem abgewogenen ethischen Urteil 
kommen will. Insbesondere ist mehr als zweifelhaft, ob man 
die meisten Einsätze bewaffneter Drohnen überhaupt als „schüt-
zende Handlungen“ bezeichnen kann.

Der problematische Begriff  
des Schutzes

In diesem Sinne ist zunächst zu klären, was „Schutz“ im hier be-
trachteten Kontext überhaupt bedeutet. Denn bewaffnete Droh-
nen sind ja kein Schild, das zwischen einem möglichen Opfer 
und einem Aggressor eine Sperre aufbauen würde, sondern mit 
bewaffneten Drohnen werden Angreifer und Gegner aktiv be-
kämpft. Dies kann unter Umständen ethisch legitim sein, aber 
dafür muss zuerst die Frage beantwortet werden, unter welchen 
Umständen es überhaupt legitim ist, Gewaltmittel gegen andere 
Personen einzusetzen. Diese Debatte kann hier nicht in ihren 
Einzelheiten nachgezeichnet werden (zum jüngeren Diskus-
sionsstand Frowe 2016 und Rudolf 2017). Grundsätzlich gilt 
verteidigende Gewalt dann als erlaubt, wenn sie legitime Rechts-
güter – insbesondere Leib und Leben – zu bewahren versucht.

Dessen unbenommen muss jedoch auch das Schutzbedürf-
nis auf seine Legitimität hin befragt werden, denn nicht jedem 
Schutzbedürfnis darf einfachhin nachgegeben werden. Nur weil 
ich mich von meinem stets etwas zornig wirkenden Nachbarn 
bedroht fühle, darf ich ihn noch lange nicht angreifen – weder 
mit einer Drohne noch mit anderen Mitteln. Anders gewendet: 
Nur, weil in westlichen Demokratien das Schutzbedürfnis hoch 
ist, heißt das nicht, dass man um jeden Preis schützen darf.

Die zentrale Schwierigkeit liegt nun darin, dass „Schutz“ 
oder „Sicherheit“ Begriffe sind, die in ethischen Debatten kaum 
echtes kritisches Potenzial entfalten können. Zu unbestimmt ist 
ihr jeweiliger Gehalt, und zu leicht werden sie verwendet, um 
bereits vorhandene Voreinstellungen zu begründen.

Natürlich lässt sich einerseits argumentieren, dass sich die 
Gewaltanwender durch den Einsatz bewaffneter Drohnen der 
Gegengewalt entziehen können und dadurch besser geschützt 
sind. Es mag auch stimmen, dass man durch bewaffnete Droh-
nen näher an das Ziel der Gewaltanwendung herankommen kann 
und dadurch die Zahl kollateraler Opfer sinkt, was man unter 
Umständen als verbesserten „Schutz“ verstehen mag, obwohl 
es sich in erster Linie natürlich um Angriffshandlungen han-
delt. Andererseits jedoch kann dem entgegengehalten werden, 
dass die Drohnenkriegsführung in der Konsequenz zur Folge hat, 

derer Weise dem Schutz der eigenen Soldatinnen und Soldaten“ 
(Schörnig 2013, S. 47). So hat etwa Generalleutnant Karl Müll-
ner (von April 2012 bis Mai 2018 Inspekteur der Luftwaffe) 
die Auffassung vertreten, der Einsatz bewaffneter Drohnen bzw. 

„(f)erngesteuerte(r) Luftfahrzeuge mit Bewaffnungsoption“ sei 
„militärisch notwendig“, um die eigenen Soldatinnen und Sol-
daten (besser) schützen zu können (Müllner 2015). Müllner 
nimmt den moralischen Standpunkt dessen ein, der Verantwor-
tung für jene trägt, die ihm unterstellt sind. In der Tat liegt im 
Schutz der eigenen Soldatinnen und Soldaten ein ethischer Wert. 
Und wer würde bestreiten, dass militärische Robotik z. B. bei 
der Minenräumung Menschen schützen kann. Aber bewaffnete 
Drohnen einzusetzen, ist nicht nur Minenräumung.

Wenn man einen militärischen Auftrag hat, geht es darum, 
diesen mit Mitteln auszuführen, die einen selbst, diejenigen, für 
die man Verantwortung trägt und Unbeteiligte an der Ausein-
andersetzung – die Zivilisten – bestmöglich vor den potenziel-
len Folgen der Anwendung von Gewalt bewahren bzw. schützen. 
Aber auch die Gegner sind zu berücksichtigen; unnötige Gewalt 
ist auch im Krieg nicht zulässig.

Wenn diese instrumentelle Sichtweise so zutreffen würde, 
würde also mit einer weiteren „Automatisierung in der Mili-
tär- und Waffentechnik (…) die Gefahr, der Soldaten ausgesetzt 
sind“, zunächst einmal reduziert (Franke 2016, S. 29). Denn, so 
Sauer und Schörnig (2012, S. 363): „Machines can operate in 
hazardous environments“, mit der Folge, dass „[…] the use of 
unmanned systems in dangerous situations such as forward re-
connaissance, bomb disposal, or the suppression of enemy air 
defense means that human soldiers can be given the best possi-
ble force protection“ (ebd., S. 364). Schutzhandlungen gelten je-
doch gemeinhin als ethisch erlaubt oder gar geboten, da das Mi-
litär auf diesem Wege der „Fürsorgepflicht“ nachkommt, die es 

„für sein Personal“ besitzt (Misselhorn 2018, S. 178). Entspre-
chend hat etwa der Moralphilosoph Bradley Strawser denn auch 
argumentiert, dass die moralische Pflicht zum Einsatz bewaff-
neter Drohnen bestehe: „(…) I argue that we have a duty to pro-
tect an agent engaged in a justified act from harm to the grea-
test extent possible, so long as the protection does not interfere 
with the agent’s ability to act justly“ (Strawser 2010, S. 342). Mit 
Blick auf dieses Argument hat Niklas Schörnig schließlich zu-
dem festgestellt: „Selbst Kritiker müssen anerkennen, dass die-
ser Schutzgedanke in westlichen Demokratien relevant ist, die 
ihre Soldatinnen und Soldaten als Bürger in Uniform und nicht 
als Kanonenfutter verstehen“ (Schörnig 2013, S. 47).

Doch nicht nur im Blick auf den Schutz der eigenen Soldaten 
scheinen Kampfdrohnen ein unter ethischen Gesichtspunkten 
bevorzugenswertes Instrument der Kriegsführung zu sein: So 
wird weiterhin das Argument ins Feld geführt, dass die Beschaf-
fung von Kampfdrohnen „ethisch geboten“ sei, weil durch sie 
unbeabsichtigte Schäden („Kollateralschäden“) geringer gehal-
ten werden können als mit anderen Waffen. Sie werden in ihrer 
Präzision sogar als „ein exaktes Gegenstück zu den ethisch in 
besonderem Maße verwerflichen Massenvernichtungsmitteln 
angesehen“ (Alwardt 2013, S. 4).
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ist Ausdruck einer solchen technischen Fähigkeit. Erst recht 
ist es natürlich das Erbauen von Waffensystemen, mit denen 
man aus der Distanz operieren kann. Nur zeigt sich eben, dass 
sich die Verwundbarkeit trotz des technischen Instruments nur 
verlagert, sie aber nicht verschwindet. Ferngesteuerte Systeme 
sind immer anfällig für Ausfälle bei der Funkverbindung. Sol-
che Ausfälle oder Störungen können sogar mutwillig von Geg-
nern herbeigeführt werden: das sogenannte jamming. Manch-
mal wird ein Szenario skizziert, bei dem ferngesteuerte Sys-
teme gewissermaßen von außen „übernommen“ werden, indem 
man eben die Verbindung „kapert“ (Alwardt 2013, S. 4; Scharre 
2018, S. 13 u. 15). Die Waffe, die man selbst auf seine Gegner 
richten wollte, wird nun von eben diesem Gegner gegen einen 
selbst gewendet.

Gezielte Tötungen

Die westliche Öffentlichkeit hat von den bewaffneten Drohnen 
als militärischem Instrument vor allem in Beziehung auf die 
von der Obama-Administration verfolgte Praxis „gezielter Tö-
tungen“ – „verstanden als die im Auftrag von Staaten durchge-
führte geplante Tötung bestimmter einzelner Personen, die nicht 
inhaftiert sind“ (Rudolf 2017, S. 115 f.) in Afghanistan und Pa-
kistan Kenntnis genommen. Diese Eindrücke haben das Bild der 
bewaffneten Drohne nachhaltig geprägt. In Deutschland bemü-
hen sich Militär und Sicherheitspolitik vor diesem Hintergrund 
darauf hinzuweisen, dass bewaffnete Drohnen in der Bundes-
wehr nicht in diesem Sinne eingesetzt werden sollen. Beispiels-
weise hielt Generalleutnant Karl Müllner ausdrücklich fest: „Für 
uns geht es dabei nicht um die rechtlich und ethisch problema-

tische Einsatzpraxis anderer Staaten  – Stichwort targeted kil-
ling – sondern ausschließlich darum, die vom Deutschen Bun-
destag erteilten Einsatzaufträge möglichst effektiv und mit dem 
geringsten verantwortbaren Risiko für unsere Soldaten sowie für 
die unbeteiligte Zivilbevölkerung erfüllen zu können“ (Müll-
ner 2015).

Es ist dennoch unumgänglich, gezielte Tötungen bei den 
Drohnen mit zu reflektieren (vgl. zur moralischen und recht-
lichen Problematik gezielter Tötungen exemplarisch die jün-
gere Diskussion bei Rudolf 2017, S. 114 ff. sowie Schockenhoff 
2018, S. 705 ff.), denn die Handlungstypen gehen in einem mili-
tärischen Einsatz ineinander über. Hier haben wir es mit einem 

„Slippery Slope“-Argument („Dammbruchargument“, siehe 
Walton 1992) zu tun: Die technische Dynamik treibt einen Pro-

dass Staatsgrenzen leichter überflogen werden können, sich da-
durch Zonen bewaffneter Konflikte ausgedehnt haben und somit 
der Schutz, den das Kriegsvölkerrecht, also das Humanitäre Völ-
kerrecht, vormals gewährt hat, nun verwässert worden ist (Schal-
ler 2011; zur völkerrechtlichen Debatte insgesamt Frau 2014).

Hinzu kommt schließlich, dass die Unschärfe des Begriffes 
„Schutz“ einhergeht mit der Unschärfe des Begriffes „Bedro-
hung“, der eng oder weit gefasst werden kann (vgl. Rudolf 2017, 
S. 118 f.). Zumindest stellt sich die Frage, ob „Schutz“ nur im 
Falle einer unmittelbaren, direkten tödlichen Bedrohung legitim 
ist, oder ob das Streben nach „Schutz“ auch dann Legitimität be-
anspruchen kann, wenn die Bedrohung eher diffus und ihre Ein-
trittswahrscheinlichkeit schwierig zu kalkulieren ist.

Die Begriffe „Schutz“ oder „Sicherheit“ haben eine Tendenz, 
ethisch zu „totalisieren“. Es lässt sich immer noch weiter schüt-
zen oder immer noch ein Quantum an Sicherheit zulegen. In 
der Tat darf ein demokratischer Rechtsstaat seine Bürger nicht 
schutzlos lassen. Das gilt nicht zuletzt für die Bürgerinnen und 
Bürger, die in seinen Diensten stehen und angesichts ihrer Auf-
gaben mitunter Gefahrensituationen ausgesetzt sind, in denen 
besonderer Schutzbedarf besteht: Polizistinnen und Polizisten 
und eben Soldatinnen und Soldaten. Ganz zweifellos haben Sol-
datinnen und Soldaten einen Anspruch auf möglichst gute Aus-
rüstung. Dennoch muss über dieses „möglichst gut“ in einer Ab-
wägung mit anderen Gütern, für die der Staat ebenfalls Sorge 
trägt, entschieden werden. Nicht jeder Ministerialbeamte kann 
einen gepanzerten Dienstwagen erhalten, obwohl es natürlich 
sehr beklagenswert ist, wenn ein Ministerialbeamter in einem 
schwächer geschützten Fahrzeug verletzt wird oder ums Leben 
kommt, was mit einem besser geschützten Fahrzeug verhindert 
worden wäre. Aber der Staat muss auch die Kosten der Dienst-

wagenflotte gegen das Schutzbedürfnis seiner Bediensteten ab-
wägen dürfen. In diesem Sinne ist der Staat nicht verpflichtet, 
jedes technische Instrument, das den Schutz seiner Soldaten 
oder Polizisten verbessern könnte, auch tatsächlich anzuschaf-
fen. Aber freilich geraten der Staat und seine Entscheidungsträ-
ger in Rechtfertigungszwänge, wenn es zu einem Schaden an 
Leib und Leben kommt. Häufig kann aber das Handeln, das vom 
Versuch, umfassenden Schutz zu erhalten, Abstand genommen 
hat, gerechtfertigt werden (vgl. Koch 2015).

Menschen suchen Schutz und Sicherheit, weil sie von Natur 
aus verwundbar sind. Aber dieser Verwundbarkeit werden eben 
nun die technischen Fähigkeiten des Menschen entgegengestellt. 
Auch die Rechtskonstruktion, z. B. das Schaffen des Humanitä-
ren Völkerrechts, aber auch des innerstaatlichen Polizeirechts, 

Die Drohnenkriegsführung hat zur Folge, dass sich Zonen  
bewaffneter Konflikte ausdehnen und der Schutz,  

den das Humanitäre Völkerrecht gewährt, verwässert ist.
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Nun sind gezielte Tötungen nach dem Recht der bewaffneten 
Konflikte, also dem Humanitären Völkerrecht, nicht immer ille-
gal. Sie wären unerlaubt, wenn sie geschützte Personen beträfen, 
aber gegen gegnerische Kombattanten oder Zivilisten, die auf-
grund ihrer direkten Beteiligung an den Feindseligkeiten ihren 
Schutz verloren haben, sind sie rechtlich legal. Voraussetzung ist 
natürlich immer, dass die Gewaltintensität die Schwelle zum be-
waffneten Konflikt überschritten hat und das Humanitäre Völ-
kerrecht daher überhaupt Anwendung finden kann. Aber diese 
Schwelle ist nirgendwo klar definiert und auch nicht definier-
bar. Dadurch aber entstehen Interpretationsräume, die Akteure 
gerne zu ihren Gunsten nutzen. Ist nämlich die Schwelle zum be-
waffneten Konflikt nicht überschritten, müssen menschenrecht-

liche Standards zur Anwendung kommen, und das heißt, dass 
die Gefangennahme der Tötung immer vorgezogen werden muss. 
Gefangennehmen kann aber eine bewaffnete Drohne, die über 
Westpakistan kreist und von den USA aus gesteuert wird, nicht. 
Daher ist es auch rechtlich fast so gut wie ausgeschlossen, dass 
bewaffnete Drohnen in einem polizeilichen Einsatz genutzt wer-
den. Einzig unmittelbare Bedrohungssituationen, die einen fina-
len Rettungsschuss erlauben, könnten dafür in Frage kommen.

Um den gezielten Tötungen rechtliche Legitimation zu ver-
schaffen, ist es daher nötig, die Bedingungen für einen bewaff-
neten Konflikt möglichst niedrig zu hängen. Es scheint auch in 
der Tat einiges darauf hinzudeuten, dass man heute leichter be-
reit ist, auch bei geringeren militärischen Auseinandersetzungen 
von einem bewaffneten Konflikt zu sprechen als man es vor 20 
oder 30 Jahren getan hätte. Wir sehen also, dass sich durch die 
Verfügbarkeit eines technischen Instruments der normative Kon-
text schleichend ändern kann. Schon in diesem Sinne sind be-
waffnete Drohnen also nicht „ethisch neutral“. Allerdings stellt 
sich noch ein größeres Problem: Die rechtliche Legalität garan-
tiert noch keine ethische Legitimität. So ist zwar das Recht nicht 
unerheblich für die Moral, aber Rechtskonformität für sich ist 
noch nicht ethisch ausreichend. Möglicherweise erlaubt das Hu-
manitäre Völkerrecht zu viel.

In der Tat lässt sich argumentieren, dass die in Melzers Defi-
nitionskriterien genannte zweite Bedingung für das „gezielte Tö-
ten“ ethisch höchst problematisch ist. Dass man handelt mit dem 
Ziel des Tötens – anders gesagt: dass die Handlung nur dann „er-
folgreich“ ist, wenn die angegriffene Person tot ist –, das kommt 
nur im Falle des Vollzugs der Todesstrafe vor. In allen anderen 
Fällen der Anwendung letaler Gewalt ist das Töten zwar häu-
fig wahrscheinlich und in Kauf genommen, aber nicht das Ziel 
des Handelns selbst. Einen erfolgreichen finalen Rettungsschuss 
gibt man auch dann ab, wenn die Bedrohung beseitigt ist, der ur-
sprüngliche Bedroher aber überlebt. Das Humanitäre Völkerrecht 

zess voran, der zu einem anfänglich abgelehnten Zustand führt. 
Solche „Slippery-Slope“-Argumente sind in der Technikethik 
sehr häufig und sie schließen nur, wenn der Endzustand tatsäch-
lich ethisch unakzeptabel ist.

Hier soll also keineswegs bestritten werden, dass Drohnen in 
einem gewissen Sinn schützen, so wie auch Luftnahunterstüt-
zung „schützt“. Aber es ist ein zu verkürztes Bild, nur auf diesen 
Schutz zu schauen und nicht zu sehen, welche Folgen Drohnen-
einsätze an anderer Stelle haben: Wenn beispielsweise die Folge 
von Drohneneinsätzen darin liegt, dass mehr Personen auf der 
Seite des Gegners zu angreifbaren Zielen erklärt werden, dann 
ist der Schutz auf der einen Seite (der eigenen) mit geringerem 
Schutz auf der anderen Seite (der des Gegners) „erkauft“. Ethik 

muss aber alle Seiten in den Blick nehmen. Bewaffnete Droh-
nen erlauben die Nachverfolgung von entdeckten Gegnern auch 
über weite Strecken und über Landesgrenzen hinaus. Irgendwo 
auf diesem Weg geht das gewissermaßen „herkömmliche“ Tö-
ten eines Kriegsgegners (das man übrigens ethisch auch proble-
matisieren muss) in ein „gezieltes Töten“ über.

Nils Melzer, der die wegweisende völkerrechtliche Arbeit zu 
dieser Praxis verfasst hat, definiert diese anhand von fünf De-
finitionsmerkmalen: 1. Der Gebrauch von tödlicher Gewalt, 2. 
das Ziel des Tötens, 3. das Anvisieren individuell ausgewählter 
Personen, 4. der Umstand, dass die angezielten Personen nicht 
in Gewahrsam des Angreifers sind, und 5. der Umstand, dass 
die Handlung des gezielten Tötens einem Völkerrechtssubjekt 
zugeschrieben werden kann (vgl. Melzer 2008, S. 3 f.). Es ist zu 
beachten, dass es sich nur um Definitions- und nicht um Legiti-
mationskriterien handelt und unter den Definitionsmerkmalen 
kein Bezug auf bestimmte technische Instrumente genommen 
wird. Gezieltes Töten kann mit bewaffneten Drohnen durchge-
führt werden, muss aber nicht. Bei der Tötung von Osama bin 
Laden am 2. Mai 2011 handelte es sich gewiss um ein „geziel-
tes Töten“ in den Definitionsgrenzen, die Melzer aufstellt, aber 
es erfolgte durch Schusswaffen in der Hand einer Spezialeinheit 
der US‑Navy Seals. Es zeigt sich jedoch, dass bewaffnete Droh-
nen einfach technologisch für ein gezieltes Töten bestens geeig-
net sind. Mit ihnen kann ein gutes Lagebild entwickelt werden, 
und mit ihnen können einzelne Personen halbwegs ordentlich er-
kannt werden. Nach wie vor gibt es Fehler, aber es ist zu erwar-
ten, dass sich die Erkennungstechnologie noch weiter verbes-
sert. Der Zusammenhang von gezielten Tötungen und bewaff-
neten Drohnen ist also nur begrifflich kontingent, empirisch ist 
er nicht zufällig. Denn „die militärische Logik erfordert letzt-
lich die volle Ausnutzung der Fähigkeiten eines Systems“ (Koch 
und Schörnig 2015, S. 2), und zur vollen Nutzung von bewaffne-
ten Drohnen gehört das gezielte Töten dazu.

Durch die Verfügbarkeit eines technischen Instruments kann sich  
der normative Kontext schleichend ändern.
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(St. Petersburger Erklärung von 1868) hat nur das Kampfunfähig-
machen als Ziel militärischer Handlungen ausgegeben, nicht die 
Tötung selbst. Drohneneinsätze laufen aber zuweilen so ab, dass 
man dann, wenn man bemerkt hat, dass die Gegner nicht getö-
tet worden sind, noch einmal in einem zweiten Schlag (double 
tape) nachsetzt. Zu solchen „Doppelschlägen“ sind kaum öffent-
liche Zahlen verfügbar. Allerdings hat die Nichtregierungsorga-
nisation The Bureau of Investigative Journalism (2013) versucht, 
einige Fälle dieser Art zu dokumentieren. Solche Strafaktionen 
(von „Verteidigung“ ist hier kaum mehr zu sprechen) geschehen 
unilateral, ohne wirkliche Strafautorität und ohne der angegrif-
fenen Person eine Chance zur Verteidigung in einem geordne-
ten Strafverfahren zu geben. Diese Praxis ist ethisch höchst be-
denklich, ja, im Grunde ausgeschlossen.

Wir wissen, dass man dem Anwender einer bestimmten Tech-
nologie nicht a priori unterstellen kann, dass er die Technolo-
gie zu illegitimen Zwecken einsetzt. Aber man darf einen An-
wender schon darauf hinweisen, dass ein technisches Instrument 
bestimmte Anwendungen nahelegt, in die man geradezu nolens 
volens hineinrutschen kann. Denn so wenig die Unterstellung 
gerechtfertigt ist, so wenig ist es auch die überzogene Selbstsi-
cherheit, man werde das Gerät schon korrekt verwenden, wenn 
es einmal zur Verfügung steht.

Fazit und Ausblick:  
Können bewaffnete militärische Drohnen 
ethisch neutral sein?
Tragen wir die Befunde unserer Überlegungen abschließend 
noch einmal kurz zusammen:

Bei bewaffneten Drohnen handelt es sich weder um ein 
ethisch neutrales technisches Instrument noch handelt es sich 
aus ethischer Perspektive um ein nachgerade besonders zu be-
vorzugendes Instrument der Kriegsführung. Vielmehr sind be-
waffnete Drohnen ethisch sehr bedenklich, da der Schutz, der 
auf der einen Seite für die eigenen Soldatinnen und Soldaten 
durch den Einsatz dieser Technologie verbessert werden mag, 
auf der anderen Seite mit einer Auflösung von Schutz einher-
geht – insbesondere dadurch, dass das Humanitäre Völkerrecht 
etwas von seinem Biss verliert, weil seine Grundunterscheidun-
gen wie die nach Zivilisten und Kombattanten oder die nach 
Kriegsgebiet und außerhalb des Kriegsgebiets liegende Zonen 
verwässert werden.

Nun bedeuten die hier von uns betrachteten ferngesteuerten 
Flugsysteme mit Bewaffnung nur einen Zwischenschritt auf dem 
Weg zu mehr Entscheidungsautonomie von Waffensystemen. Be-
waffnete Drohnen können als eine Art „Einstiegsdroge“ in Rich-
tung auf den Einsatz vollautomatisierter und autonomer Waffen-
systeme (killer robots) gesehen werden. Mit anderen Worten: 
Auch der Weg von der bewaffneten Drohne zum autonomen Waf-
fensystem kann mit großer Plausibilität im Sinne einer „Slippery 
Slope“-Argumentation dargestellt werden, aber diese Diskussion 
würde den hier zur Verfügung stehenden Rahmen sprengen.
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Der Einsatz von Unmanned Aerial Systems (UAS) revolutioniert die Be-
obachtung umweltrelevanter Faktoren. Sie ermöglichen die Vermes-
sung und Kartierung relativ großer, oft schwierig oder gänzlich unzu-
gänglicher Flächen mit hoher räumlicher Auflösung zu einem selbstbe-
stimmten Zeitpunkt, mit überschaubarem Zeitaufwand im Feld und mit 
unterschiedlichsten Sensoren. Ihr Einsatz eröffnet außerdem die Mög-
lichkeit weitgehend zerstörungs- und rückwirkungsfreier Aufnahmen im 
Gelände. Die Forschung ist dabei dem rechtlichen und regulatorischen 
Rahmen verpflichtet, der das Fliegen im öffentlichen Raum ordnet und 
reguliert, z. B. hinsichtlich einer Kenntnisnachweispflicht für Pilotinnen 
und Piloten, Einschränkungen der Flugrouten oder Genehmigungsver-
fahren. Der Einsatz von UAS bietet aber erheblichen Mehrwert: in den 
Erd- und Umweltwissenschaften, der Agrarforschung, im Monitoring von 
Naturrisiken, in der Archäologie, der Zoologie, der Sicherheitsforschung 
und für viele weitere Anwendungen.

Fast-paced research
Challenges and Opportunities of UAS for Research

Unmanned aerial systems (UAS) currently revolutionize the monitoring, 
observation, and research opportunities of environmental processes. 
They provide many positive aspects, such as high spatial and temporal 
resolution for environmental monitoring and the definition of the ob-
servation time. In addition, UAS allow the use of a variety of sensors 
and instruments and often collect data outside the realm of the optical 
spectrum – all leading to non-destructive and non-invasive mapping. 
The utilization of UAS requires a robust legal and regulatory framework 
that manages the public airspace and ensures that public, commer-
cial, and academic applications are well defined and supported. This 
includes the requirement of a certificate of knowledge, flight route re-
strictions due to airspace limitations, and an authorized institution to 
hand out permits. These legal constraints and regulations are impor-

tant and provide scientific applications with large potential, for exam-
ple in the fields of earth and environmental science, agriculture and 
ecology, the monitoring of natural hazards, archaeology, zoology, and 
in security research – and many more applications.

Keywords: UAS in research, structure from motion, certificate of 
knowledge, earth system science, environmental monitoring

Einleitung

Die unbemannte Luftfahrt hat mit dem Einsatz von UAS (Un­
manned Aerial System) in den letzten Jahren riesige Entwick­
lungsschritte gemacht. Aus einem zivilen Nischensegment für 
Bastler und Enthusiasten hat sich ein großer eigener Wirtschafts­
zweig mit professionellen Systemen, Dienstleistungen und Leis­
tungsmerkmalen entwickelt. Experten rechnen weltweit mit 
weiterem Wachstum und dem Ausbau dieser Branche hin zu 
ganz neuen Möglichkeiten im Transportwesen (D’Andrea 2014; 
Thiels et  al. 2015) und der wissenschaftlichen Anwendung 
als Träger von Sensoren für Forschungs- und Entwicklungspro­
jekte.

Das ursprüngliche Aufgabenfeld – die Aufnahme von Luft­
bildern  – ist mit weit komplexeren Anwendungsszenarien er­
gänzt worden. Die angewandten Wissenschaften profitieren 
von den technologischen Entwicklungen aus der Forschung zur 
Elektromobilität sowie von Entwicklungen, die aus der Luft- 
und Raumfahrt stammen. Anwendungen in der Umweltfor­
schung, der Geographie oder der Biologie sind durch Innova­
tionen im Bereich der Präzisionssteuerung und der Fluglagen­
kontrolle möglich. UAS erlauben es, große Flächen schnell und 
effizient zu kartieren, und mit hohen räumlichen Auflösungen 
zu vermessen. Die zeitliche Selbstbestimmung des Fluges sowie 
der Zugang zu kaum erreichbaren Gebieten, zum Beispiel im 
Katastrophenfall oder in extremen Klima- und Topographiebe­
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Herausforderungen

Während der Einsatz von UAS in der Wissenschaft neue Wege 
der Datenaufzeichnung und somit neue Informationen erlaubt, 
steht die Forschung vor neuen Herausforderungen. Diese sind 
auf unterschiedlichen Ebenen zu finden:

Dateninfrastrukturen
Durch die schnelle und flächendeckende Vermessung und Beob­
achtung werden entsprechend große und komplexe Datenmen­
gen erzeugt. Die Wissenschaft stößt hier bereits jetzt an ihre 
Grenzen: sowohl im Handling dieser Daten als auch bei ihrer 
Speicherung, Zugänglichkeit und Verifikation. Die in der Wis­

senschaft existierenden Datenmanagement-Systeme konnten 
im letzten Jahrzehnt nicht mit diesen Datenmengen mitwach­
sen. Servercluster, die sowohl eine Speicherung wie auch den 
einfachen und uneingeschränkten Zugriff auf Daten zulassen, 
sind derzeit kaum vorhanden. Sollen zudem Anwendungen, Al­
gorithmen oder komplexe Processing-Verfahren eingesetzt wer­
den, sind die Serverkapazitäten in Deutschland derzeit als nicht 
vorhanden einzustufen. Noch gravierender ist, dass die Archivie­
rung von Processing-Werkzeugen und damit die für den wissen­
schaftlichen Prozess wichtige Reproduzierbarkeit so nicht gesi­
chert scheint (Franke et al. 2015; DFG 2013).

Mit diesen Problemen verbunden ist die Herausforderung, 
die neuen Datensätze mit bereits existierenden zu verknüpfen. 
Umweltforschung und Geowissenschaften nutzen bislang über­
wiegend sogenannte Rasterdaten (auch als GRID bezeichnet). 
Messwerte werden hier an bestimmten, meist gleichverteilten 
Punkten aufgenommen, was die Datenverarbeitung deutlich ver­
einfacht. Seit einem Jahrzehnt sind darüber hinaus z. B. Lid­
ardaten mit einer anderen Datenstruktur im Forschungsbereich 
vorhanden: Punktwolken mit irregulären Abständen der Mess­
werte zueinander bieten verbesserte räumliche Auflösungen, er­
fordern aber auch neue Interpretationsroutinen (z. B. durch die 
Überführung in Triangulated Irregular Networks, TIN) und fun­
diertes Fachwissen (Perroy et al. 2010). Die Punktwolken wer­
den zur Analyse häufig in Rasterdaten (Digitales Geländemo­
dell) umgewandelt, um ein vereinfachtes Arbeiten zu ermögli­
chen (Passalacqua et al. 2010; Roering et al. 2013).

Mit UAS werden solche detaillierten Punktwolken z. B. über 
fotogrammetrische Verfahren aufgezeichnet. Für die Messung 
von Veränderungen der Erdoberfläche mit mehreren, zeitlich 
versetzten Aufnahmen (change detection) werden aber komple­
xere Analysemethoden benötigt, die eine bessere Vergleichbar­
keit erlauben (Saur und Krüger 2016). Die Daten müssen hierzu 
auf ein einheitliches geografisches Format gebracht werden, was 

reichen (Haala und Schwieger 2017), sind Vorzüge, die für den 
Einsatz von UAS in der Wissenschaft sprechen.

UAS sind dank intelligenter Bus-Systeme in der Lage unter­
schiedlichste Sensortechniken zu transportieren. Neben rein op­
tischen Aufzeichnungen können multispektrale Vermessungen, 
die z. B. den Infrarot- oder Ultraviolett-Bereich umfassen, ak­
tive Verfahren wie Radar-, Laser- und Lidar-Messungen oder so­
gar chemische Sensoren eingesetzt werden. Speziell aufgezeich­
nete Daten werden durch komplexe Verfahren, wie z. B. dem 
Structure-from-Motion (SfM) Prozess (Westoby et al. 2012), zu 
dreidimensionalen Strukturen zusammengeführt und liefern In­
formationen, die in zahlreiche wissenschaftliche Anwendungen 
integriert werden. Aufgrund der geringen logistischen Anfor­

derungen an den Einsatz von UAS werden zudem Langzeitstu­
dien möglich, die z. B. saisonale Veränderungen der Biodiversi­
tät (Saarinen et al. 2018) oder erosionsbedingte Änderungen der 
Topographie (Turner et al. 2015) mit bisher unerreichter Auflö­
sung ermöglichen. Archäologen, Landschaftsplaner und Bau­
denkmalpfleger (Haala und Schwieger 2017) nutzen UAS seit 
einiger Zeit, um das kulturelle Erbe in Form dreidimensionaler 
Aufzeichnungen zu bewahren (Fallavollita et al. 2013; Campana 
2017) und um selbst kleinste, meist klimabedingte Änderungen 
bis hinein in niedrige Zentimeter-Skalen (Nebiker et al. 2008; 
Turner et al. 2012) zu erkennen.

Einen besonderen Aspekt erfährt dies in der Vermessung 
und Aufzeichnung historischer Großobjekte, die durch Sied­
lungsdruck oder Klimaveränderungen der Zerstörung ausgelie­
fert sind. Um größere Zielgebiete strukturiert befliegen zu kön­
nen, kommt der reine Sichtflug schnell an die Grenzen – UAS 
müssen im programmierten Betrieb in autonome und teilauto­
nome Flugverfahren überführt werden. Die reine Sichtweite (vi-
sual line of sight) ist dann keine Beschränkung mehr und eröff­
net ganz neue Einsatzgebiete (Korn und Edinger 2008). Auch 
aus Gründen der Flugsicherung sind autonome Systeme von In­
teresse, wenn diese z. B. anderen Flugkörpern (Vögel, andere 
UAVs, etc.) selbsttätig ausweichen sollen. Autonome UAS könn­
ten so in Bereichen eingesetzt werden, die eine Steuerung per 
Sichtkontakt und Fernsteuerung nicht zulassen – sie können so­
gar bei fehlenden GNSS-Signalen eingesetzt werden (Artieda 
et al. 2009). Mit ihnen wäre zudem eine detaillierte Aufzeich­
nung von Stollen und Höhlen mit geringem Risiko und Res­
sourceneinsatz möglich (Azhari et al. 2017). Auch in Katastro­
phengebieten, nach Erdbeben oder während Vulkanausbrüchen 
könnten solche autonomen UAS eingesetzt werden, um Men­
schen zu retten, Infrastrukturen zu sichern oder Informationen 
für Entscheider zu sammeln (Iqbal et al. 2015; Xu et al. 2014; 
Erdelj et al. 2017).

Autonome Drohnen könnten in Katastrophengebieten eingesetzt werden,  
um Menschen zu retten oder Informationen für Entscheider zu sammeln.
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bei unterschiedlichen Flugverhalten mit z. T. großem Aufwand 
verbunden ist. Fliegt das UAS z. B. wegen wechselhafter Wind­
verhältnisse nicht mit gleichmäßiger Geschwindigkeit, sind auch 
die Messpunkte nicht gleichmäßig verteilt. In der Verarbeitung 
müssen daher komplexere Algorithmen genutzt werden, die 
diese unterschiedlichen Punktabstände berücksichtigen. Ver­
schiedene universitäre Arbeitsgruppen widmen sich diesem Pro­
blem. Sie versuchen, bestehende Rasterdaten mit neuen Punkt­
wolken zu kombinieren (Perroy et  al. 2010; Brell et  al. 2016; 
Brell et al. 2017). Ziel ist es, Erdbeobachtungen, die von Satelli­
ten oder anderen Flugobjekten aus gemacht werden, mit den Be­
obachtungsdaten der UAS zu verschmelzen. Dies erlaubt die Sa­
tellitendaten zu kalibrieren und großflächig präzisere Aussagen 
zu treffen – eine wichtige Aufgabe z. B. für den Katastrophen­
schutz. Um hier aber ein überregionales oder gar globales Pro­
dukt für Anwender und Entscheider zu entwickeln, müssen die 
angesprochenen Defizite der Serverkapazitäten behoben werden.

Gleichzeitig zeichnet sich ab, dass die neuen Möglichkei­
ten einer flächendeckenden dreidimensionalen Beobachtung 
die Begrenzungen der Serverkapazitäten noch verschärfen. 
Durch geschickte Routenplanung und Methodiken wie Structu­
re-from-Motion können nun dreidimensionale Umweltdaten in 
höchster Auflösung erzeugt werden. Biologen vermessen z. B. 
mithilfe von UAS die Biomasse einzelner Bäume oder ganzer 
Wälder (Alonzo et  al. 2014). Hierdurch wird es möglich, die 
Speicherkapazitäten für Kohlenstoffdioxid mit großer Genauig­
keit zu bestimmen – Daten, die für Klimamodelle dringend er­
forderlich sind. Die Datenmengen steigen durch diese 3‑D‑An­
wendungen enorm an. Die Visualisierung der Daten scheint da­
bei gelöst – ihre Speicherung und Auswertung sind jedoch nach 
wie vor Herausforderungen für die Wissenschaft. Anwendungen 
in der Versicherungswirtschaft, der Energiebranche oder in Pla­
nung und Logistik stellen dabei nur die Spitze möglicher Märkte 
abseits der rein wissenschaftlichen Nutzung dar.

Neben der Datenverschmelzung und der Dreidimensionali­
tät verschärft ein weiterer Faktor den Bedarf an Serverkapazitä­
ten: die Zeitreihenbeobachtung. War es bisher aufgrund logisti­
scher und technischer Herausforderungen nur möglich, punktu­
ell Umweltbeobachtungen über eine längere Zeit zu realisieren, 
können solche Daten mithilfe von UAS nun auch flächenhaft er­
zeugt werden. Wurden z. B. an fest stationierten Klimamesssta­
tionen in Städten bisher wertvolle Zeitreihen umweltrelevanter 
Faktoren wie Feinstaubbelastung, städtische Klimadaten oder 
Nutzungsmuster registriert, können diese Daten mit UAS flä­
chendeckend und regelmäßig aufgezeichnet werden (Villa et al. 

2016). So sind z. B. über Monate hinweg Beobachtungen der Än­
derungen der Feinstaubbelastungen in ländlichen Räumen mög­
lich. Insbesondere der Wechsel von punktuellen Messdaten hin 
zu Beobachtungen im städtischen oder ländlichen Kontext er­
weitert das Verständnis der Mikroklimadynamik. Langzeitbe­
obachtungen erzeugen aber unmittelbar größere Datenmengen. 
Begrenzte Kapazitäten zur Daten- und Prozessspeicherung gro­
ßer Datenmengen stellen eine Herausforderung dar, die kurzfris­
tig angegangen werden könnte. Mittelfristig folgen daraus für 
die Wissenschaft jedoch Probleme bezüglich Wartung, Unter­
halt oder auch hinsichtlich des Vertrauens in solche Server-Clus­
ter (Potthoff et al. 2014). Gemeint sind damit zwar auch Allge­
meinkosten, wichtiger scheint aber, dass das notwendige Perso­
nal zur Verfügung steht. Dies öffnet eine zweite Dimension der 
Herausforderungen für den Gebrauch von UAS in der Wissen­
schaft: die Ausbildung von Experten.

Personalressourcen
Nach dem geläufigen Muster werden Wissenschaftler in einem 
eher als autodidaktisch zu wertenden Prozess zu UAS-Piloten. 
Meist bereits mit dem „Drohnen-Virus“ befallen und im Hob­
by-Bereich aktiv, nutzen Forscherinnen und Forscher UAS auch 
in ihrer wissenschaftlichen Arbeit. Sie haben oft privat gesam­
melte Flugerfahrungen und sind mit wenigen Flugsystemen ver­
traut (im Hobbybereich meist kleine Quadrocopter). In der wis­
senschaftlichen Anwendung treffen sie nun auf Fixed-Wing-Sys­
teme oder Multicopter mit hohen Traglasten. Eine Ausbildung 
oder ein Training mit solchen Systemen wird jedoch in der Regel 
nicht professionalisiert angeboten. Zwar bieten einige Hersteller 
entsprechende Schulungen im Umfeld des Kaufs von UAV-Sys­
temen an, jedoch sind solche Schulungen bei einem bestehen­
den Gerätepool von mehreren unterschiedlichen Systemen kaum 
mehr für Forschungseinrichtungen finanzierbar. Für ältere oder 
modifizierte UAVs sind entsprechende Angebote in der Regel 

nicht zu finden. Curriculare Angebote fehlen in der Regel völlig. 
Einige Hochschulen bieten seit neustem Flugtrainings in Som­
merschulen an, vielerorts finden aber keine entsprechenden Pra­
xis-Trainings statt. Hier ist die Wissenschaft derzeit stark auf 
das persönliche Engagement von Forscherinnen und Forschern 
angewiesen. Ein deutschlandweites Netz an Prüfungsstellen er­
möglicht nun aber den räumlich nahen Zugang zum geforder­
ten Kenntnisnachweis und damit zu einer theoretischen Ausbil­
dung und Prüfung in Luftrecht, Meteorologie und Flugverfahren.

Eine strukturelle Unterstützung aufzubauen scheint daher 
Aufgabe von Hochschulen und Forschungseinrichtungen selbst 

Die Visualisierung der Daten scheint gelöst –  
ihre Speicherung und Auswertung sind nach wie vor  

Herausforderungen für die Wissenschaft.
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zu sein. Im Raum Potsdam/Berlin oder auch in Göttingen haben 
sich daher Netzwerke der wissenschaftlichen UAS-Nutzer gebil­
det, in denen entsprechende Angebote institutionsübergreifend 
realisiert werden, z. B. Workshops zur Datenbearbeitung von 
Punktwolken (ausgerichtet durch UNAVCO und die Internatio­
nal Research Training Group Strategy an der Universität Pots­
dam) oder zu rechtlichen Rahmenbedingung der UAS-Nutzung 
in der Wissenschaft (unterstützt durch das Geo.X Netzwerk).

Neben der flugpraktischen Ausbildung sind auch anwen­
dungsbezogene Kompetenzen wichtiger Bestandteil einer 
Nachwuchsschulung. Grundlagen des Datenhandlings und der 
Datenverarbeitung sind dabei Kernaufgaben der Hochschulen. 

Zahlreiche Seminare und ganze Studiengänge sind um diese 
Kompetenzen entstanden (Helbig 2016). Deutschland hat sich 
hierbei in der internationalen Spitzengruppe der UAS-Datenwis­
senschaften etabliert. Von hohem Wert ist die Kooperation zwi­
schen Umwelt-, Bio- und Geowissenschaften mit den Computer- 
und Datenwissenschaften. Dabei werden zunehmend Techniken 
des Data-Mining und der Mustererkennung aus der Informatik 
in die Disziplinen der UAS-Nutzer übertragen. Der Technolo­
gie- und Wissenstransfer in Bezug auf die Datenvisualisierung ist 
ebenfalls angestoßen. Als noch ausstehende Herausforderung ist 
aber der Bereich des Datenmanagements anzusehen. Die Archi­
vierung großer Datenmengen ist mit Fachkompetenzen zu fül­
len, wie sie bislang von der Wissenschaft noch nicht bereitgestellt 
werden. Die wenigen etablierten Datenrepositorien der Geo- und 
Biowissenschaften sind personell meist nur mit dem Nötigsten 
ausgestattet. Nur dank der großen Erfahrung und der Expertise 
dieser Fachleute ist der stetige Zuwachs an Daten, Datenformaten 
und Processing-Werkzeugen derzeit noch handhabbar. Es zeich­
net sich ab, dass die Wissenschaftslandschaft Deutschlands hier 
an ihre Kapazitätsgrenzen stößt. Eine Ausbildung im Datenma­
nagement ist derzeit nur an wenigen Orten möglich (z. B. an der 
FH Potsdam oder der TU Dortmund, gelegentlich in Zusammen­
hang mit Studiengängen der Geodäsie oder Geoinformatik oder 
als Ausbildungsbestandteil im Vermessungswesen). Hier gilt es, 
den bereits absehbaren, zukünftigen Bedarf frühzeitig anzuspre­
chen und kurzfristig entsprechende Angebote zu schaffen.

Bei der Entwicklung solcher Angebote muss aber die hohe 
Personalfluktuation in der Wissenschaft berücksichtigt werden. 
Wissenschaftler sind in Forschungsvorhaben in der Regel für we­
nige Jahre angestellt. Daher kommt es zu einem stetigen Aus­
tausch des Personals (Doktoranden, Postdocs, wissenschaftliche 
Mitarbeiter). Die angesprochene Notwendigkeit professioneller 
Aus- und Weiterbildung darf daher nicht nur den kurzfristigen 

Bedarf decken  – sie muss auch den mittel- und langfristigen 
Rahmenbedingungen durch entsprechende curriculare und ad­
ministrative Planungen Rechnung tragen.

Technologieentwicklung
Die Nutzung von UAS in der Wissenschaft stellt spezielle Anfor­
derungen an die Technik, die aber oft selbst Teil von Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben ist. Da hierbei insbesondere zwei 
technische Komponenten zu berücksichtigen sind, Fluggerät und 
Datensensorik, sind aktuelle Entwicklungen in einem sehr brei­
ten Themenfeld zu beobachten. Gleichwohl sind technische He­
rausforderungen auf der Fluggerät-Ebene insbesondere von Her­
stellern selbst getrieben, die sich durch den derzeit boomenden 
privaten Markt zu immer neuen Innovationen antreiben lassen. 
So ist die Anforderung transportable UAS-Einheiten zu entwi­
ckeln in den letzten Jahren bereits sehr gut umgesetzt worden. 
Dies ist für Anwender aus den Bio- und Geowissenschaften von 
großem Interesse, da hier Forschungsvorhaben in aller Regel 
abgelegene Regionen, meist im internationalen Kontext, betref­
fen. Weitere Entwicklungen sind zudem im Umfeld geräusch­
mindernder Konzepte, langlebiger Batteriesysteme und präziser 
Steuerung zu erwarten.

Sehr spezielle technische Anforderungen an UAS leiten sich 
aus den wissenschaftlichen Fragestellungen selbst ab. So werden 
Sensortechnologien genutzt, die abseits von Massenmärkten zu 
sehen sind (Nebiker et  al. 2015). Infrarot- und Multispektral­
sensorik, Radar- und Laser-Technologien oder Lidar-Anwendun­
gen verlangen nach speziellen Träger- und Bussystemen. Sol­
che Bussysteme müssen einen einfachen und schnellen Wechsel 
der Sensorik oder gar eine parallele Nutzung unterschiedlicher 
Verfahren ermöglichen. Hier werden vielerorts individuelle Lö­
sungen entwickelt. In letzter Zeit sind erste Universal-Systeme 
verfügbar geworden, die jedoch ihre Tauglichkeit im Wissen­
schaftsumfeld noch unter Beweis stellen müssen. Von Interesse 
sind auch platzsparende Lösungen, die den Einsatz kleiner, ein­
fach zu transportierender Drohnen erlauben. Solche Drohnen 
sind neben der einfacheren Logistik auch sinnvoll, wenn Droh­
nen-Schwärme eingesetzt werden sollen. Der gleichzeitige Ein­
satz von mehreren, aufeinander abgestimmten UAS könnte z. B. 
den Einsatz hochsensibler Messverfahren erlauben, wie sie in 
der Prospektion denkbar sind. Bisher fehlt es neben den erwähn­
ten platzsparenden Sensoriken zudem an Flugregelungs- und 
Missionssteuerungslösungen, die bei stark unsicheren System- 
und Umgebungseigenschaften greifen. Derzeit wird daher ge­
forscht, Kamera- und Laser-Systeme als Sensoren in der Flug­
steuerung einzusetzen. Dies würde eine zusätzliche Sicherheit 
im Flugbetreib einzelner UAS ergeben und könnte die Fluglage- 
und Positionsbestimmung in UAS-Schwärmen untereinander er­
möglichen (He et al. 2018).

Administrative Strukturen
Die Frage nach Haftpflichtversicherungen, die für Aufstiegs­
genehmigungen notwendig sind, ist aufseiten der Hochschulen 
bisher kaum gelöst. Zwar unterliegen viele Universitäten dem 

Die Wissenschaftslandschaft 
in Deutschland stößt durch den 

Datenzuwachs an Kapazitätsgrenzen.
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Grundsatz der Selbstversicherung, doch wird diese von vielen 
wissenschaftlichen Nutzern als unzureichend bemängelt. Wenn 
Forschende im Sinne des sicheren Betriebs von UAS ausgebil­
det werden sollen, so müssen auch Studierende UAS fliegen dür­
fen. Hier erhofft sich die forschende Seite der Hochschulen von 
der administrativen Ebene rasch ein Konzept. In der Tat wer­
den bereits vielerorts intensiv Gespräche geführt. Welche Lö­
sungen sich letztlich als realisierbar und effizient erweisen wer­
den, bleibt aber abzuwarten.

Auf europäischer Ebene deutet sich an, dass in naher Zukunft 
die Zuständigkeit und damit auch die Regelungen für die unbe­
mannte Luftfahrt vom europäischen Parlament erneuert werden. 
Zur Stärkung des europäischen Marktes für UAS wird die Zu­
ständigkeit für die unbemannte Luftfahrt auch unterhalb von 
150 kg zukünftig in die Zuständigkeit der Europäischen Agen­
tur für Flugsicherheit (EASA) gelegt. Damit ist der Weg ge­
ebnet, dass in Deutschland und Europa einheitliche Verfahren 
und Regelungen Einzug halten und Hindernisse bei der raschen 
Entwicklung der unbemannten Luftfahrt überwunden werden. 
Hier geht Europa einen fälligen, mutigen und begrüßenswerten 
Schritt in die gemeinsame Zukunft. Die UAS-Nutzer aus der 
Wissenschaft hoffen, dass auch ihre Perspektive bei der Konzep­
tion EU‑weiter Vorgaben berücksichtigt wird.
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(Universität Potsdam und GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung) entstanden. 
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Das soziale System der Krankenbehandlung erbringt nicht nur wesent-
liche Leistungen in der Gesellschaft, sondern externalisiert systemisch 
unerwünschte Folgen, z.  B. Pharmazeutikarückstände in Gewässern. 
Diese nicht-intendierten Nebenfolgen resultieren aus unzähligen, all-
täglichen Einzelhandlungen, die durch soziale Mechanismen des Um-
gangs mit Unsicherheit erst ermöglicht werden. Zur Entwicklung von 
Strategien zur Reduzierung von Pharmazeutikarückständen im Trink-
wasser muss die Wirkmächtigkeit von Mechanismen wie Geldzahlun-
gen, Autorität oder Vertrauen besser verstanden werden. Diese bewir-
ken das Zustandekommen von Handlungen, lassen sich aber schwerlich 
zur Steuerung von erwünschtem Verhalten instrumentalisieren.

Pharmaceuticals in drinking water
A sociological approach to the problem of unintended consequences 
of medical treatment

The social system of medical treatment does not only provide essential 
societal services, it also externalizes systemically undesirable effects, 
e. g., pharmaceuticals in the aquatic environment. These unintended 
consequences result from countless individual actions that arise from 
social mechanisms of dealing with uncertainty. In order to develop 
strategies to reduce pharmaceuticals in drinking water, it is important 
to better understand the efficacy of mechanisms such as monetary pay-
ments, authority, and trust. Those allow for the emergence of actions, 
but can hardly be used to control desired actions.

Keywords: medical treatment, doctor-patient interaction, uncertainty, 
risk, ecological consequences

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License 
CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.27.3.51
Submitted: 01. 02. 2018. Peer reviewed. Accepted: 14. 09. 2018

Einleitung

In dieser soziologischen Perspektive auf das Problem „Medi-
kamentenrückstände im Trinkwasser“ sollen Argumente für 
ein neues, zukünftig empirisch zu fundierendes, Forschungs-
design vorgestellt werden, um die Möglichkeiten und Chancen 
einer generellen Verringerung des Konsums von Pharmazeu-
tika abzuschätzen. Pharmazeutika im Trinkwasser werden hier 
als eine Nebenfolge der organisierten, technisierten und verwis-
senschaftlichten Krankenbehandlung verstanden. Diese verur-
sacht, trotz enormer Leistungsfähigkeit, auch weitere Nebenfol-
gen, wie zu hohe Kosten, überlastetes Personal, resistente Keime 
oder Behandlungsfehler. Von den üblichen Vorschlägen, eine 
Verringerung des Pharmazeutikakonsums sei durch Aufklärung, 
Informierung oder Bewusstsein von Personen(gruppen) zu er-
reichen, soll zunächst Abstand genommen werden. Vielmehr 
wird diskutiert, ob neue Einsichten zu erwarten sind, wenn so-
ziale Mechanismen der Ermöglichung von Krankenbehandlung 
in den Mittelpunkt der Analysen gestellt werden. Ansatzpunkt 

ist die kontraintuitive These aus der Grundlagenforschung in 
der Medizinsoziologie, dass Krankenbehandlung eine (notwen-
dige) Zumutung sei. Krankenbehandlung ist also zunächst als 
unwahrscheinlich einzuschätzen (Fuchs 2006, S. 28; Begenau 
2009, S. 25), weil alle Beteiligten neben der Aussicht auf erfolg-
reiche Heilung bzw. Linderung immer auch die Erwartung mög-

Pharmazeutika im  
Trinkwasser

Eine soziologische Annäherung an das Problem 
der Nebenfolgen in der Krankenbehandlung
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Die nachfolgenden Überlegungen 
schließen an interdisziplinäre 

Forschungsarbeiten an, die Pharma­
zeutika im Trinkwasser als systemi­
sches Risiko charakterisiert haben.
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lage wird eine ganze Bandbreite von Maßnahmen diskutiert, die 
sowohl technische Lösungsansätze, z. B. Medikamentendesign 
(Kümmerer und Clark 2016) oder Filtertechnik in Kläranlagen 
als auch Verhaltensansätze beinhalten (für eine Übersicht: Hil-
lenbrand et al. 2016, S. 189 ff.). Letztere zielen, neben der rich-
tigen Entsorgung von nicht verbrauchten Medikamenten, auf die 
Verringerung des Medikamentenkonsums ab (Keil et al. 2008, 
S. 358), z. B. durch eine nachhaltige Verschreibungspraxis (Pahl 
2015; civity 2017, S. 39).

Im Folgenden wird kurz auf grundlegende Aspekte der Leis-
tungserwartungen und Motivation eingegangen, um anschlie-
ßend anhand der Mechanismen Geldzahlung, Vertrauen, Auto­

rität aufzuzeigen, wie Unsicherheitsabsorption wirken kann und 
wie die Operationalisierung von Behandlungserwartungen und 
-erbringung in der Arzt-Patienten-Interaktion vor sich geht. Da-
mit kann besser abgeschätzt werden, wie diese Mechanismen auf 
die Verringerung oder Erhöhung der Medikamenteneinnahme 
einwirken könnten.

Leistungserwartungen an und Motivation 
zur Krankenbehandlung

An den Komplex der Krankenbehandlung richten sich Leis-
tungserwartungen der arbeitsteiligen Funktionserfüllung der am-
bulanten und stationären ärztlichen Versorgung, der Kranken- 
und Pflegeversicherung, der Arzneimittelversorgung sowie der 
ambulanten und stationären Pflege (Wendt 2003; Simon 2005; 
Paul und Schmidt-Semisch 2010). Dazu sind in den letzten Jahr-
zehnten eine Vielzahl von Arbeiten entstanden, die sich um die 
Klärung des Systemstatus und funktionaler Probleme der Sys-
temerhaltung verdient gemacht haben (Vogd 2005; Fuchs 2006; 
Pelikan 2009; Stollberg 2009). Für uns sind im Folgenden zwei 
Aspekte von besonderer Bedeutung.

Demografische Trends und individuelle Ansprüche
Die konkrete Ausgestaltung von zulässigen Ansprüchen und Be-
handlungsprogrammen beeinflusst den Konsum von Pharma-
zeutika in direkter Weise. Anspruchshaltung und Programmie-
rung werden durch demografische Trends und soziale Erwar-
tungsbildung beeinflusst.

Als Begründung für die umfassende Steigerung der Aktivi-
täten in Forschung und Entwicklung sowie in der Produktion 
und Konsumption von Medikamenten werden Veränderungen 
sowohl in der demografischen Struktur als auch in den Bedürf-

licher negativer Konsequenzen verarbeiten müssen. Krankenbe-
handlung ist immer mit Unsicherheit und Risiko behaftet. Somit 
bedarf auch die Medikamentenverschreibung als grundlegender 
Bestandteil der Krankenbehandlung bestimmter Mechanismen, 
die Unsicherheiten insoweit reduzieren, dass Entscheiden mög-
lich ist (Fuchs 2006, S. 28; Koch und Sawicki 2009). Mit die-
sem abstrakten, aber grundlegenden Gedanken sollen gängige 
Rationalitäts- und Vernunftsprämissen hinterfragt werden, die 
auf Verhaltensänderungen für eine Reduzierung von Medika-
mentenrückständen im Trinkwasser durch Informierung hoffen.

Pharmazeutika gelangen über den Weg der unsachgemäßen 
Entsorgung oder als Rückstände in den Ausscheidungen von Pa-

tientinnen/Patienten in den Wasserkreislauf (Schulte-Oehlmann 
et al. 2007). Sie sind zwar im Design auf ein Mindestmaß an 
chemischer Stabilität ausgelegt, um die erwünschte Wirkung im 
Organismus zu erreichen, eine Restwirkung verbleibt aber auch 
nachdem die Wirkstoffe im Organismus metabolisiert wurden. 
Da auch modernste Filteranlagen das Trinkwasser nicht voll-
ständig von Medikamentenrückständen reinigen können, wer-
den diese von der Bevölkerung in Mikrodosierungen wiederauf-
genommen.1 Ob und welche Auswirkungen die dauerhafte indi-
rekte Exposition auf den menschlichen Organismus hat, ist noch 
nicht bekannt (Webb et al. 2003; Touraud et al. 2011) und wird 
aktuell (noch) als ungefährlich eingeschätzt (Klauer 2018, S. 23). 
Dennoch ruft allein der Umstand der unfreiwilligen Exponie-
rung Besorgnis hervor und verlangt nach langfristigen Strategien 
(Kümmerer et al. 2015). Dementsprechend erfahren Pharmazeu-
tika im Trinkwasser aktuell einige Aufmerksamkeit, z. B. durch 
das Interreg-Projekt noPills (Pahl 2015), eine Studie im Auftrag 
des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (civity 
2017), durch den TAB-Arbeitsbericht Nr. 178 (Klauer 2018)2 
oder durch eine internationale Metastudie (Beek et al. 2016).

Die nachfolgenden Überlegungen schließen an interdiszipli-
näre Forschungsarbeiten an, die Pharmazeutika im Trinkwasser 
als systemisches Risiko charakterisiert haben, also als Ergebnis 
von „decentralized, intentional processes and cycles in a sys-
tem which lead to systemic, cumulative production of hazard“ 
(Keil et al. 2008, S. 355). Als Reaktion auf diese Gefährdungs-

1   Umweltrelevante Wirkstoffe sind den Laien als Antibiotika (antibakterielle 
Mittel, Antiinfektiva, bakterientötende Mittel), Antiepilektika, Lipidsenker 
(Cholesterinsenker), Sexualsteroide oder Zytostatika (Zellwachstum hemmende 
Stoffe, Krebsmittel, Mittel gegen Autoimmunerkrankungen oder als Stoffe zur 
Hemmung der Zellteilung) bekannt (Schulte-Oehlmann et al. 2007, S. 168).
2   Zum Zeitpunkt der Einreichung dieses Artikels war der Bericht noch nicht 
veröffentlicht.

Gestiegener Medikamentenkonsum erklärt sich auch  
durch verstärkte Inanspruchnahme von Vorsorgemedikation  

und Lifestyle-Medikation.
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Unsicherheiten über die Folgen der Behandlungen sind auf 
beiden Seiten (der Experten und der Laien) gegeben und müssen 
abgebaut werden. Aufgrund der fortgesetzten Verwissenschaftli-
chung und Technisierung der Krankenbehandlung kommt es zu 
einem eklatanten Auseinanderdriften von klinischer Diagnose 
aufseiten der Profession und den lebensweltlichen Erfahrungen 
aufseiten der Patientinnen/Patienten (Stevenson 2006, S. 226). 
Auch medizinische Experten unterliegen der Bürde, mit Nicht-
wissen umgehen zu müssen, nur fällt es dem medizinischen 
Laien noch weitaus schwerer, die daraus resultierenden Unsi-
cherheiten auszublenden (Vogd 2005, S. 8).

Nach Vogd (2005, S.  244  f.) und Stollberg (2009, S.  206) 

kommt hier die Funktion der evidence-based medicine zum 
Tragen, indem der medizinische Experte bei Unsicherheiten 
der Behandlung auf spezielle fachorganisatorisch legitimierte 
Leitlinien zurückgreifen kann (Koch und Sawicki 2009, S. 1). 
Medizinischen Laien stehen solche Instrumentarien nicht zur 
Verfügung, sie müssen dem Befund vertrauen, wenn sie behan-
delt werden wollen, und dann mehr oder weniger die Programm-
ausführung erdulden.

Wenn eine generelle Reduzierung des Medikamentenver
brauchs bewirkt werden soll, dann muss neben exogenen Fakto-
ren (Demografie, Anspruchshaltung) und endogenen Program- 
mierungen (evidenzbasierten Leitlinien) auch die Arzt-Patienten-
Interaktion analysiert werden, in der die Medikamentenvergabe 
konkret umgesetzt wird (siehe dazu auch Pahl 2015, S. 16).

Die Arzt-Patienten-Interaktion

In der Interaktion zwischen Ärztinnen/Ärzten und Patientin-
nen/Patienten findet die Operationalisierung von Leistungs-
erwartung und -erbringung ihren Ausdruck, wenn individuelle 
Ansprüche auf Strukturen (die Organisation des Erstkontakts) 
und Programme (die rationalisierte evidenzbasierte Medizin) 
treffen und Festlegungen getroffenen werden, die alle weiteren 
Vorgänge konditionieren (Therapien, Überweisung, Abrechnung 
etc.). Die Ärztin/der Arzt erlebt nicht dasselbe wie die Patien-
tin/der Patient und muss trotzdem handeln, und die Patientin/
der Patient hat nicht dasselbe Handlungsvermögen wie die Ärz-
tin und muss dennoch die Behandlung erdulden, um eine Hei-
lung zu erreichen (Toombs 1992, S. 118). Im Folgenden nennen 
wir drei Mechanismen, die im Arzt-Patienten-Verhältnis ermög­
lichende und einschränkende Wirkungen auf Behandlungsfor-
men und auf den Medikamentenverbrauch haben.

nissen und Ansprüchen der Bevölkerung angeführt (Dingermann 
2006; civity 2017). Zwei Faktoren werden dabei hervorgeho- 
ben.

Erstens korrelieren die Altersverteilung in der Gesellschaft 
und die Entwicklung im Arzneimittelgebrauch wechselseitig. 
Durch gestiegene Lebenserwartung und die gesunkene Gebur-
tenrate wächst der Anteil der Personen, die 65  Jahre und äl-
ter sind, schneller als der jeder anderen Altersgruppe. Das hat 
Konsequenzen für die medizinische Versorgung, da bei älteren 
und sehr alten Menschen typischerweise mehrere Leiden gleich-
zeitig auftreten. In der Folge kommt es zur erschwerten Diag-
nosestellung, zur verminderten Therapietreue (compliance) so-

wie insgesamt zu einem erhöhten Bedarf an medizinischen und 
pflegerischen Behandlungsressourcen (Rodrig und Wiesemann 
2004; Dingermann 2006, S. 7; civity 2017, S. 6).

Zweitens kann der gestiegene Medikamentenkonsum durch 
die individuelle Anspruchssteigerung erklärt werden. Sowohl 
die Vorsorgemedikation als auch die Lifestyle-Medikation wer-
den verstärkt in Anspruch genommen. Zugespitzt formuliert 
kommt es vermehrt zur „pharmakotherapeutischen Behandlung 
Gesunder“ (Dingermann 2006, S. 11). Dem liegt ein zirkulärer, 
sich selbst verstärkender Mechanismus zugrunde: Zum einen 
erweisen sich individuelle Bedürfnisse, Präferenzen und Zah-
lungsbereitschaften als Determinanten für die Entwicklungen im 
System der Krankenbehandlung als demand pull, zum anderen 
werden diese wiederum erst von den wissenschaftlichen, medi-
zintechnischen und pharmakologischen Möglichkeiten als sup­
ply push geweckt (Dingermann 2006). Bratan und Wydra (2013, 
S. 156) sehen in diesem „Wissenschafts- und Technikpush“ eine 
zu korrigierende Fehlorientierung.

Motivation zur Krankenbehandlung
In der modernen Gesellschaft nimmt Krankheit die Form des 
wissenschaftlich informierten medizinischen Befundes an, der 
es erlaubt, die Patientin/den Patienten als Fall zu behandeln, wo-
raufhin Methoden und technische Mittel zur Wiederherstellung 
eines Normalzustandes zum Einsatz kommen. Gemäß unse-
rer Eingangsdefinition von Krankenbehandlung als (notwen-
diger) Zumutung veranlasst das Erleben von Unwohlsein und 
Schmerz Patientinnen/Patienten dazu, eine Reihe unwahrschein-
licher Prozeduren zu erdulden: die Behandlung selbst, die Offen-
legung des Körpers gegenüber nicht intimen, fremden Personen 
oder auch die Fortführung der Behandlung, selbst wenn das Er-
leben von Unwohlsein und Schmerz nachlässt oder verschwin-
det (Fuchs 2006, S. 28).

Für eine Reduzierung des Medikamentenverbrauchs muss auch  
die Arzt-Patienten-Interaktion analysiert werden,  

in der die Medikamentenvergabe konkret umgesetzt wird.
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Kommt hingegen der Verdacht auf, auch andere Kriterien, zum 
Beispiel die Wirtschaftlichkeit eines Krankenhauses oder einer 
Praxis, könnten eine dominierende Rolle einnehmen, dann ge-
rät dieser Vertrauensvorschuss in Gefahr (Wendt 2003, S. 273).

Vogd (2005) diagnostiziert hier Verschiebungen innerhalb 
der Rationalität moderner Behandlungseinrichtungen, in denen 
eine auf langfristiger Vertrautheit basierende Beziehung zwi-
schen Ärztin/Arzt und Patientin/Patient nicht mehr vorgesehen 
ist und einem „Systemvertrauen“ weichen muss (Shapiro 1987; 
Luhmann 1988). Die Bedeutung des Professionellen schwin-
det zugunsten arbeitsteiliger Organisation (Programm aus ärzt-
licher Einstellung der Medikation, Labor-Monitoring, therapeu-
tische Anwendungen durch Spezialisten, Stationsdisziplin). Als 
funktionale Äquivalenz zum vertrauten Arzt wird versucht, Ver-
trauen in unpersönliche Medikamentenmarken sowie in Diag-
nose- und Behandlungsprogramme bzw. -techniken aufzubauen, 
zum Beispiel über Zertifizierungen, Rekurs auf Tradition, Leit-
bilder, evidenzbasierte Therapie- und Pflegeangebote (Vogd 
2005, S. 255). Wenn aber Vertrauen auf Image basiert, dann 
treffen sich Kunden und Dienstleister in komplementären Rol-
len. Erstere wählen nach qualitativen und quantitativen Leis-
tungsaspekten aus, was Letztere in maximaler Hinsicht anbie-
ten, um ein erfolgreiches Image überhaupt erst einmal herstellen 
und dann aufrechterhalten zu können. In dieser Hinsicht agie-
ren Ärzte und Patientinnen/Patienten als „Bündnispartner“, be-
hauptet Vogd: Die aufgeklärten Patientinnen/Patienten können 
dazu genutzt werden, der von außen bezweckten Limitierung 
des Systems entgegenzuwirken, wenn diese die Bezahlung von 
teuren und aufwendigen Therapien bei den Krankenkassen ein-
fordern oder selbst übernehmen (ebd., S. 255). Auch hinsicht-
lich des Vertrauensmechanismus wirken demnach Kräfte ten-
denziell in Richtung Ausdifferenzierung und Ausweitung von 
Krankenbehandlung.

Die Unterstellung von Autorität zur Überwindung 
von Wissensdifferenzen
Überall dort, wo eine Wissensdifferenz die Situation prägt, kann 
die Unterstellung eines Erläuterungspotenzials seitens des Ex-
perten, das von dem Laien nicht in Anspruch genommen wird, 
Komplexität reduzieren und Zeit einsparen (Friedrich 1958, 
S. 47). Deshalb ist Autorität in der Arzt-Patienten-Interaktion 
ein weiterer wichtiger Mechanismus, der die Übernahme von 
Informationen ohne langwierige Erläuterung erlaubt. Autorität 
zielt also auf eine sachliche Differenz von Wissen und Nichtwis-
sen, und diese Differenz verschiebt sich durch aktuelle Entwick-
lungen, weil die medizinische Profession die alleinige Kontrolle 
über das medizinische Wissen zu verlieren scheint. Patientin-
nen/Patienten erhalten durch die Veröffentlichung von medizini-
schem Wissen durch zahlreiche Verbreitungsmedien einen um-
fangreichen Zugang zu Informationen. Vor allem das Internet 
spielt eine große Rolle, da es alternative Expertisen bereitstellt 
oder die Möglichkeit des anonymen Austauschs mit anderen von 
Krankheit Betroffenen erlaubt (O’Grady et al. 2008). Dieser In-
formationszugang kann die Autoritätsunterstellung unterminie-

Geldzahlungen zur Motivation eines wechselseitigen 
Austauschs
Geldzahlungen motivieren die Behandlung aufseiten der Leis-
tungserbringer und gleichzeitig die Anspruchshaltung aufsei-
ten der Leistungsempfänger, für die geleisteten Zahlungen die 
bestmögliche Behandlung zu erhalten. Mitglieder von Solidar-
gemeinschaften können leicht den Anspruch entwickeln, min-
destens so viele Leistungen zu erhalten, wie es ihren Beiträ-
gen in die Solidarkassen entsprechen würde. Niemand strebt 
ernsthaft einen Krankenzustand an, aber wenn dieser Fall ein-
tritt, dann lässt sich durch den Mechanismus der Geldzahlung 
kaum eine freiwillige Selbstbeschränkung nur auf das Nötigste 
abringen (abgedämpft durch positive Anreize wie Prämien oder 
negative Anreize wie Zuzahlungen). Auch aufseiten der Leis-
tungserbringer geraten Anreizstrukturen in die Diskussion, die 
eine Behandlungssteigerung erwarten lassen. Zum einen wer-
den niedergelassene Ärzte und Kliniken gezwungen, durch die 
Abrechnung von Einzelleistungen das Kriterium der „Rentabi-
lität“ in das Behandlungskalkül einzubeziehen, was eher eine 
Entwicklung in Richtung optimale Auslastung von Personal 
und Apparatur erwarten lässt (Vogd 2005). Zum anderen offe-
rieren am Markt konkurrierende Versicherungsgeber potenziel-
len Beitragszahlern immer mehr Leistungsversprechen (Offer-
manns 2009). In diesem Sinne muss damit gerechnet werden, 
dass über Art und Umfang der Krankenbehandlung nicht allein 
nach Kriterien des medizinisch Notwendigen, sondern ebenso 
nach dem medizinisch Möglichen entschieden wird. Solvente 
Patientinnen/Patienten fragen nach, was je nach Situation auf 
dem Medizinmarkt angeboten wird. Patientinnen/Patientenen 
sind nicht mehr nur Erduldende, sondern ebenso handelnde 
Kunden auf dem Medizinmarkt, welche „die Ungleichheit des 
Wissens zwischen Arzt und Patientin/Patient durch Wahlhand-
lungen auf dem medizinischen Markt“ kompensieren (Stollberg 
2007, S. 359).

(System)Vertrauen zur Überwindung zeitlich 
bedingter Unsicherheiten
Vertrauen zielt auf die Überbrückung der zeitlichen Differenz 
von Gegenwart und Zukunft, die uns dazu zwingt, dass wir uns 
in der Gegenwart auf Situationen einlassen, ohne dass wir die in 
der Zukunft anfallenden Folgen schon kennen. Deshalb ist Ver-
trauen ein wesentlicher sozialer Mechanismus in der Interaktion 
von Ärztin/Arzt und Patientin/Patient. Vertrauen ist dabei keine 
mentale Kategorie. Vielmehr geht es um den risk taking act in 
der sozialen Beziehung (Skinner et al. 2013). Die Patientin/der 
Patient kann (und muss) gerade bei der Krankenbehandlung 
auch widerwillig vertrauen, und zwar der Profession allgemein 
oder einzelnen Personen. Die Ärztin/der Arzt wiederum muss 
einen Vertrauensvorschuss durch den Hinweis auf den Standes-
ethos der Profession einfordern, um Konsultation zu ermögli-
chen. Nur so kann die Patientin/der Patient im Folgenden die 
Rolle der/des Schutzbefohlenen und Konsultierenden einneh-
men. Dieses Ethos blendet andere Codierungen – vor allem mo-
netäre Aspekte – aus: Thematisiert wird zunächst nur Heilung. 
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Es stehen aber kaum empirische Forschungen zur Verfügung, 
die soziale Mechanismen in ihr Forschungsdesign aufgenom-
men haben. Das noPills-Projekt ist (meines Wissens nach) die 
einzige Ausnahme. Im Abschlussbericht wird zum Beispiel von 
den ambivalenten Ergebnissen hinsichtlich monetärer Steue-
rungsversuche berichtet: „A high price could make a product 
either more or less attractive to buy“ (Pahl 2015, S. 48). Mit Be-
zug auf Vertrauen als Element der Steuerung des Medikamen-
tenkonsums ist eine Vielzahl von Adressaten von Interesse, da 
Patientinnen/Patienten nicht nur auf Ärztinnen/Ärzte, sondern 

auch auf Freunde und Verwandte als Informationsressource zu-
rückgreifen (ebd., S. 16). Versuche, Autorität als Steuerungsme-
chanismus zu nutzen, können an dem Widerstand der Patientin-
nen/Patienten scheitern: „distrust and negative experience pre-
dominate in authoritative relationships.“ (ebd., S. 48)

Diesem Beispiel folgend, sollten zukünftige empirische 
TA‑Studien sich darum bemühen, soziale Mechanismen – wie 
in dieser Ausarbeitung angedeutet  – als Systemmechanismen 
zu beleuchten: Geldzahlung, Vertrauen, Autorität entfalten ihre 
Wirkung in diesem Fall gerade in Richtung Geschwindigkeits-
vorteile, Minderung der Reibung bzw. Absorption von Unsicher-
heit. Wenn ökologische Rücksichtnahmen, z. B. hinsichtlich der 
Qualität des Trinkwassers, in die systemischen Vorgänge einbe-
zogen werden sollen, um generelle Verhaltensänderungen zu be-
wirken (Verschreibungspraktiken, Einnahmegewohnheiten, etc.), 
dann müssen dazu solcherart Mechanismen untersucht und bes-
ser verstanden werden. Appelle an die guten Absichten Einzel-
ner sind vermutlich funktional im Nachteil.
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Die digitale Selbstvermessung, auch Quantified Self (QS) genannt, be-
zeichnet das Messen und Aufzeichnen von Körperparametern und -zu-
ständen mittels Anwenderprogrammen (Apps) und Wearables. Das Mes-
sen geschieht meist zum Zweck der Effizienzsteigerung und Selbstop-
timierung für mehr Wohlbefinden und eine bessere Gesundheit. In der 
Medizin wird QS erst zögerlich eingesetzt, da die Qualität der Apps, 
insbesondere in Datenschutzbelangen, unzureichend ist und die Wirk-
samkeitsevidenz weitgehend fehlt. Der Artikel basiert auf Ergebnissen 
der TA‑SWISS-Studie „Quantified Self  – zwischen Lifestyle und Me-
dizin“ und umreißt das QS‑Phänomen aus medizinischer, rechtlicher, 
ethischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Sicht. Zudem werden 
künftige Entwicklungen sowie Lösungs- und Gestaltungspotenziale dar-
gelegt.

The quantified self in lifestyle and healthcare
A technology assessment study

Digital self-quantification, also known as quantified self (QS), refers to 
the measuring and recording of body parameters and conditions using 
apps and wearables. Self-quantification aims at improved efficacy and 
self-optimization for better health and well-being. In medicine, QS is 
used rather hesitantly since products are of poor quality, particularly in 
terms of user data protection, and the evidence of effectiveness is often 
lacking. The article is based on results of the TA‑SWISS study “Quan-
tified Self – Interface between Lifestyle and Medicine”. It describes the 
QS phenomenon from the medical, legal, ethical, economic, and social 
perspectives. Future developments and potential solutions are outlined 
for the exploitation of opportunities arising from the use of QS in medi-
cine and lifestyle while controlling the associated risks.

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License 
CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.27.3.57
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Keywords: quantified self, self-tracking, technology assessment, 
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Einleitung

Die Quantifizierung des Körpers war bisher meist der Wissen-
schaft und Medizin vorbehalten. Heute ermöglichen Sensoren in 
mobilen Geräten und Anwenderprogramme (Apps) vielen Men-
schen eine Quantifizierung ihres eigenen Körpers (Belliger und 
Krieger 2015). Die digitale Selbstvermessung wurde unter dem 
Begriff „Quantified Self“ (QS) (Wolf 2010) bekannt und steht 
einerseits für die Vermessung selbst und andererseits für die sich 
selbstvermessende Person und Personengruppen. Die erhobenen 
Daten sollen Zusammenhänge und neue Erkenntnisse über sich 
selbst aufzeigen, zu Verhaltensänderungen anregen oder die da-
für nötige Motivation hochhalten. Die Darstellung und Sichtbar-
keit der eigenen Gesundheit in jederzeit verfügbaren Grafiken 
ist dafür eine wichtige Komponente.

Eine einheitliche Definition zu QS gibt es nicht. Wir fol-
gen einer Definition von Meidert et al. (2018, S. 44): „QS ist 
dadurch gekennzeichnet, dass eine Person sich aktiv mit Ge-
räten und Applikationen misst, um aufgrund der Analyseresul-
tate Wissen zu generieren, das dazu beiträgt, ihren Lebensstil 
und ihr Verhalten in den Bereichen Fitness, Wellness oder Ge-
sundheit zu optimieren“. Damit wird QS abgegrenzt vom pas-
siven gemessen werden durch andere. Von anderen Trends wie 
m-Health (mobile health), eHealth (electronic health) oder Tele-
care lässt sich QS wiederum nur schwer abgrenzen. Auch ist die 
Entwicklung sehr schnell: So ist die Anzahl der weltweit ver-
fügbaren Apps in den letzten zehn Jahren auf 325.000 im Jahr 
2017 gestiegen mit geschätzten 3,7 Mrd. Downloads (research-
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Ergebnisse

Abgrenzung zwischen Medizin- und Konsum
produkten
Rechtlich ist bei QS‑Produkten zwischen Medizinprodukten und 
Konsumprodukten zu unterscheiden. Ein Medizinprodukt ist für 
die medizinische Verwendung bestimmt und dient dazu, Krank-
heiten, Verletzungen oder Behinderungen zu erkennen, zu über-
wachen, zu behandeln oder zu lindern. Die rechtliche Grundlage 
für die Abgrenzung von Medizinprodukten zu Konsumprodukten 
(Wellness, Fitness) bildet die medizinische zur nicht-medizini-
schen Zweckbestimmung. Die Hersteller müssen die Abgrenzung 
aufgrund des Verwendungszwecks selbstverantwortlich vorneh-
men. Probleme treten auf, wenn sie mit den regulatorischen An-
forderungen im Gesundheitssektor nicht vertraut sind.

Für die Behörden sind nicht nur die Zweckbezeichnung in 
der Kennzeichnung, Gebrauchsanweisung und in den Werbema-
terialien maßgeblich, sondern auch Informationen auf Websei-
ten und den App-Stores. Wenn QS‑Produkte den medizinischen 
Bereich umfassen sind sie als Medizinprodukte zu qualifizie-
ren. Somit unterliegen sie dem strengen Medizinprodukterecht, 
unabhängig davon, ob die medizinischen Apps kostenlos oder 
gegen Entgelt angeboten werden.

QS und Gesundheit
Etwa ein Viertel der Apps fokussiert auf Krankheitsmanage-
ment und -behandlung, der große Rest lässt sich dem Bereich 
Lifestyle zuordnen. QS wurde bereits in zahlreichen Gebieten 
der Medizin erprobt, insbesondere in den Bereichen Ernährung, 
Bewegungsförderung und Gewichtsreduktion. Auch für chro-
nische Erkrankungen existieren viele Produkte für ein verbes-
sertes Krankheitsmanagement sowie zur Kontrolle bestimmter 
Körperparameter. Die QS‑Produkte werden aber auch eingesetzt 
zur Patientenedukation, zur Dokumentation und Überwachung 
sowie zur Förderung der Therapieadhärenz und zur Motivation.

Gesundheitsfachpersonen sehen für QS vor allem in der Ge-
sundheitsförderung und Prävention große Potentiale. So kann 
QS auf dem Weg zur langfristigen Verhaltensänderung durch 
drei Komponenten unterstützen: 1. die Etablierung einer Ge-
wohnheit, z. B. durch Hinweise, Erinnerungen und Belohnungen; 
2. soziale Motivation, z. B. das Teilen von Zielen oder Wettbe-
werbe; und 3. zielaffirmierendes Feedback, um den Fortschritt 
zu kontrollieren und zu festigen (Ledger und McCaffrey 2014). 
Dadurch können lebensstilbedingte Erkrankungen wie Überge-
wicht oder Diabetes Typ 2 eingedämmt werden.

Obwohl es Apps gibt, die auf Krankheitsmanagement und 
-behandlung fokussieren, werden sie im Gesundheitswesen erst 
vereinzelt eingesetzt. Dies hat mit der oft mangelnden Verläss-
lichkeit der erhobenen Daten, der lückenhaften Wirksamkeits-
evidenz sowie fehlenden Qualitätsstandards der Geräte und Apps 
zu tun. Andererseits ist die Vielzahl an QS‑Produkten derart 
groß, dass den Gesundheitsfachpersonen das Wissen fehlt, wel-
che Anwendung für welche Patientinnen und Patienten nutzbrin-
gend ist. Dennoch zeigen Wirksamkeitsstudien teils vielverspre-

2guidance 2017). Wobei angemerkt werden muss, dass viele der 
heruntergeladenen Apps bereits nach wenigen Tagen nicht mehr 
verwendet werden.

Neben Körperparametern und Verhalten, können auch Ge-
fühlszustände oder Symptome in Apps eingetragen werden. Wei-
tere Datenquellen wie Kalender oder Ortung können einbezo-
gen und miteinander verknüpft werden (Timmer et  al. 2015). 
Die Einsatzbereiche von QS reichen von Fitness und Ernährung 
über Stillen und sexuelle Gesundheit bis hin zu Medizinproduk-
ten für Patientinnen und Patienten mit spezifischen Erkrankun-
gen wie Tinnitus.

Dabei wird nicht nur bei Selbstvermessenden Hoffnung auf 
eine bessere Gesundheit geweckt, sondern auch bei Akteuren 
im Gesundheitsbereich. Auch für Wirtschaftsakteure sind die 
gesammelten Daten von großem Interesse. Über die daraus ent-
stehenden Konsequenzen, Chancen und Risiken für Individuen, 
Organisationen und die Gesellschaft ist bisher noch wenig be-
kannt. Ziel der durchgeführten TA‑SWISS-Studie (Meidert et al. 
2018) war es, diese Lücke zu schließen sowie den Stand und 
die zukünftige Entwicklung von QS aus medizinischer, rechtli-
cher, ethischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Sicht auf-
zuzeigen. Ergänzt werden diese Erkenntnisse durch Studien von 
Lucht et al. (2015), Albrecht et al. (2016), das Policy Paper von 
Heyen (2016 a) und die Stellungnahme vom Deutschen Ethik-
rat (2018).

Methodisches Vorgehen

Für die Analyse aktueller Entwicklungen in der Selbstvermes-
sung wurde eine systematische Literaturrecherche in den Daten-
banken Pubmed, Web of Science, Sociological Abstracts, Inter-
national Bibliography of the Social Sciences, swisslex, Weblaw, 
swissbib, in wissenschaftlichen Zeitschriften von IEEE, Sprin-
ger, Elsevier sowie eine Freihandsuche durchgeführt. Ergänzend 
hierzu wurden 19 Expertinnen und Experten aus Wirtschaft, Ge-
sellschaft und Gesundheitswesen sowie aus den Bereichen Tech-
nik, Ethik und Recht befragt.

Um die Motive und Erfahrungen der Nutzung, die Verwen-
dung der Daten von QS‑Anwendungen zu erfahren, wurden 
drei moderierte Fokusgruppen im Winter 2016/17 in Winter-
thur (Schweiz) mit jeweils sechs bis acht Personen durchgeführt: 
eine mit Gesunden, eine mit chronisch Kranken sowie eine mit 
Gesundheitsfachpersonen. Diese Aspekte wurden ebenfalls An-
fang 2017 mit der QS‑Gruppe Zürich diskutiert. Alle Gespräche 
wurden elektronisch aufgezeichnet, protokolliert und ausgewer-
tet. Als Ergänzung zur qualitativen Befragung fand eine explo-
rative Online-Befragung mit 1489 Personen statt. Diese enthielt 
15 geschlossene Fragen zur Verwendung von QS‑Anwendungen.

Nach der Datenerhebung wurden mittels einer Chancen- und 
Risiken-Analyse die Ergebnisse diskursiv bewertet und eine Ge-
samtbeurteilung erstellt. Daraus wurden spezifische Lösungs-
vorschläge erarbeitet, die verschiedene gesellschaftliche Ak-
teure adressieren.
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Es ist erkennbar, dass die Verbreitung von QS‑Produkten 
sowohl die Rekonfiguration bestehender als auch den Einsatz 
neuer digitaler Geschäftsmodelle weiter forcieren wird. Da-
bei gelten Daten als eine der wesentlichen Triebfedern für zu-
künftige Geschäftsmodelle. In enger Anlehnung an die Kaskade 
zur Datenaufbereitung aus dem Data-Mining wird eine Kaska-
dierung von der Generierung/Sammlung hin zur Verarbeitung/
Aggregation über die Analyse bis zur Distribution/Nutzung emp-
fohlen (Meister et al. 2017). Zudem gibt es seitens der Nutzen-
den von QS‑Anwendungen ein stärker werdendes Interesse, an 
der Monetarisierung von Daten aktiv zu partizipieren  – auch 
dies hat wiederum Rückwirkungen auf die QS‑Geschäftsmo-

delle. Mit Blick auf den Daten- und Verbraucherschutz bieten 
insbesondere jene Geschäftsmodelle weitere Potenziale, die auf 
der Blockchain-Technologie basieren (Rückeshäuser et al. 2017).

Die Funktionsweise von Märkten für Gesundheitsdaten wird 
maßgeblich durch das Datenschutzrecht beeinflusst (Schweit-
zer und Peitz 2017). Daher wird die marktseitige Annahme der 
QS‑Angebote letztlich auch durch die Akzeptanz und das Ver-
trauen der Nutzenden in die Angebote sowie die Integration von 
Verbraucher- und Datenschutzrechten abhängen. Problematisch 
an den Applikationen ist, dass für Nutzende die automatisierte 
Weitergabe ihrer Daten an Dritte, z. B. zu Werbezwecken, oft 
weder ersichtlich ist, noch sich in irgendeiner Form einschrän-
ken lässt (AV‑TEST Institut 2017).

Datenschutz und -sicherheit
Die Qualität der QS‑Produkte ist derzeit oft unzureichend, ins-
besondere gewährleisten sie weder den Schweizer noch den 
Europäischen Datenschutz (Heyen 2016 b; Prieur 2017). Ebenso 
ist die Datensicherheit ungenügend. Dies betrifft sowohl Medi-
zinprodukte als auch Konsumprodukte. Die Risikoklassifizie-
rung eines Medizinprodukts erfolgt auf der Basis eines tiefen 
Gesundheitsrisikos. Eine mögliche Persönlichkeitsverletzung 
spielt bei der derzeitigen Klassifizierung keine Rolle. Dieses 
Datenschutzrisiko ist im Zuge der Digitalisierung von Medizin-
produkten künftig besser von Herstellern, Prüfstellen und Auf-
sichtsbehörden zu berücksichtigten.

Die QS‑Konsumprodukte werden vor allem in den USA und 
in Asien hergestellt. Die Nutzerinnen und Nutzer stimmen bei 
grenzüberschreitenden Rechtsverhältnissen der Weitergabe ihrer 
Messdaten ins Ausland zu. Damit gehen sie das Risiko ein, dass 
ihre Daten dort nicht den gleichen gesetzlichen Schutz genie-
ßen wie in Europa. Problematisch sind vor allem die intranspa-
renten Einwilligungen, mit denen sich die Unternehmen weit-

chende Resultate: Bei Interventionen mit QS zur Behandlung 
von Depressionen und Angststörungen, Fehlernährung, Diabetes 
Typ 2, Multipler Sklerose, Parkinson und kardiovaskulären Er-
krankungen konnte die Wirksamkeit von QS‑Anwendungen do-
kumentiert werden (IMS 2015). QS‑Programme zur Gewichts-
reduktion und gesunder Ernährung waren insbesondere durch 
eine verbesserte Adhärenz erfolgreicher als herkömmliche Pro-
gramme (DiFilippo et al. 2015). Auch zeigen Programme mit 
Beratungen, die sich auf QS‑Daten stützen, positive Resultate 
(Vaes et al. 2013). Obwohl diese Ergebnisse vielversprechend 
sind, fehlt jedoch oft der Nachweis der Nachhaltigkeit solcher 
Interventionen (Albrecht et al. 2016).

Marktentwicklung und Handel mit Gesundheitsdaten
Definition, Größe, Segmentierung und Wachstum des QS‑Mark-
tes sind bislang wenig dokumentiert und uneinheitlich beschrie-
ben. Für die Einschätzung des wirtschaftlichen Potenzials wer-
den in der Regel verschiedene Teilmärkte wie Hard- und Soft-
ware, Dienstleistung, Vertrieb und Transaktion sowie Werbung 
herangezogen. Da sich eine Kostenübernahme von QS‑Produk-
ten bei den Krankenkassen bislang international nicht durchge-
setzt hat, konzentriert sich der Markt hauptsächlich auf den Life-
style-Bereich. Zielgruppe ist insbesondere derjenige Teil der Be-
völkerung, der im Interesse der eigenen Gesunderhaltung oder 
Kultivierung des eigenen Körpers bereit ist, QS zu nutzen und 
etwaige Kosten selbst zu tragen.

Durch die Leistungssteigerung der Geräte können immer mehr 
und differenziertere Gesundheitsdaten erfasst, gespeichert und 
ausgewertet werden. Diese Daten lassen sich unternehmerisch 
nutzen, um Präferenzen und Nutzungsgewohnheiten zu analy-
sieren und mit anderen Datensätzen zu vergleichen. Auf die-
ser Grundlage können zum einen die auf dem Markt befind-
lichen Produkte und Dienstleistungen verbessert und an Ziel-
gruppen angepasst werden, zum anderen neue und innovative 
Angebote entwickelt werden. Mittlerweile hat sich ein gut ausge-
bauter Markt mit Gesundheitsdaten entwickelt (Bitkom Research 
2017). Den Nutzenden sind Relevanz und Wert dieser Daten oft 
unbekannt, gleichwohl stellen die Daten aus Sicht von wirtschaft-
lichen Akteuren wie Pharmaunternehmen, Sportartikelherstel-
lern aber auch Krankenversicherungen eine Ressource mit zuneh-
mendem Wertpotenzial dar. Nicht zuletzt sind die Daten für die 
Forschung interessant, beispielsweise um neue gesundheitsbezo-
gene Zusammenhänge zu erkennen. Trotz der hohen wirtschaft-
lichen Bedeutung gibt es für die Bemessung des ökonomischen 
Werts von Lebens- und Gesundheitsdaten bislang keine allge-
mein anerkannten Verfahren und Methoden (Bründel et al. 2015).

Etwa ein Viertel der Gesundheits-Apps fokussiert 
auf Krankheitsmanagement und -behandlung, der große Rest 

lässt sich dem Bereich Lifestyle zuordnen.
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sundheitswesen gesehen werden. Zumindest sollten aufgrund 
der sich ändernden Einstellungen keine vorschnellen normati-
ven Schlüsse gezogen werden. Dies gilt insbesondere in Bezug 
auf QS, da in diesem Bereich ein breites Spektrum zwischen 
dem freiwilligen Messen bis hin zur unfreiwilligen bzw. fremd-
bestimmten Vermessung besteht (Lupton 2014).

Es sollten nicht nur die Risiken und Herausforderungen the-
matisiert, sondern auch die Chancen von QS. Folgende Fragen 
können dabei im Vordergrund stehen: Soll mehr Gewicht auf 
QS als Innovationstreiber, als Grundlage der Steigerung der Ef-
fizienz und Lebensqualität sowie auf gewonnene Erkenntnisse 
zum Nutzen der gesamten Bevölkerung gelegt werden oder viel-
mehr auf Werte wie Privatheit, Autonomie, Transparenz, (infor-
mationelle) Selbstbestimmung und Solidarität? Wie begegnen 
wir den Risiken einer (rationalen) Diskriminierung (Selke 2016) 
aufgrund von datenbasierten pseudowissenschaftlichen Zusam-
menhängen? Lassen sich diese Werte und normativen Zielkon-
flikte ausbalancieren? Zur Beantwortung dieser Fragen bedarf 
es einer eingehenden sozialethischen Debatte und eines ausführ-
lichen Diskurses.

Lösungs- und Gestaltungspotenziale

Die verschiedenen Formen der digitalen Erfassung, Speicherung 
und Auswertung von Gesundheitsdaten bieten Möglichkeiten, 
das Gesundheitsverhalten der Menschen im Alltag zu unterstüt-
zen. Sie bergen gleichzeitig aber auch Risiken für Individuen so-
wie die Gesellschaft insgesamt. Die Identifikation von Lösungs- 
und Gestaltungspotenzialen kann helfen, die Chancen zu reali-
sieren und die Risiken zu minimieren.

Auch wenn mittlerweile eine Vielzahl von QS‑Produkten auf 
dem Markt sind, bedeutet dies nicht, dass diese nutzbringend 
und wirksam sind. Da die meisten keine zertifizierten Medizin-
produkte sind, fehlen in der Regel Nutzen- und Wirksamkeits-
nachweise. Auch die CE‑Kennzeichnung von Apps garantiert 
keine Überprüfung im sogenannten EU‑Konformitätsverfahren, 
da Hersteller diese Kennzeichnung selbst vergeben und mit ihr 
lediglich zum Ausdruck bringen, nach eigenem Ermessen den 
EU‑Anforderungen zu entsprechen. Berufsverbände fordern da-
her, deren Wirksamkeitsevidenz zu prüfen, bevor sie Empfeh-
lungen für einzelne Applikationen aussprechen können (Kra-
mer 2017).

Die Einforderung von Nachweisen über den Nutzen, die 
Wirksamkeit und Sicherheit von QS sowie deren gesellschaftli-
che Transparenz können helfen, die bestehenden Potenziale für 
eine bessere Körperwahrnehmung und ein gesundheitsbezoge-

reichende Nutzungsrechte bis hin zum Datenverkauf an Dritte 
einräumen lassen. Wenn sich die Nutzerinnen und Nutzer mit 
GPS verorten, Cookies herunterladen, Logdateien nutzen oder 
sich in Netzwerke einloggen, fallen weitere personenbezogene 
Daten an. Werden die QS‑Daten mit frei verfügbaren Angaben 
aus dem Internet kombiniert, können persönliche Aspekte der 

betroffenen Personen v. a. bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaft-
liche Lage, Gesundheit, Verhalten und Aufenthaltsort bewertet 
werden (Profiling). Dieses Risiko ist besonders hoch, wenn die 
Selbstvermessenden ihre Messdaten mit den Arbeitgebern und 
Versicherern „teilen“, wie es in den Einwilligungen oft beschö-
nigend heißt; faktisch verwenden die Unternehmen diese Infor-
mationen eigenständig.

Veränderung der Körperwahrnehmung
Die Motivation zur digitalen Selbstvermessung hängt häufig 
mit der Körperwahrnehmung zusammen, z. B. um leistungsfä-
higer zu sein oder den Körper zu optimieren. Die Literatur und 
die Aussagen der Expertinnen und Experten weisen darauf hin, 
dass QS das Potenzial hat, die Körperwahrnehmung zu beein-
flussen und so zu einer veränderten Körperwahrnehmung bei-
zutragen (Meidert et al. 2018). In der Literatur wird zwischen 
einer bewussten, reflektierten Körperwahrnehmung und einer 
eher unbewussten, gefühlten Wahrnehmung unterschieden, z. B. 
Körperbild und Körperschema (Blakeslee und Blakeslee 2009). 
Körperbild oder Leibempfinden umfassen das affektive Erle-
ben und die Einstellung zum Körper, z. B. ob man sich als dick 
oder dünn empfindet. Das Potenzial von QS für die Körperwahr-
nehmung setzt meistens am Körperschema an, indem objektive 
Daten geliefert und mit Normen verglichen werden und indem 
das Wissen über den eigenen Körper erweitert wird. Gleichzei-
tig wirken die Daten auch auf das Körperbild. So kann QS so-
wohl zum Verlust als auch zur Gewinnung der Körperwahrneh-
mung beitragen: Teilnehmende der Fokusgruppen berichteten, 
dass sie durch das Messen ein Gefühl für ihren Puls beim Lau-
fen entwickelt haben. Patientinnen und Patienten mit Diabetes 
sprachen hingegen von einer Beeinträchtigung der Körperwahr-
nehmung, wenn sie nur noch den Daten und nicht mehr dem 
eigenen Gefühl vertrauten. Das führte dazu, dass sie nicht mehr 
spüren, wenn sich der Blutzuckerwert verändert (Meidert et al.  
2018).

Einfluss von QS auf gesellschaftliche 
Wertvorstellungen
Viele dieser ethischen Fragen stellen sich nicht exklusiv im Kon-
text von QS, sondern müssen in einem größeren Zusammen-
hang von Big Data und den generellen Entwicklungen im Ge-

Die Qualität der QS‑Produkte ist derzeit hinsichtlich Datenschutz  
und Datensicherheit oft unzureichend.
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nes Verhalten auszuschöpfen. Dies kann im Sinne der Verbes-
serung der fachlichen Qualität der QS‑Anwendungen durch die 
Förderung von Kooperationen zwischen Anbietern mit techno-
logischer Expertise wie Start-ups und Unternehmen mit ausge-
wiesener Expertise im Gesundheits- und Medizinsektor unter-
stützt werden.

QS‑Anwendungen haben wesentliche Implikationen nicht 
nur für den Daten-, sondern auch für den Verbraucherschutz. 
Neben der Einführung von Qualitätssiegeln bietet sich die Eta-
blierung von standardisierten Nutzungsbedingungen an, um vor 
unberechtigter oder manipulativer Verwendung der Gesund-
heitsdaten zu schützen. Auch dialog- und bewusstseinsfördernde 
Instrumente, die auf bestehende Risiken im Umgang mit QS auf-
merksam machen, können helfen, eine reflektierte Auseinander-
setzung und Nutzung seitens der Nutzenden zu fördern. Nicht 
zuletzt sollten aktuelle Technologien bzw. Verfahren angewen-
det werden, um die Hürden eines unautorisierten Zugriffs kon-
tinuierlich auf dem höchsten Niveau zu halten.

Aus ethischer Sicht geht es im Zusammenhang mit QS um 
die Selbstbestimmung der Nutzenden. Hierfür sind spezifische 
Fähigkeiten und Fertigkeiten erforderlich sowie eine gewisse In-
formiertheit über alles, was für die Entscheidung oder das Han-
deln von Bedeutung ist. Dabei gilt es, darauf zu achten, dass die 
wertebasierte Selbstbestimmung nicht durch Mechanismen per-
sonalisierter Werbung auf Big-Data-Basis, durch kommerziell 
gesteuerte Empfehlungen und durch Techniken der Verhaltens-
beeinflussung korrumpiert wird (Woopen 2017).

Fazit

Die Ergebnisse zeigen, dass die digitale Selbstvermessung kein 
Nischenphänomen mehr ist, sondern von immer mehr Menschen 
in der Gesellschaft praktiziert wird. Diese Entwicklung korre-
spondiert mit einem gesellschaftlichen Wertewandel. Das Ver-
ständnis von Gesundheit löst sich immer mehr von Medizin und 
Krankheit ab und integriert stärker den alltäglichen Lebensstil 
und die Lebensweise (Brunett 2009). Vor allem im Lifestyle und 
Sportbereich hat QS an Bedeutung gewonnen. Es bietet Chan-
cen für Gesundheitsförderung und Prävention, indem es Indivi-
duen unterstützt, selbstgesteckte Ziele für das Wohlbefinden und 
die Leistungsfähigkeit zu erreichen. Obwohl QS in den Berei-
chen Ernährung, Bewegungsförderung und Gewichtsreduktion 
sowie beim Krankheitsmanagement Potenziale zugeschrieben 
werden, werden diese zurzeit kaum genutzt. Hürden sind vor al-
lem Risiken in der Zuverlässigkeit und Gültigkeit der Messun-
gen und im Datenschutz sowie mangelnde Wirksamkeitsnach-
weise. Wirtschaftlich interessant ist QS nicht nur für Herstel-
ler und Entwickler, sondern auch für Versicherungen und die 
Pharmaindustrie, die sich vor allem von den Gesundheitsdaten 
einen Nutzen versprechen. Für die Forschung bietet QS eben-
falls Potenziale durch die Gewinnung großer Datenmengen. Das 
Aufweichen des Solidaritätsprinzips in den Sozialversicherun-
gen und drohende Diskriminierung von gesundheitlich einge-

schränkten Personen gehören zu den Risiken, die durch gesell-
schaftliche Diskussionen und politische Entscheidungen zu ver-
hindern sind.
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‌C urrent societal challenges regard-
‌ing well-being, sustainability or eco-
‌nomic growth are deeply entangled 
with science and technology (S & T) 

across various countries around the world, 
also in India. This interview sheds light on a 
unique perspective regarding the potentials 
of Responsible Research and Innovation (RRI) 
beyond its original European context. It dis-
cusses current issues facing S & T in India, how 
these should be assessed and what this in 
turn means for a global perspective on tech-
nology assessment.

Julia Hahn: What are you currently re-
searching? Why do you find it fascinat-
ing?

Poonam Pandey: In RRI literature, Stil-
goe, Owen, and Macnaghten briefly men-
tion the “commitment to care” for the fu-
ture by responsible stewardship of S & T. 
In my opinion, this commitment to care 
provides us with an excellent opportu-
nity to look at RRI and its aims from a 
very different and fresh point of view. The 
commitment to care gives RRI a purpose: 
politics and people  – or, actually, more 
than just people, but living beings. Rather 
than being an overarching, normative, and 
general approach, commitment to care has 
the potential to turn RRI into specific, en-
gaged, and practice-driven. Drawing in-
spiration from feminist ethics, the com-
mitment to care perspective has at its core 
an ethico-political obligation towards the 
hidden, vulnerable, marginalized, and in-
visible. This makes it a very useful ap-
proach for RRI in the Global South. Cur-
rently, I am trying to employ this approach 
to study efforts made by India and Bra-
zil in order to transition to a bioeconomy.

You have experience working in Euro-
pean research contexts, too. What are 
the differences and similarities to India?

It is extremely difficult to do a symmetri-
cal analysis of the similarities and differ-
ences in my experience of working in Eu-

rope and India, precisely because of the 
different entangled trajectories that situ-
ate me in both these geographies. There 
are obviously huge cultural differences in 
the nature of these societies and in how 
to engage with them as a researcher. As 
a result, the “rules of engagement” vary. 
European contexts teach you to be organ-
ized and structured in the modern sense 
of the word. It is very “productive” if the 
goal and target audiences are these soci-
eties. However, you miss the spontane-
ity and the joy and passion of being “in-
volved” and not being ashamed or guilty 
about it. Being “involved” for countries 
like India means that structure, categories, 
and presentation take a secondary posi-
tion when you work with or talk about 
issues where many lives and livelihoods 
are at stake. One has to continuously re-

invent categories in order to be able to en-
gage oneself. One of my friends was once 
comparing the football games played by 
Western European countries and coun-
tries of the Global South. It is very sim-
ilar to doing research. He said European 
countries are so “clean” and structured in 
their approach that, while watching, you 
admire their preparation, focus, and at-
tention to detail. But when you watch 
the games of Brazil and Argentina, you 
can see individual “struggle”, “innova-
tion”, and “creativity” and it makes you 
feel “engaged”. I don’t know much about 
football, but I can repeat the same sen-
tence for research and presentations in 
these countries.

New technologies affect our states as well 
as societies. What are the current “hot 
topics” regarding science and technol-
ogy in India? Why do you think they are 
debated?

The most active debate around technol-
ogy in India relates to the vulnerability 
and risks associated with the unique iden-
tification of citizen data, and the misuse 
of social media to spread fake news that 
has led to fatal consequences. However, 
the nature of debates and platforms has 
changed. There is a tremendous shift from 
engaged grassroots activism to distant on-
line activism. This defines the boundaries 
of who can participate, to what extent, in 
which language, and with what level of 
responsibility and commitment. I do not 
want to sound pessimistic and would want 
to stick with the idea of unpredictability 
and uncertainty of the future. Having 
cautioned about that, I think we are talk-
ing at a very unfortunate moment in In-
dian history, especially regarding debates 
around social justice and environmental 
sustainability aspects of technological 
innovations. However, this moment in 
history has not abruptly arrived and has 
been shaped over years of active efforts 
by different academia-government-indus-
try complexes. The individualization of 
systemic problems and sidelining of civil 
society groups through multiple mecha-
nisms of withdrawing support has resulted 
in decline in a number of advocacy groups 
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that could put up a reasonable agenda for 
debate. I think that the Bt Brinjal mora-
torium was a watershed moment in re-de-
fining the role of S & T in Indian poli-
tics and democracy. However, despite be-
ing the result of nationwide consultation 
and a laudable effort in innovation democ-
racy, the moratorium closed many doors 
for open debate and discussions on mat-
ters related to S & T. Parallel to the world, 
India never saw an active, open debate on 
nanotechnology, synthetic biology, artifi-
cial intelligence, or the ongoing CRISPR 
gene editing.

India has experienced large economic 
growth. In post-independent India, what 
role has innovation played for political 
decision makers? What is it like today?

I think you want to know about S & T in-
novation and its role in shaping Indian 
post-independence politics. A simple an-
swer is that it has played a central role 
and continues to do so. To the extent that 
politicians and citizens alike use it as an 
anecdote. You state any social, cultural, 
political, or economic problem and there 
will be many who will say “we need tech-
nology and innovation to solve it”. The 
first prime minister of India, Jawaharlal 
Nehru, is famously known for having ad-
dressed meetings and asked citizens to 
develop a scientific temper and for tell-
ing that “the future belongs to those who 
make friends with science”.

Most of the time, the topmost position 
of any academic institution in the coun-
try or government body is given to either 
scientists, engineers, or economists. The 
technological culture that Wiebe Bijker 
talks about has long been a technocracy 
in India. A technocracy that at its heart is 
deeply hierarchical around religion, caste, 
and gender. This means other than a se-
lected few, everyone else can assume the 
role of a subordinate. It seems to be an 
excellent opportunity for a capitalist sys-
tem that thrives on large-scale exploita-
tion of cheap labor and resources. I think 
this could possibly be one of the reasons 
for huge economic growth. However, this 
economic growth has raised many inter-

nal challenges of economic and social in-
equality, informalization, and environ-
mental sustainability.

What role does research play regarding 
the assessment of risks and benefits of 
technologies in India?

Technological risks and benefits have dif-
ferent weightage in societies that actively 
choose economic growth (in place of so-
cietal growth) as the measure of their pro-
gress and development. Future risks and 
uncertainties associated with technolo-
gies that promise great potential for the 
future are conveniently sidelined in the 
name of developing a “positive environ-
ment” in the initial phases of technol-
ogy development. Once the technology 
is ready to reach the market, risk assess-
ment becomes an internal matter between 
the industry and regulatory bodies. Re-
search is sought internally or from exter-
nal agencies, but with huge vested inter-
ests of the industry. There are quite a few 
very good research organizations in In-
dia that focus on risk research. However, 
the infatuation of societies with “positive 

outcomes” and “goods” of technological 
innovations often makes them struggle 
for their survival and redefine their use-
fulness as per existing environment. It is 
only when any S & T controversy breaks 
out in the public that these risk research 
organizations and their research are seen 
as relevant. That makes one realize that 
controversies are a major requirement for 
innovation democracy and that they play 
a major role in the opening-up of regula-
tory governance of S & T and the democ-
ratization of technological assessment.

Who are the most relevant actors in this 
area at the moment?

Mostly scientists in government, civil so-
ciety, or corporate organizations. In India, 
technology and, by default, technology as-
sessment are studied either by scientists 
and engineers or, if you want to get a sec-
ond opinion, by economists (which ba-
sically means replacing one set of quan-
titative analysis by another). There are 
three interconnected aspects that result in 
such a situation. First, and the most ob-
vious, is the presence and dominance of 
a technocratic culture that only acknowl-
edges quantitative inputs as valid recom-
mendations. Second, in general, fund-
ing and Gross Domestic Product expend-
iture on S & T in India are very low for a 
country of this potential. Funding for the 
study of ethical, legal, and social impli-
cations (ELSI) of technology and TA are 
almost negligible. Third, there is a dearth 
of trained people in the country who are 
capable of undertaking studies in inter-
disciplinary domains. The social science 
community, other than the economists, 
have taken very little interests in matters 
of S & T or creating a pool of human re-
sources in this interdisciplinary domain.

What are the main challenges for a di-
verse country like India regarding the in-
clusion of different people and stakehold-
ers in S & T decision making? Are there 
differences between urban and rural ar-
eas?

There are huge differences between and 
within urban and rural areas. But, as Khil
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proper cross talk between S & T and its 
deeper social, ethical, and cultural impli-
cations is mostly missing. The black box 
of of science, technology and innovation 
(STI) has still not been properly opened in 
the Indian context and whatever we know 
is mostly peripheral.

Where do you see TA and responsible re-
search in India in 20 years?

20 years is a long time. TA for sure is 
going to stay, even in its highly techno-
cratic version, through institutions like 
TIFAC. TA in its technocratic version 
could be easily disguised as value-free, 
neutral, and non-partisan, resulting in its 
relatively easy acceptance by scientists 
and policy makers. I hope that eventu-
ally they will get interested in its polit-
ical, social, and cultural aspects as well. 
TA is also gaining momentum through 
emerging academic institutions and re-
search organizations that have developed 
science policy as their focus area. I am 
not sure about RRI though. Precisely for 
the reasons mentioned above. On the face 
of it, RRI looks normative and demands 
engagement with values. This is a diffi-
cult subject for the technocratic establish-
ments. As a result, policy makers come 

with a ready-made answer that disarms 
RRI from penetrating these institutions 
and looking at actual practice of STI in 
India. The other entry point for RRI in 
India is through research organizations, 
which are involved in EU collaboration 
projects on RRI. Most of the times, these 
organizations run in a mode where, by 
nature of their existence, they spend the 
majority of their time in meeting dead-
lines and ticking boxes. Once a project is 
over, the focus shifts to the next and then 
the next. Everything is mechanized and 
automated. It is not a blame or complaint, 

broadens to include societal and environ-
mental issues, this format of TA becomes 
extremely limited and restrictive. There 
is a huge lack of capacity of interdiscipli-
nary scholars that can engage with social 
and cultural aspects of TA in India.

In an ideal world: what do you think India 
needs regarding TA processes and meth-
ods? How could that be implemented in 
a meaningful way?

As a short-term goal, it needs institution-
alization in academic formats. There are 
different forms (like science advice) in 
which TA is being practiced in the country. 
However, practice should also accompany 
knowledge making and reflection. There 
is a dire need of informed debates and 
discussions on what TA is right now and 
what it can be for India. Institutionaliz-
ing TA through courses in undergraduate 
and graduate programs in science and en-
gineering would be a very welcome move. 
Not only would this promote the devel-
opment of reflexivity in engineering ed-
ucation, but at the same time, it can also 
present a new set of career choices for sci-
ence and engineering graduates, which is 
to pursue science policy research. There is 
also a need for people who could identify 

with it as a domain of expertise. There is a 
general tendency that people identify with 
their core discipline. In India, science pol-
icy is usually a domain where either re-
nowned scientists (postretirement) bring 
funds to fulfil their desire for doing some-
thing for society or ad-hoc experts from 
different core disciplines give ad-hoc ad-
vice. There are research organizations like 
the National Institute of Science, Technol-
ogy and Development Studies and the Re-
search and Information System for Devel-
oping Countries, but they too are heavily 
dominated by economists. As a result, a 

nani in Idea of India remarks aptly, India 
has historically shown the world how to 
transform difference into diversity, rup-
ture into continuity, and invasion into ac-
commodation. As a result, differences are 
not a problem, but rather a necessity for 
a huge republic like India. Diversity cre-
ates the possibility of keeping a mutual 
check against tyranny through moderat-
ing ideological homogenization and sof-
tening power. The main challenge is the 
lack of political and institutional will to 
include people in S & T decision making. 
After more than 20 years of public en-
gagement with science scholarships and 
their different uptakes in policy all over 
the world, the Indian S & T system still 
seems to be stuck in the deficit model. As 
a result, there is a huge lack of platforms 
and cognitive frameworks that could ac-
commodate such diversity of knowledge 
and make it useful for S  &  T decision 
making.

What have your experiences regarding TA 
in India been like? Have you noticed any 
changes over the years?

In India, for many years the only formally 
recognized form of technology assess-
ment was expert science advice to govern-
ment bodies through multiple parliamen-
tary and ad hoc committees. There are 
regular reviews of most of the S & T‑led 
programs and initiatives in the country, 
but most of them could not be classified 
as TA in its complete sense. There were 
parallel attempts from civil society groups 
and academia to develop a bottom-up and 
critical TA. These attempts, though rich 
in evidence and analysis, never found a 
place in mainstream TA.

Over the past 20 years, Indian govern-
ment has also attempted to institutional-
ize TA through dedicated institutions like 
the Technology Information, Forecasting 
and Assessment Council (TIFAC). As 
per my experience over the years, TA as 
formerly practiced, is mostly science ad-
vice that relies heavily on quantitative ev-
idence and desktop research. This is not a 
problem as long as the goal of assessment 
is the evaluation of S & T projects for ac-
ademic purposes. However, once the goal 

Economic growth has raised many internal 
challenges of economic and social inequality, 

informalization, and environmental sustainability.
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but a mere reflection on the current state 
of affairs. As a result, RRI never got a 
chance to become an academic phenom-
enon or to get the kind of attention it de-

served in order to find its niche. There 
are fringe engagements from people like 
me, but we are really a drop in the ocean.

What are the predominant values in In-
dia at the moment concerning responsi-
ble research?

Well, as I said, in general, the black box 
of STI in India has still not been opened 
properly. As a result, whatever values we 
are currently talking about are from pe-
ripheries of S & T. The element of reflex-
ivity is largely missing. Indian scholars 
and policy makers who engage with RRI 
are too busy with celebrating frugal and 
grassroots innovation as Indian versions 
of RRI. This preposition could be highly 
problematic. For one, it masks the sys-
temic challenges and institutional failures 
RRI could have engaged with by high-
lighting individual strategies of survival 
and coping as responsible innovation.

The STI policy 2013 envisions ensuring 
access, inclusion, equity, and sustaina-
bility though faster delivery of S & T‑led 
solutions. Many identify these as the 
core values to be addressed by RRI. At a 
broader and more general level, the STI 
policy goals go very well with the aims of 
RRI, which are to engage with the “right 
impacts of research” or being “responsive 
to societal needs”. However, at a deeper 
level, it also demands “commitment to 
care” for the processes of how this could 
be achieved. Who would take responsi-
bility? What does it mean to take respon-
sibility? In what ways could RRI be con-

ducted on an everyday basis to result in 
access, inclusion, and equity? What kind 
of power and knowledge asymmetries af-
fect these processes and in what ways? 

All these questions are unanswered in the 
Indian context and demand deeper en-
gagement.

What can Germany learn from India re-
garding the relationship between S & T 
and society?

Honestly, I need to know more about 
the German S & T system to answer this 
question. The relationship between S & T 
and society in India is multivalent. Some 
bonds are stronger than others, and some 
are cared for and nurtured more at the ex-
pense of neglecting others. A lot exists 
outside the formal institutional domain of 
S & T. This is the space where multiple 
forms of knowledge exist, including tra-
ditional knowledge systems, even though 
it is shrinking every day. Because of the 
sheer existence of multiple knowledge 
systems and their interactions, the rela-
tionship between S & T and society in In-
dia offers the possibility of new combina-
tions of alternatives to emerge in the face 
of our pressing global challenges.

S  &  T developments are increasingly 
global, new technologies simultaneously 
affect societies across the world. How do 
you think TA should respond?

The effects of new technologies are defi-
nitely global, but not uniform, and this is 
what TA should pay attention to. If we 
look at the concepts of Normal Accidents 
by Perrow, tightly coupled, rigid, and 
complex technological systems are more 
vulnerable to technological failures and 

disruption than loosely coupled, flexible 
technological systems. Similarly, Felt’s 
work on Risk Society suggests that tech-
nological risks have socio-economic and 
political dimensions. A global TA needs 
to be sensitive to these aspects. TA in our 
globalized world needs to be reflexive 
and responsive at the same time. This de-
mands a commitment to care and contin-
uous engagement.

What could India bring to a global TA ap-
proach?

Indian scholars have enormously contrib-
uted to a critical TA, which emphasizes 
that in order to understand the impacts 
of technology on society one cannot shy 
away from the questions of knowledge, 
justice, and democracy. These deeper, un-
comfortable questions often get sidelined 
in the long-term narratives of progress 
and development and the short-term de-
mand for a quick technological solution 
to an immediate problem. These critical 
studies of technology have been largely 
unsuccessful in engaging scientists, the 
industry, and policy makers. A cross-
talk between global TA and Indian criti-
cal technology studies has the potential to 
open up opportunities to develop an ana-
lytical approach that is sensitive to these 
bigger questions while addressing practi-
cal challenges faced by practitioners.

What is your favorite activity besides re-
search and why?

I love dancing. Why do I like it? Vir-
ginia Woolf answers it in the most beau-
tiful way in A Dance at Queen’s Gate: 

“Dance music stirs some barbaric in-
stinct – lulled asleep in our sober lives – 
you forget centuries of civilization in a 
second, and yield to that strange passion 
which sends you madly whirling round 
the room – oblivious of everything save 
that you must keep swaying with the mu-
sic.”

At a deeper level, RRI also demands 
“commitment to care” for the processes  
of how “responsiveness to social needs”  

could be achieved.
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REZENSION

Wasserkrisen 
und Governance

Steuerung ohne klares Ziel

Helmut Lehn, Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS),  
Karlsruher Institut für Technologie (KIT), Karlstraße 11, 

76133 Karlsruhe (helmut.lehn@kit.edu)

Das Buch „Water Crises and Governance. Reinventing collabo-
rative institutions in an area of uncertainty“, herausgegeben von 
Peter Taylor und David Sonnenfeld, geht zurück of eine Ses-
sion beim International Symposion on Society and Resource 
Management im Jahr 2015 in Charleston, South Carolina. Die 
Texte – mit Ausnahme von Kap. 10 (Epilog) – wurden zuerst im 
Jahr 2017 in der Zeitschrift Society and Natural Resources ver-
öffentlicht. Das Buch stellt sozialwissenschaftliche Feldstudien 
zu Auswirkungen von Wasserkrisen auf die Governance (Steue-
rung) von Wasserversorgungssystemen zusammen und versucht 
im letzten Kapitel, allgemeingültige Schlussfolgerungen daraus 
zu ziehen.

Wasser – sowohl für die Umwelt als auch eine wachsende 
Menschheit  – in ausreichender Menge und Güte bereitzustel-
len, ist sicherlich eine der größten Herausforderungen unserer 
Zeit. Wasserkrisen resultieren vor allem aus politischen und so-
zialen Problemen innerhalb ökologischer und klimatischer Rah-
menbedingungen, wobei auch wissenschaftlich-technische Di-
mensionen eine Rolle spielen. Ihre Bewältigung ist aufgrund 
der Komplexität der damit verbundenen zeitlichen, räumlichen, 
ökologischen und menschlichen Skalen durch hohe Unsicher-
heit charakterisiert.

Als „Wasserkrisen“ werden Ereignisse in sozio-ökologi-
schen Systemen definiert, welche als signifikante Bedrohungen 
für zentrale soziale Werte und Strukturen und für lebenserhal-
tende (ökologische, ökonomische, politische oder technologi-
sche) Systeme wahrgenommen werden und unter Bedingungen 
von Unsicherheit dringender Reaktionen bedürfen (S. 1). Es wer-
den Wasserkrisen in der sogenannten entwickelten Welt (Austra-
lien, Frankreich, Neuseeland, USA), in der sogenannten Semipe-
ripherie (China und Südafrika) und in Staaten des sogenannten 

„Globalen Südens“ (Kamerun, Nicaragua, Uganda) aus verschie-
denen disziplinären Blickwinkeln beschrieben. Krisen werden 

aus Sicht der Herausgeber von vier miteinander verknüpften Ur-
sachensets ausgelöst, bei denen jeweils einer dieser Faktoren 
dominiert: 1) ökologische Probleme, 2) infrastrukturelle Ursa-
chen (Material oder Technik), 3) staatliche Politik oder rechtli-
che Veränderungen und 4) asymmetrische Machtverhältnisse der 
beteiligten gesellschaftlichen Akteure. In Entwicklungsländern 
steht dabei der gesicherte Zugang zu gesundheitsverträglichem 
und bezahlbarem Wasser im Vordergrund, in entwickelten Län-
dern hingegen der unzureichende Umgang mit sich ergänzen-
den oder konkurrierenden Wassernutzungen über unterschied-
liche Skalen.

Entsprechend dieser Wahrnehmung unterschiedlicher Arten 
von „Krisen“ gliedert sich das Buch neben Einführung und Epi-
log in vier Blöcke: Block  I behandelt in drei Beiträgen „öko-
logische Krisen“, Block II in zwei Beiträgen die „Krisen von 
staatlicher Politik und Gesetz“, Block III widmet sich in eben-
falls zwei Beiträgen den „Krisen bzgl. des Zugangs zu Wasser“, 
Block IV stellt in zwei Beiträgen „Machtkrisen“ ins Zentrum 
der Betrachtungen. Diese Klassifizierung erstaunt insofern, als 
beispielweise die genannten „ökologischen Krisen“  – Wasser-
übernutzung und Umweltzerstörungen im Einzugsgebiet des Ey-
re-Sees in Australien als Folge des bewässerten Baumwollan-
baus oder Wasserqualitätsprobleme im Yangtse-Fluss in China 
bzw. landwirtschaftlich bedingte Wasserverschmutzung in der 
Canterbury Region im Süden Neuseelands – unschwer als Fol-
gen unzureichender „staatlicher Politik und Gesetzgebung“ ver-
standen werden können, die selbstverständlich sehr eng mit 
Machtfragen verbunden sind. Ebenso sind die in Block III be-
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schriebenen Krisen bezüglich des „Zugangs zu Wasser“, sei es 
aufgrund eines mangelhaften staatlich oder privat organisier-
ten Versorgungsmanagements in Kamerun oder die Benachtei-
ligung von Frauen beim Management von Trinkwasserversor-
gungssystemen in Uganda, wiederum Folgen von ungleich ver-
teilter Macht bzw. unzureichender staatlicher Politik.

Um über die, bei einem Herausgeberband übliche, Aneinan-
derreihung einzelner Fallbeispiele und Problemstellungen hin-
auszugehen, wird im Epilog versucht, allgemein(er) gültige Er-
kenntnisse zu skizzieren – nicht, um die Fallstudien eins zu eins 
auf andere Probleme oder Krisen zu übertragen, sondern mit der 
Fragestellung, inwieweit die zuvor beschriebenen lokalen oder 
regionalen Veränderungen auch in anderen Kontexten zu hilfrei-
chen Lösungen beitragen können. Dabei stehen sechs Erkennt-
nisse im Vordergrund:

1.	 Wasserkrisen beinhalten für Interessensvertreter (Stakehol-
der) die Chance, Wasserversorgungs- und Verteilungssys-
teme sowie ihre Governance um- oder neu zu gestalten.

2.	 Wasser-Governance ist dabei nicht als statische institutio-
nelle Struktur, sondern als historisch flexibler Prozess zu 
verstehen, der von Verhandlung und Neuverhandlung ge-
prägt ist.

3.	 Governance-Änderungen sind nicht notwendigerweise ein-
dimensional in Richtung Dezentralisierung orientiert, son-
dern können auch zu mehr Zentralität führen. Gleichwohl 
wird das Prinzip des Integrierten Wasser Ressourcenmanage-
ments (IWRM) an anderer Stelle des Buches kritisiert, weil 
es zentralistische Tendenzen eher unterstützt, während der 
historische Trend klar zu einer verstärkten Miteinbeziehung 
aller Betroffenen bzw. Akteure tendiere.

4.	 Normen und (Grenz)werte sind Ausdruck gesellschaftli-
cher Wahrnehmung und Prioritätensetzung und können so-
mit nicht allein von wissenschaftlichen oder politischen Eli-
ten verantwortet werden.

5.	 Aufgrund der Beweglichkeit von Wasser (sowohl physisch 
als auch sozial) muss Wasser-Governance über institutio-
nelle Grenzen hinweg organisiert werden und dabei konkur-
rierende Interessen verstehen und berücksichtigen.

6.	 Traditionen und Werte verschiedener Kulturen nicht bei der 
Gesetzgebung und Wasser-Governance zu berücksichtigen, 
behindert Lösungsversuche erheblich.

Diese gleichgewichtige Erkenntniskombination irritiert, sind 
doch die Punkte 1, 2, 4 und 6 eher Trivialitäten, während Fra-
gen zu Zentralität und Dezentralität sowohl mit Blick auf tech-
nische Infrastrukturen aber auch und besonders hinsichtlich der 
Regelungsebene (Punkt 3) noch gründlicher diskutiert werden 
müssen. Ebenso ist dem beweglichen Charakter der Ressource 
Wasser (Punkt 5) in bisherigen Managementansätzen noch nicht 
genügend Rechnung getragen worden.

Die beschriebenen sechs Erkenntnisse werden durch fünf – 
als übergreifend apostrophierte – Governance-Charakteristika 
ergänzt:

1.	 Governance-Arrangements sollten flexibel und erweiterbar 
sein, um Platz für neue Stakeholder zu lassen und ebenso, 
um irrelevant werdende Stakeholder ausscheiden lassen zu 
können.

2.	 Macht und Einfluss verschieben sich im Laufe der Zeit zwi-
schen den Stakeholdern.

3.	 Die Ziele und damit verbundenen Maßnahmen von Was-
ser-Governance werden als Folge sich ändernder ökologi-
scher, sozialer und politischer Rahmenbedingungen oft neu 
zu verhandeln sein.

4.	 Governance-Arrangements müssen sich ökologischer, poli-
tischer und sozialer Komplexität stellen, anstatt sie zu ver-
meiden.

5.	 Aus den Krisen ergeben sich innovative aber auch wiederent-
deckte (alte) Ansätze, um auf Krisen zu antworten.

Auch hier irritiert die Betonung von eigentlich selbstverständli-
chen Sachverhalten – es sei denn, die Herausgeber adressieren 
damit vermutete Erkenntnisdefizite seitens der Techniker und 
Ingenieure. Sie kommen zu dem Schluss, dass es eine allum-
fassende Wasser-Governance zur Entschärfung von Wasserkri-
sen nicht gibt.

Warum fällt es den Autoren so schwer, allgemeingültige Ant-
worten zur Governance von Wasserkrisen zu finden, die schein-
bar globaler Natur sind? Wasserkrisen werden als Ausdruck von 
Nachhaltigkeitskrisen des Mensch-Natur-Verhältnisses darge-
stellt: „Because of water’s centrality in the human experience, 
water crises give us insight into larger crises of sustainability in 
humans’ relationship to the natural world“ (S. 165). Eine Steue-
rungsmöglichkeit (welcher Art auch immer) würde jedoch vo-
raussetzen, dass zuerst einmal das anzusteuernde Ziel identifi-
ziert und beschrieben sein muss – hier ein nachhaltiger(er) Um-
gang mit natürlichen Ressourcen. Auf Basis einer derartigen 
Zielorientierung wäre sicherlich eine eingängigere Strukturie-
rung der Fallbeispiele von Wasser-Governance möglich gewesen. 
Die im Buch zusammengestellten Analysen aus verschiedenen 
regionalen, klimatischen und sozialen Kontexten bieten gleich-
wohl wertvolle Erkenntnisse für die Untersuchung vergleichbar 
gelagerter Fälle.

Eine allumfassende Wasser-
Governance zur Entschärfung von 

Wasserkrisen gibt es nicht.
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Many of the presentations given by sociologists, political 
scientists, anthropologists, or philosophers addressed the need 
of contemporary sociology to increase interdisciplinarity and 
public engagement and to develop new conceptual approaches 
that enable and promote justice and peace in modern societies. 
Around six thousand participants from more than 100 coun-
tries attended the congress, with a majority of women (58 %) 
and around 21 % students. From a country perspective, Canada, 
USA, and Germany (the latter with around 500 participants) 
were most strongly represented.

Debating technology and work

This report focuses on the session on technology and work, or-
ganized by the Institute for Technology Assessment and Systems 
Analysis (ITAS). In 2014, ITAS had taken the initiative to in-
troduce a session on Technology Assessment (TA) at the World 
Congress of Sociology in Yokohama, Japan. TA as a scientific 
field had never been a relevant topic in the ISA before. Four years 
later, in Canada, TA research continued to feature prominently 
at ISA, this time focusing on conceptual approaches to the rela-
tion of technology and work. These approaches refer to the in-
teraction between humans and technology in work environments, 
address employment impacts, conflicts, labor market issues, etc. 
The session on “Technology and Work”1 was accepted as part of 
the activities of the Resarch Committee 23 (Sociology of Science 
and Technology) and was based on an open call for papers. The 
call not only underlined the sociological relevance of the papers 
to be presented but also explicitly strengthened the technologi-
cal focus and impact. Contributions addressed sociological ap-
proaches to analyzing the tension between technology and work 
and the widespread unquestioned acceptance of technological in-
novation in labor spheres. The session also addressed new prob-
lems related to the adoption of automated surveillance, digital-
ization in manufacturing, and the emergence of new competen-
cies with the adoption of Industry 4.0 concepts.

The relationship between technical change and labor struc-
tures has always been complex and is still being discussed and 
interpreted today. The use of information and communication 
technologies (ICTs) has had an enormous impact not only on 
the manufacturing sector but also on the reorganization of the 
service sector in the last decades. Worldwide integration of ICT 
has also created new forms of global value chains, leading to 
substantial changes in the mode of work. Today, a causal model 
can no longer explain these changes, but new theoretical ap-
proaches are required to integrate the technological dimension 
into the new globalization debate, into new forms of work or-
ganization, and into the debate about the “subjectivization” of 
work. Taking these fundamental technological impacts into con-
sideration, these developments are integrated into a conceptual 

1   The session was organized by António Moniz (ITAS/KIT and UNL, Portugal) 
and co-chaired by Delphine Mercier (CNRS – LEST-UMR, France).
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From 15–21 July 2018, the World Congress of Sociology, organ-
ized by the International Sociological Association (ISA), took 
place in Toronto, Canada. Historically, the first steps toward es-
tablishing this association were taken in 1949 on the initiative 
of the Social Science Department of UNESCO. Today, it is the 
world’s largest association of sociologists. The general topic of 
this year’s congress was “Power, Violence and Justice: Reflec-
tions, Responses and Responsibilities”, focusing on increasing 
processes of (anti-female) violence, social inequality, and tre-
mendous poverty in many parts of the world. The presentations 
on these topics provided insights into the reality of daily life in 
many countries – a reality that was often thought to have been 
overcome in highly industrialized countries. As implicitly or ex-
plicitly formulated in many sessions during the congress, sociol-
ogy as a scientific discipline should be (more) aware about these 
realities and become more knowledgeable in order to address 
these social conflicts more actively and globally. However, so-
ciology should transcend established boundaries not only from 
a spatial perspective. Margaret Abraham, parting president of 
ISA, pointed out in her welcome address that “the sociologist’s 
understanding of the world is incomplete without the perspec-
tive of other disciplines. An important aspect of this conference 
is to also point to the synergy and better comprehension of is-
sues that we hope to achieve through our sustained interaction 
with other fields and engagement with civil society. Together, 
we hope to deepen our insights of the complex social, economic, 
and political challenges of our troubled world and find effective 
ways of countering the forces perpetrating violence and subvert-
ing equality and justice.”
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re-evaluation of the relationship between work and technology. 
In the long run, these changes will also bring about significant 
shifts in the relationship between technology and society, as al-
ready indicated by the debate on digitalization.

Since this ISA World Congress placed emphasis on urgent 
social issues such as poverty, new forms of violence and/or rac-
ism on a global scale, the relationship of technology to soci-
ety, in particular to work, featured less prominently than in past 
ISA congresses. Nonetheless, the consequences of technical 
change have obviously been addressed in a number of concep-
tual approaches, and many renowned sociologists – among them 
T. Pinch, B. Latour, K. Knorr-Cetina, A. Rip, H. Nowotny, and 
L. Sanz-Menéndez, who are all former members of the RC23 
board – continue to make important inputs.

Session on “Technology and Work”

The session on “Technology and Work: New Sociological Ap-
proaches?” provided perspectives from several countries and re-
gions as well as from different disciplinary approaches.

B.-J. Krings, A. Moniz, and P. Frey (KIT) opened and intro-
duced the session by underlining that current technological ad-
vances are mobilizing fears, doubts, and hopes around future 
working conditions in highly industrialized societies. The paper 
argued that, despite a varied debate on the future impact of au-
tomation, there is little conceptual knowledge about the impact 
of advanced technologies on work environments, work organi-

zation, and work settings in different branches and sectors. Hu-
man-machine interaction (HMI) has been rarely assessed empir-
ically with respect to the shifts in work in concrete work envi-
ronments, such as administrative, care, machine, or management 
work. While Frey and Osborne’s work on the impact of com-
puterization on future employment has sparked fruitful debate, 
there is further demand for interdisciplinary knowledge about 
HMI based on approaches of science and technology studies, 
case study research, job observation, etc. Furthermore, the pa-
per argued that it is necessary to implement employees’ needs 
in technology design in order to bridge the gap between work 
and technology.

Further papers were presented by A. Kumar (Netaji Subhas 
Institute of Technology, India) on textile printing, by J. Buch-
holz and S. Schaupp (TU Munich) on the concept of Industry 
4.0, by L. Ostronoff (USP, Brazil) on the technology control cul-
ture, and by G. Volkova and N. Shmatko (HSE, Russia) on digital 
competencies resulting from robotization. Discussion on the re-
lationship between work and technology continued with a paper 
on the sociotechnical imaginaries of the post-work movement 
presented by P. Frey (KIT) at the panel “Social Movements and 
Mobilizations for Alternative Futures”.

As both the papers and the following discussion showed, the 
contribution of sociology to the analysis of the relation between 
work and technology seems relevant especially with regard to 
the sociocultural shifts associated with technological innova-
tions. Dialogue among researchers should not be limited to Eu-
rope or the US, but – as the international perspective presented 
by the papers in this panel showed – is also relevant in other re-
gions of the world. Different perspectives were presented and 
discussed in different sessions, reflecting on the contribution of 
sociology to understanding the function of (new) technologies 
in our societies. It seems there are global patterns of technology 
dissemination in the fundamental spheres of social life, which 
should become a major topic in the discussion about the func-
tion of technology in work environments. It is useful to develop 
this debate in international sociological forums, where it is pos-
sible to confront experiences and approaches of experts from all 
continents. Discussions on the relationship between work and 
technology definitely have a place in ISA and its world con-
gresses. In particular, the ISA World Congress of Sociology 
can provide an important forum on work and technology in the 
RC23 sessions. The next opportunity will be the ISA Forum of 
Sociology in Porto Alegre (Brazil) in 2020.

Further information

Congress website https://www.isa-sociology.org/en/
conferences/world-congress/toronto-2018

Abstracts from session “Technology and Work:  
New Sociological Approaches?” https://isaconf.confex.
com/isaconf/wc2018/webprogram/Session9067.html
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folgen erlaubte. Das sei allerdings nichts Neues, wie Reinhard 
Heil (ITAS) anhand des Streits in den 1930er-Jahren zwischen 
Vertretern eines szientistischen Neutralitätsgebots und solchen 
einer (linksgerichteten) gesellschaftlichen Verantwortung von 
Wissenschaft erläuterte – ein Spannungsfeld, das sich heute in 
der Debatte um Responsible Research and Innovation (RRI) wi-
derspiegele. Bogner meinte allerdings, dass es bei RRI mehr um 
das pragmatische Ermöglichen von Innovation gehe – die pro-
zedurale Orientierung des Konzepts relativiere Wertfragen eher.

Woher die Normen kommen  – top-down aus allgemeinen 
Prinzipien oder bottom-up von Stakeholdern – sei nicht immer 
klar, man müsse jedenfalls davon ausgehen, dass Normen nie 

universell, sondern stets zu verhandeln seien (Johann Häußer-
mann, Fraunhofer IAQ). Dabei können gerade normative Fragen 
zu unauflösbaren Problemen führen, etwa in der Zusammen-
arbeit zwischen Mensch und Maschine: Ganz gleich, ob z. B. die 
Entscheidungsbefugnis an Pflegeroboter abgegeben werde oder 
nicht entstünden stets Zumutungen für PatientInnen und Pfle-
gende (Michael Decker, KIT). Je nach Blickwinkel schöben sich 
unterschiedliche Normen in den Vordergrund  – Bernd Giese 
(BoKu, Wien) wies am Beispiel der Schädlingsbekämpfung mit-
tels gene drive auf Wertekonflikte zwischen der globalen Forde-
rung nach Biodiversität und dem lokalen Recht auf Gesundheit 
hin. Bezüglich der Akzeptanz von Robotik und Künstlicher In-
telligenz berichtete Elena Seredkina (Univ. Perm) von lokalen 
und nationalen Divergenzen sowie von solchen zwischen Grup-
pen mit unterschiedlichen Weltbildern.

In der TA‑Praxis zeige sich Normativität u. a. in der Macht 
der Auftraggeber (Karen Kastenhofer, ITA): Deren Doppelrolle 
als Finanzier und Adressat sei verstärkt zu thematisieren, Nähe 
und Distanz zu Auftraggebern im Sinne eines aktiven Machtma-
nagements seien bewusst zu gestalten. Ebenso könnten Maschi-
nen normativ sein, z. B. bei der Entscheidungsunterstützung auf 
Basis lernender Systeme in der sozialen Arbeit (Diana Schnei-
der, FH Bielefeld). Hier sei die Übersetzung sozialer Realität 
in Daten und von erkannten Mustern in Handlungsoptionen be-
sonders problematisch. Und gängige Suchmaschinen spiegelten 
nicht zuletzt die Californian Ideology wider, die mittels ihrer Al-
gorithmen gesellschaftliche Probleme definiere und somit das 
Denken der Nutzer subtil präge (Astrid Mager, ITA).

Normative Einflussnahmen auf die Technikentwicklung 
seien nicht nur in der TA oft verdeckt – der Forschungsprozess 
selbst werde durch externe Normen in den Förderprogrammen 
beeinflusst, die anschließend kaum hinterfragbar seien (Kars-
ten Weber, OTH Regensburg). Auch bei Foresightprozessen trä-

BERICHT

TA 18 – Technik­
folgenabschätzung 
und Normativität

Helge Torgersen, Institut für Technikfolgen-Abschätzung, 
Österreichische Akademie der Wissenschaften, Apostelgasse 23, 1030 Wien 

(torg@oeaw.ac.at)

Technikfolgenabschätzung (TA) soll helfen, negative Effekte 
neuer Technologien zu minimieren, positive zu maximieren. 
Ihre Akteure sollen selber neutral bleiben, dabei entstehen aber 
normative Fragen zuhauf: Welche Effekte welcher Technologien 
sind für wen positiv oder negativ? Welche Argumente sind le-
gitim, wessen Werte relevant? Wie soll TA mit solchen Fragen 
in Zeiten des vorgeblich Postfaktischen umgehen? Diese für die 
Theorie und Praxis der TA relevanten Probleme wurden auf der 
am 11. Juni 2018 vom Institut für Technikfolgen-Abschätzung 
an der Österreichischen Akademie der Wissenschaften veran-
stalteten Konferenz TA18 diskutiert.

In ihrer Keynote betonte Regine Kollek (Univ. Hamburg), 
dass TA der Normativität nicht entkommt, aber stets Anspruch 
auf Neutralität erhebt. Dieser Anspruch habe sich verändert: 
vom scientistischen und dezisionistischen Modell über die Pro-
blematisierung der TA‑Arbeit bis zur heutigen pragmatischen 
Suche nach Alternativen unter Wahrung ethischer Aspekte. Um 
auf Grundlage transparenter Verfahren politikberatungsrelevan-
tes Wissen zu erzeugen, müsse Neutralität reflexiv werden, man 
dürfe sie aber nicht aufgeben. In der zweiten Keynote plädierte 
Pierre Delvenne (Univ. Liège) hingegen für eine explizite „Poli-
tik der TA“ gegen den populistischen, wissenschaftsfeindlichen 
Trend. TA habe immer schon partizipative, deliberative und 
nachhaltige Lösungen befördert, nun seien der Neutralitätsmy-
thos zu überdenken und die politischen Grundsätze offen zu le-
gen. Gemäß Chantal Mouffe’s agonistischem Pluralismus solle 
die Politik der TA zu einer Bastion demokratischer Entschei-
dungsfindung werden.

Ist Normativität der TA also eingeschrieben? Aus histori-
scher Perspektive zeigte Alexander Bogner (Univ. Innsbruck und 
ITA), dass erst die normativ gefärbte Problematisierung eine 
Unterscheidung von erwünschten und unerwünschten Technik-
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ten normative Fragen auf (Dana Wasserbauer, AIT); Petra Scha-
per-Rinkel (AIT) etwa problematisierte die beliebten Vergleiche 
des Entwicklungsstands von Zukunftstechnologien, die impli-
zit die hegemoniale Norm der Wettbewerbsfähigkeit verstärk-
ten. Ebenso folge Indikatorenpolitik normativen Orientierungen, 
wie Stefan Böschen (RWTH Aachen) erläuterte. Akteure konst-
ruierten Probleme und Indikatoren zur Ergebnisprüfung so, dass 
sie ihren Interessen entsprächen. In Ökobilanzen (Mahshid So-
toudeh, ITA) seien je nach Akteur normative Urteile verbor-
gen, die die Objektivität in Frage stellten. Aufgabe der TA sei 
es, Indikatoren kritisch auf Kohärenz zu untersuchen und zu 
analysieren, welche unterschiedlichen Werte sich darin mani-
festieren.

Um den Umgang mit normativen Fragen zu erleichtern wur-
den einige Hilfsmittel vorgestellt. Volker Stelzer (ITAS) etwa 
stellte ein integratives Konzept der Nachhaltigkeit vor, um Tech-
nologien im Anwendungskontext normativ zu bewerten. Zur 
Technikgestaltung präsentierte Clemens Mader (EMPA) eine 
computergestützte Methode zur normativen Nachhaltigkeits-
analyse bei Beteiligungsverfahren. Sebastian Weydner-Volk-
mann (Univ. Freiburg) diskutierte unter Rückgriff auf John De-
weys Moralpragmatismus TA‑relevante Wertungskonflikte bei 
technischem Sicherheitshandeln und schlug „moralische Land-
karten“ vor, die Trade-offs zwischen Werten abbilden.

Normativität lässt sich aber auch als Ressource für die Diver
sifikation der Antizipation verstehen. Aus Sicht des Programm-
entwicklers forderte Claus Seibt (Transfoming Mobilities), Fo-
resightprozesse stärker zu öffnen und auch unkonventionellen 
Meinungen einen Platz zu geben. Im Hinblick auf die heutige 
Verantwortung für künftige Generationen hinterfragte Elias 
Moser (Univ. Bern) zukünftige normative Anforderungen, die 
sich durch die jeweilige Technologie verändern und schlug vor, 
mögliche Entwicklungen des Werteverständnisses abzuschät-
zen. Christopher Coenen (ITAS) mahnte die RRI-Forderung 

nach sozialer Inklusion an, die auch bildungsferne Gruppen 
umfasse.

Normative Aspekte spielen auch in der Politikberatung zu-
nehmend eine Rolle. Ingrid Schneider (Univ. Hamburg) konsta-
tierte allerdings nicht nur in der Biomedizin ein Konkurrenzver-
hältnis zwischen Ethik und TA. Deren Rolle werde gerne als die 
des Honest Broker gesehen, das sei aber nicht die einzige (Anja 
Bauer, ITA). Je nach Rolle werde Neutralität anders interpre-
tiert – beim Projekt NanoTrust (Gloria Rose, ITA) etwa gelte das 
Streben nach Neutralität als Prozessfaktor zur Gestaltung einer 
am Gemeinwohl orientierten Politik.

Im Abschlussplenum untersuchte Armin Grunwald noch 
einmal versteckte Normativitäten in der TA: Normative Bezüge 
seien demnach unvermeidlich und der Neutralitätsbegriff ste-
tem Wandel unterworfen. Nicht immer sei klar, auf welche Inter-
pretation gerade Bezug genommen wird. Auch laufe TA Ge-
fahr, dem Zeitgeist aufzusitzen. Er schlug daher vor, TA als 
sozio-epistemische Praxis zwischen einem Reflexionsmotor 
(Antizipation, Inklusion, Komplexität) und den Aktionsfeldern 
Politikberatung, TA im öffentlichen Dialog und „TA in the ma-
king of  “ zu verstehen. Ziel seien vernünftige Optionen statt all-
gemeine Lösungen. Insgesamt seien mehr Offenheit und Refle-
xion nötig, versinnbildlicht als TA‑Spiegelkabinett, in welchem 
der Weg nach außen beschildert ist.

Weitere Informationen

Die Präsentationen aller Vorträge finden Sie unter  
www.oeaw.ac.at/ita/ta18/programm.

Lesen Sie mehr zur Frage nach Normativität und TA im 
TATuP-THEMA des kommenden Heftes 1/2019.

Liebe Abonnent(inn)en, liebe Leser(innen)!

danke, dass Sie auch im Jahr 2018 TATuP – Zeitschrift für Technikfolgenabschätzung in Theorie 
und Praxis mit Interesse begleitet haben. Neben den anderen Rubriken wird auch in den drei 
Ausgaben des nächsten Jahres insbesondere das TATuP-Thema wieder inhaltliche Akzente setzen. 
Freuen Sie sich auf Beiträge zur Rolle von Normativität in der Technikfolgenabschätzung, eine 
internationale Perspektive auf Digitalisierung und Entwicklung im Globalen Süden sowie 
Einblicke in die Herausforderungen der Energiewende.

Mit diesem Ausblick wünschen Ihnen die TATuP-Redaktion und der oekom verlag 
eine schöne Adventszeit, frohe Weihnachten und ein gesundes Jahr 2019!

Dr. Ulrich Ufer, Redaktionsleitung 
ITAS

Dr. Ulrike Sehy, Leitung Fachzeitschriften 
oekom verlag

Dr. Ulrich Ufer, Redaktionsleitung 
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PRAXIS

Die Arbeitsgruppe 
für Technik­

bewertung und 
ihre Folgen

Daniela Fuchs und Michael Nentwich, Institut für Technikfolgen-Abschätzung, 
Österreichische Akademie der Wissenschaften, Apostelgasse 23, 1030 Wien,  

daniela.fuchs@oeaw.ac.at,  orcid.org/0000-0002-2202-1027,  
michael.nentwich@oeaw.ac.at,  orcid.org/0000-0003-2269-0076

Die Geschichte des ITA  – zuerst im Rahmen einer „Arbeits-
gruppe für Technikbewertung“ (1984/85), 1988 als eigenstän-
dige Forschungsstelle und letztlich, ab 1994, als vollwertiges 
Institut der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
(ÖAW) – ist zugleich eine Geschichte der Technikfolgenabschät-
zung in Österreich. Dreißig Jahre nach der Gründung der „For-
schungsstelle Technikbewertung“ (FTB) an der ÖAW ist diese 
Historie jetzt im Detail nachzulesen.

Verankert in den Umweltdebatten und Technologiekontrover-
sen der frühen 1980er-Jahre, v. a. in den Auseinandersetzungen 
um das AKW Zwentendorf (1978) und die Besetzung der Hain-
burger Au (1984), waren politische Bemühungen, das Thema 

„Technik und Gesellschaft“ in Österreich auch akademisch zu 
verankern, mit der quasi zeitgleichen Etablierung mehrerer Ein-
richtungen erfolgreich. Neben dem Institut für Technik und Ge-
sellschaft an der TU Wien (gegründet 1982) und dem Institut für 
Wissenschafts- und Technikforschung an der Universität Wien 
(gegründet 1988) wurde auch die Technikbewertung (im enge-
ren Sinne) in Österreich, genauer an der ÖAW, heimisch. Das 
institutionelle und politische Standing der ÖAW boten der neu-
gegründeten „Arbeitsgruppe Technikbewertung“ den Rahmen, 
sowohl unabhängige Technikbewertungen für politische Auf-
traggeber als auch praxisorientierte TA‑Forschung durchzufüh-
ren. Ursprünglich als Teil des ÖAW-Instituts für Sozioökonomie 
gegründet, sollte die „Arbeitsgruppe Technikbewertung“ eine 
Schnittstelle zwischen Forschung zu gesellschaftlichen Lang-
zeitentwicklungen und Bewertung von Technologien darstellen. 
Nach der Ausgründung als eigenständige Forschungsstelle Tech-

nikbewertung (FTB) gewann das Tätigkeitsprofil eine zusätz
liche Facette: Während politik-orientierte Forschungstätigkeit 
von Anfang an im Zentrum gestanden hatte, konsolidierte sich 
im Laufe der Zeit eine breitere wissenschaftliche Forschungs-
arbeit; über die Zeit ist auch eine zunehmende Schärfung des 
Profils des Instituts (u. a. durch die Ausgliederung des Health 
Technology Assessment 2006) zu beobachten.

Das ITA vertritt den Anspruch, Beiträge zu wissenschaft
licher Erkenntnis, zur wissensbasierten Beratung von Politik 
und Gesellschaft sowie zur Methodenentwicklung in der TA zu 
leisten (vgl. Leitbild des ITA). In seiner Geschichte findet sich 
daher ein wechselndes Muster an Themen, Auftraggebern und 
Adressaten. Im Hinblick auf Politikberatung sind vor allem eine 
erste frühe Zusammenarbeit mit dem Parlament (Parlamentari-
sche Enquetekommission, 1991–1992), welche 2014 wiederauf-
genommen wurde, und die erfolgreiche Durchführung des Tech-
nologie-Delphi Austria (1996–1998) für die österreichische Ver-
waltung hervorzuheben.

Allerdings verlief die Geschichte des ITA nicht ohne Rück-
schläge. Die mehrfach drohende Schließung als eigenständige 
Forschungsstelle nach dem Weggang des damaligen Leiters 
Ernst Braun (1990) bzw. später nochmals als Institut (2011) tru-
gen zu seiner teilweisen Reformierung und Konsolidierung bei. 
Wenngleich von Anfang an interessiert an Kooperationen mit 
einer Vielzahl unterschiedlicher Auftraggeber, führte vor allem 
letztgenannte Krise zu einer aktiven Öffnung in Richtung Ge-
sellschaftsberatung; unter anderem auch durch die weitere Be-
förderung einer aktiven Öffentlichkeitsarbeit und Kommunika-
tionskultur des Instituts. Nicht zuletzt durch die Bewältigung 
solcher Herausforderungen illustriert die Geschichte des ITA 
nicht nur Besonderheiten des österreichischen politisch-sozia-
len Umfelds, sondern auch die generelle Resilienz der TA, die es 
ihr ermöglicht, sich selbst in einem spannungsgeladenen Umfeld, 
wie jenem dem sich inter- und transdisziplinär arbeitende Insti-
tutionen tendenziell ausgesetzt sehen, längerfristig zu behaupten.

Zum Weiterlesen
Nentwich, Michael; Fuchs, Daniela (2018): Drei Jahrzehnte institutionalisierte 
TA in Österreich: Das Institut für Technikfolgen-Abschätzung der Österreichischen  
Akademie der Wissenschaften. Geistes-, sozial- und kulturwissenschaftlicher 
Anzeiger der ÖAW, 153 Jg., Preprint: http://epub.oeaw.ac.at/ita/ita-papers/ 
30-Jahre-TA-in-Österreich.pdf.

In dieser kostenpflichtigen Rubrik informieren NTA-Mitglieder 
über ihre Aktivitäten und unterstützen TATuP.  
www.tatup.de/index.php/tatup/about/submissions
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‌TA TuPDates
CALL FOR THEMA
Reichen Sie jetzt Ihre Vorschläge für ein kommendes TATuP-THEMA ein, das Sie ab Heft 
1/2020 als THEMA-Herausgeberin oder -Herausgeber betreuen möchten. Der Redaktions
prozess beginnt etwa ein Jahr vor Publikation. Mehr Informationen unter:  
http://tatup.de/index.php/tatup/announcement/view/15

DANK AN DIE GUTACHTERINNEN UND GUTACHTER
Das Peer-Review-Verfahren von TATuP garantiert die wissenschaftliche Qualität der Beiträge. 
Für Begutachtungen der Beiträge aus dem Jahr 2018 dankt die Redaktion:
J. Altmann, O. Bendel, F. Bösch, K. Cuhls, O. Daum, M. Dusseldorp, C. Eisenmann, R. Frau, 
K. Gerlinger, G. Hirsch Hadorn, M. Hartmann, J. Hahn, L. Hennen, N. Heyen, L. M. Hilgert, 
P. Hocke-Bergler, M. Kahl, M. Kettner, N. Kleine, J. Klonowski, V. Kolarova, H. J. Lietzmann, 
M. Mölders, R. Kollek, M. Krail, S. Kuppler, S. Lingner, A. Lösch, M. Mai, K. Mainzer,  
C. Minster, A. Nordmann, J. Ostheimer, S. Ott, W. Peissl, S. Pfotenhauer, M. Puhe, H. J. Przybilla,  
M. Reichenbach, T. Saretzki, J. Schmidt, N. Schulte-Römer, C. Schrader, C. Seitz, S. Selke,  
M. Sotoudeh, F. Stalder, H. Strassheim, E. Szimba, R. Thiele, G. Wolbring und S. Zimmer-Merkle.

TATuP-SITZUNG
Am 06. November 2018 trafen sich Herausgebergremium, wissenschaftlicher Beirat, Redaktion 
und oekom verlag zu einer TATuP-Sitzung in Karlsruhe. Rückblick auf den Relaunch und 
Ausblick auf Zukünftiges, wie z. B. die kommenden TATuP-THEMEN, waren Gegenstand des 
Treffens.
 

BEITRÄGE EINREICHEN UND ONLINE LESEN

 www.tatup.de

AUF DEM LAUFENDEN BLEIBEN

 www.oekom.de/zeitschriften/tatup/newsletter-tatup

KOMMENTIEREN, TEILEN, LIKEN

 www.facebook.com/TAjournal

 www.twitter.com/TAjournal

1/2019  erscheint  
im Apr i l  2019  zum THEMA

Normativität 
in der TA

Obwohl seit Beginn der Technikfolgenabschät
zung (TA) Anspruch auf Neutralität und Unpar-
teilichkeit besteht, weist die TA in Theorie und 
Praxis normative Bezüge auf. Das betrifft nicht 
nur die Auswahl der analysierten Technolo-
gien, sondern auch die Art der Bearbeitung 
und die Analyseperspektiven bei der Auswer-
tung von Forschungsergebnissen. Wie können 
relevante Einflussfaktoren, wie etwa die Inter-
essen beteiligter Akteure, reflektiert oder gar 
offengelegt werden? Gastherausgeberin und 
Gastherausgeber dieses TATuP-THEMAS sind 
Linda Nierling (ITAS/KIT) und Helge Torgersen 
(ITA/OeAW).
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DIE GUTEN SEITEN DER ZUKUNFToekom.de

Alle Macht den Räten!
»Die Veränderung des Ernährungssystems wird nicht von 
oben geschehen, sondern von unten.«
G. Oertel/C. Pohl/V. Thurn

Ernährungsräte wollen unser Ernährungssystem relokalisieren. Dazu müssen sie zu einem  
wichtigen Instrument einer modernen Kommunalpolitik werden. Das Buch zeigt die Energie 
dieser Vernetzung auf und will dazu beitragen, dass sich Städte wieder aus der Region ernähren.

Valentin Thurn, Gundula Oertel, Christine Pohl

Genial lokal
So kommt die Ernährungswende in Bewegung:  
Mit einem Leitfaden zur Gründung von Ernährungsräten

oekom verlag, München
ca. 224 Seiten, Klappenbroschur, 20,– Euro
ISBN: 978-3-96238-055-7
Erscheinungstermin: 03.09.2018
Auch als E-Book erhältlich

DIE GUTEN SEITEN DER ZUKUNFToekom.de

Entdecke dein Nebenan
»Es wird Zeit, dass die Menschen nebenan wieder näher 
zusammenrücken und sich vernetzen.«
I. Brunk / M. Vollmann

Mit diesem Ratgeber wird selbst die anonymste Großstadt zum Dorf. Denn in Zukunft wird 
in deiner Nachbarschaft getauscht, geteilt und sich getroffen. Vom Hofflohmarkt bis zum 
Sprachtandem – mit den Ideen und Anleitungen im Buch machst du dein Viertel lebendig.

Ina Brunk, Michael Vollmann

Ziemlich beste Nachbarn
Der Ratgeber für ein neues Miteinander: Von den Gründern von nebenan.de

oekom verlag, München
ca. 160 Seiten, Klappenbroschur, vierfarbig, mit zahlreichen Abbildungen, 17,– Euro
ISBN: 978-3-96238-051-9
Erscheinungstermin: 03.09.2018
Auch als E-Book erhältlich



DIE GUTEN SEITEN DER ZUKUNFToekom.de

Über Risiken und 
Nebenwirkungen
»Stoffgeschichten decken Konflikte auf, indem der 
Lebensweg ausgewählter Substanzen dargestellt wird.«
Jens Soentgen

Exemplarisch werden Konfliktstoffe der Moderne betrachtet: Heroin etwa, das vom Schmerz­
mittel zum Suchtstoff wurde; oder das Lebenselixier CO2, das heute als Klimakiller gilt.  
Ein neuartiger Blick auf die häufig unbeabsichtigten Folgen eines unbedachten Handelns.

Jens Soentgen

Konfliktstoffe
Über Kohlendioxid, Heroin und andere strittige Substanzen

oekom verlag, München
ca. 256 Seiten, Hardcover, 24,– Euro
ISBN: 978­3­86581­779­2
Erscheinungstermin: 03.09.2018
Auch als E­Book erhältlich

?

GAIA 
ÖKOLOGISCHE PERSPEKTIVEN FÜR WISSENSCHAFT UND GESELLSCHAFT
ist eine transdisziplinäre Zeitschrift für Wissenschaftler 
und Wissenschaftsinteressierte, die sich mit Hintergründen, Analysen 

und Lösungen von Umwelt- und Nachhaltigkeitsproblemen befassen.
MIT PEER REVIEW

                                             FORSCHUNG OHNE FACHGRENZEN 
                                    MIT EINEM ABO DER GAIA               

 Vier Ausgaben für 110,20 Euro (zzgl. Versand)
Bestellung an abo@oekom.de  oder +49/(0)89/54 41 84-25

oder unter www.gaia-online.net

VERSCHENKEN SIE EIN JAHR

PASSENDES 
GESCHENK GESUCHT?

ÖKOLOGISCHE PERSPEKTIVEN FÜR WISSENSCHAFT UND GESELLSCHAFT

?

ÖKOLOGISCHE PERSPEKTIVEN FÜR WISSENSCHAFT UND GESELLSCHAFT

ÖKOLOGISCHE PERSPEKTIVEN FÜR WISSENSCHAFT UND GESELLSCHAFT

ÖKOLOGISCHE PERSPEKTIVEN FÜR WISSENSCHAFT UND GESELLSCHAFT
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